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Die Förderprogramme der Städtebauförderung (nach Art. 104b GG) werden bei ihrer 
ersten Erwähnung in Anführungszeichen gesetzt, nachfolgend werden sie ohne Anfüh-
rungszeichen benannt. 
 
Es wurden überwiegend grammatische Formen gewählt, die weibliche und männliche 
Personen gleichermaßen einschließen. War dies nicht möglich, wurde zwecks besserer 










1.1 VON DER STADT ZUR STÄDTEBAUFÖRDERUNG 
Städte soll es nach dem bisherigen Stand der Archäologie schon seit über 6.000 Jahren 
geben. Die derzeit älteste bekannte Stadt Tell Brak (4.500 Jahre vor unserer Zeitrech-
nung) wurde im nordöstlichen Syrien gefunden. Ein erster Beweis für eine Stadt zeigte 
sich in der Konzentration von zahlreichen Keramikschalen und Tierknochen in einem 
Gebäude, was auf einen öffentlichen sozialen Bereich wie z. B. eine Kantine schließen 
lässt. (Husemann 2012) 
Aber was macht eine Stadt aus? Die Definition von Hofmeister sagt aus: "Die Stadt ist ein 
kompakter Siedlungskörper von hoher Wohn- und Arbeitsplatzdichte, mit vor allem durch 
Wanderungsgewinn wachsender Bevölkerung, mit breitem Berufsfächer bei überwiegend 
tertiär- und sekundärwirtschaftlichen Tätigkeiten, mit deutlicher innerer Differenzierung, 
mit relativ hoher Verkehrswertigkeit, mit einem Bedeutungsüberschuss an Waren und 
Dienstleistungen für einen erweiterten Versorgungsbereich bei weitgehend künstlicher 
Umweltgestaltung mit deren Folgen für ihre Bevölkerung." (Hofmeister 1999, S.231). 
Die Stadt übernimmt Funktionen, die auch von den Menschen des Umlandes genutzt 
werden, wie z. B. als Wirtschaftsraum für Industrie, Handel und Gewerbe; als kulturelles 
Zentrum, als Verwaltungssitz sowie als Standort von Gesundheits-, Sozial- und Bildungs-
einrichtungen. Im Gegenzug wird die Stadt vom Umland mit Ressourcen versorgt, die sie 
selbst nicht vor Ort gewinnen kann. Diesen Austausch und damit die Unterscheidung 
zwischen Stadt und Umland gab es schon in den ältesten Städten. (vgl. Husemann 2012) 
Für den Begriff Stadt gibt es aber keine einheitliche Definition. Im administrativ-
statistischen Bereich wird die Stadt über eine Mindesteinwohnerzahl definiert. Diese 
Untergrenze liegt meist zwischen 2.000 und 5.000 Einwohnern (ARL 2005, S. 1048f.). 
Eine hohe Bevölkerungsdichte führt zu einer stärkeren Kommunikation und damit zu 
einem höheren Informationsaustausch zwischen den Einwohnern. Die Information stellt 
neben dem Raum und der Zeit eine fundamentale Größe des Universums dar 
(Weizsäcker 2002). Die Städte als Orte des Informationsaustausches haben eine ent-
scheidende Wirkung auf die Entwicklung der Menschheit in jeder Zeit. 
In Deutschland sind die Städte nach den Gemeindeordnungen der Bundesländer (Länder) 
den Gemeinden zugeordnet. Diese Zuordnung gründet sich auf die Deutsche Gemeinde-
ordnung vom 30. Januar 1935 (§ 9). Ebenso wird in Artikel (Art.) 28 Grundgesetz (GG) 
der Begriff der Gemeinden benutzt und meint Städte, Einheits- und Großgemeinden, 
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kreisfreie und kreisangehörige Gemeinden sowie Ortsgemeinden (Jarass 2011, S. 619). 
Der Titel Stadt ist in diesem Zusammenhang inhaltsleer geworden (Heineberg 2006, 
S. 26). Vor diesem administrativen bzw. juristischen Hintergrund wird in dieser Arbeit nur 
noch die Bezeichnung Gemeinde verwendet. Der Begriff Kommune wird außen vor gelas-
sen, da er auch Landkreise bezeichnen kann, die im weiteren Kontext aber keine Rolle 
mehr spielen (Bogumil 2009).  
„Den Gemeinden muss das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln“ 
(Art. 28 Abs. 2 GG). Die Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft sind „diejenigen 
Bedürfnisse und Interessen, die in der örtlichen Gemeinschaft wurzeln oder auf sie einen 
spezifischen Bezug haben“ (Jarass 2011, S. 616). Für die Gemeinden ergeben sich zwar 
keine feststehenden Aufgaben, aber sogenannte Gemeindehoheiten wie Gebiets-, Orga-
nisations-, Haushalts-, Personal- sowie Planungshoheit (ebd., S. 616f.). Gemeindliche 
Angelegenheiten entstehen in den Bereichen der Abfallentsorgung, der Förderung von 
Wirtschaft und Umwelt, der Energie- und Wasserversorgung, der privatrechtlichen Ver-
mögenssorge sowie im Betreiben gemeindlicher Einrichtungen (ebd., S. 617f.). Damit 
übernehmen die Gemeinden auch im juristischen Sinn Aufgaben und Funktionen für ihre 
Einwohner und können entsprechende Wirkungen entfalten. 
Zusätzlich zu diesen Rechten und Pflichten müssen sich die Gemeinden den Herausfor-
derungen des 21. Jahrhunderts stellen. Nach einer langen Periode des Bevölkerungs-
wachstums in Deutschland müssen sich die Gemeinden vermehrt mit Schrumpfungspro-
zessen auseinandersetzen (Statistisches Bundesamt 2012). Der demographische Wandel 
wirkt sich besonders in Form von Überalterung sowie Ab- und Zuwanderung auf die Ge-
meinden aus (BBSR 2010, S. 6ff.). Die Stärke des Wandels hängt von der jeweiligen 
Gemeinde ab. Diese Herausforderung stellt aber nur eine von vielen dar. Globalisierung, 
Strukturwandel, Deregulierung, Energiewende, Klimawandel sowie Wettbewerbsdruck 
sind weitere aktuelle Veränderungen, die auf die Gemeinden Einfluss ausüben. 
Diese Rahmenbedingungen können vielfältige Folgen für die Gemeinden haben. Der 
demographische Wandel kann z. B. zu Segregation, Gebäudeleerstand, Wohnungsman-
gel sowie sozialräumlichen Disparitäten führen. Die Lebensqualität der Einwohner hängt 
direkt mit den sozialen, ökonomischen und ökologischen Veränderungen zusammen. 
Um diese Herausforderungen anzugehen, benötigen die Gemeinden ausreichend Fi-
nanzmittel. Die finanzielle Situation kann sich sehr unterschiedlich darstellen: Von 
Gemeinden, die haushaltsmäßig handlungsunfähig sind und damit zwangsverwaltet wer-
den, bis hin zu Gemeinden mit hohen Einnahmen, z. B. über die Gewerbesteuer. Die 
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Zahlen zeigen aber bisher einen eindeutigen Trend zu wachsenden Schulden, die in 
Deutschland bezogen auf alle Gemeinden derzeit bei 135 Milliarden Euro (31. Dezember 
2012) liegen (Statistisches Bundesamt 2013, S. 24). 
Eine heterogene Verteilung in der finanziellen Ausstattung zeigt sich auch in den Schul-
den der Gemeinden je Einwohner (als Beispiel: Abbildung 1). Dabei ist zu beachten, dass 
die Gemeinden Schulden nicht nur in den Kernhaushalten ausweisen können, sondern 
auch in Extrahaushalten (in kommunalen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen (FEU) 
des Staatssektors) sowie sonstigen FEU (Marktteilnehmer) (Burth 2013). 
 
Abbildung 1: Schulden je Einwohner in den Kommunen der Flächenländer (Stand 2012) 
(Quelle: Burth 2013) 
Die Städtebauförderung kann und soll diese finanzielle Lücke nicht schließen, sondern die 
Gemeinden subsidiär in der Stadtentwicklung unterstützen. Der Begriff der Städtebauför-
derung kann als allgemeine Förderung der städtebaulichen Entwicklung aufgefasst 
werden. Im Rahmen dieser Arbeit wird die Städtebauförderung ausschließlich als Finanz-
hilfe auf Grundlage Art. 104b GG angesehen. 
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Nach Art. 104b GG stellt die Bundesrepublik Deutschland (Bund) den Ländern Bundes-
mittel für besonders bedeutsame Investitionen zur Verfügung. Die verschiedenen Arten 
der zu fördernden Investitionen werden im Detail durch Verwaltungsvereinbarungen (VV) 
zwischen Bund und Ländern geregelt. Die VV legt die Höhe der Finanzhilfen für die ein-
zelnen Programme, die Art der Programme sowie die Verfahrensvorschriften fest. In 
Anwendung des Subsidiaritätsprinzips überlässt der Bund entsprechende Aufgaben und 
damit auch die Frage, ob Fördergebiete von verschiedenen Programmen überlagert wer-
den dürfen, der nachgeordneten Ebene. 
„Das Subsidiaritätsprinzip beinhaltet verallgemeinert, dass hierarchisch vorgeordnete 
staatliche, regionale, administrative Organisationsebenen oder Verfahren nur dann greifen 
sollen, wenn die nachgeordneten administrativen oder gesellschaftlichen Einheiten (bis 
hinunter zur Familie und zum Individuum) und Verfahren die zu lösenden Aufgaben ei-
genständig nicht zu lösen vermögen. Subsidiär sind in diesem Verständnis die 
hierarchisch vorgeordneten Aufgabenträger und Verfahren mit ihren verfassungsrechtlich 
und gesellschaftlich determinierten Aufgaben- und Kompetenzbeständen, die über das 
Subsidiaritätsprinzip relativiert werden.“ (ARL 2005, S. 1130) 
Das erste Städtebauförderprogramm „Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen“ wurde 
1971 beschlossen und blieb bis 1990 das einzige Programm. Mit der Schaffung des För-
derprogramms „Städtebaulicher Denkmalschutz Ost“ 1991 als zweites städtebauliches 
Programm ergab sich für die Länder Berlin (Ost), Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen (neue Länder) zum ersten Mal die 
Möglichkeit, Förderprogramme zu überlagern. Die Sonderprogramme wie das „Sofortpro-
gramm“ bilden in der Städtebauförderung Ausnahmen (s. Kap. 2.2). Die Klärung einer 
möglichen Überlagerung rückte noch stärker in den Fokus, als die Programme „Soziale 
Stadt“ (1999), „Stadtumbau Ost“ (2002) sowie „Stadtumbau West“ (2004) aufgelegt wur-
den und damit allen Ländern mehrere Programme zur Verfügung standen (Abbildung 2). 
Der Stadtumbau beinhaltet z. B. Maßnahmen für den Rückbau von Gebäuden (Art. 5 VV 
2013), die das wirtschaftliche Wachstum (nach Art. 104b Abs. 1 Nr. 3 GG) negativ beein-
flussen. Die Gemeinden stehen somit angesichts der aktuellen Probleme vor der Aufgabe, 
die richtigen Maßnahmen in den geeigneten Gebieten einzusetzen. Die unterschiedliche 
Herangehensweise der Länder lässt die Frage offen, wie sich die Anwendung der Städte-
bauförderung optimieren lässt. Gerade aufgrund knapper werdender Mittel in den 
Haushalten des Bundes, der Länder und der Gemeinden ist die Optimierung und Evaluie-
rung der finanziellen Hilfen unumgänglich. Die Überlagerung von Städtebauförder-
programmen wirkt sich auf diese Ziele aus.  
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Abbildung 2: Verpflichtungsrahmen Bundesfinanzhilfen der Städtebauförderung von 1971 
bis 2012 
(Quelle: Städtebauförderungsdatenbank des BBSR) 
Die verschiedenen Regelungen der Länder zur Überlagerung von Städtebauförderpro-
grammen führten zu Diskussionen zwischen dem Bund, den Ländern sowie den 
Gemeinden (Persönliche Gespräche auf dem Städtebauförderkongress am 19.04.2013 in 
Berlin). In Abhängigkeit von der jeweiligen Betrachtungsweise existieren unterschiedliche 
Ansichten, die es zu erläutern gilt. 
1.2 STAND DER FORSCHUNG UND LITERATUR 
Die Städtebauförderung ist ein Instrument der Gemeinden zur Stadtentwicklung. Dabei 
können die Gemeinden beim jeweiligen Land Finanzhilfen des Bundes und des Landes 
beantragen. Das erste Programm wurde 1971 mit Sanierungs- und Entwicklungsmaß-
nahmen aufgelegt. Erste Studien dazu wurden Ende der 1970er Jahre durch das 
Bundesbauministerium in Auftrag gegeben, welche vor allem die Möglichkeiten und Gren-
zen einer Wirkungsanalyse bestimmen sollten (Altrock 2007, S. 34). Nachfolgend 
entstand eine Vielzahl von Publikationen, Berichten sowie Fallstudien zum Thema Städ-
tebauförderung. Diese wurden im Wesentlichen durch den Bund oder die Länder in 
Auftrag gegeben. Inhaltlich wurden vor allem Anwendung und Wirkung der Städtebauför-
derung untersucht bzw. dokumentiert (z. B. BMVBS 2011b). Die Ergebnisse stehen allen 
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maßgeblich beteiligten Akteure zur Verfügung und dienen im Wesentlichen der Optimie-
rung der Städtebauförderung. So wurden beispielsweise im Rahmen des Programmes 
Stadtumbau West Konzepte mit Pilotstädten erarbeitet und umgesetzt (BBR 2008). Durch 
die Forschungsbegleitung standen allen Gemeinden die Ergebnisse der Untersuchung zur 
Verfügung und konnten für eventuelle eigene Programmanwendungen genutzt werden.  
Die Veröffentlichungen werden meist durch die Bundesanstalt für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) sowie das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) 
wissenschaftlich begleitet. In der Regel sind nach VV 0,2 % der Finanzhilfen für For-
schungsvorhaben vorgesehen. Vor dem Hintergrund der Evaluation von 
Städtebauförderprogrammen nach Art. 104b GG (Änderung 2006) stieg die Anzahl der 
Veröffentlichungen in diesem Bereich. 
In der Fachliteratur ist das Thema Städtebauförderung bekannt und wird meist im Kontext 
der Stadtplanung und -entwicklung untersucht. Die Städtebauförderprogramme werden im 
Zusammenhang mit den aktuellen Herausforderungen der Gemeinden betrachtet (z. B. 
Rößler 2010). Eine direkte Auseinandersetzung mit der Städtebauförderung erfolgte meist 
bei bestimmten Fragestellungen wie der Evaluierung in Arbeitskreisen oder Workshops. 
Dies bildet eine Basis für die entsprechende Fachliteratur (z. B. Weith 2007).  
Das Thema der Überlagerung gewann erst ab 1999 mit der Einführung des Programms 
Soziale Stadt und allen nachfolgenden an Bedeutung. Allerdings wurden die Fälle nur 
untersucht bzw. dokumentiert (z. B. BMVBS 2011b). Dies erfolgte meist im Auftrag des 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) oder der jeweiligen 
Landesministerien. Eine konkrete Auseinandersetzung mit der Überlagerung von Förder-
programmen erfolgte in den Publikationen oder der Fachliteratur aus Sicht des Autors nur 
unzureichend. Die Überlagerung von Städtebauförderprogrammen wirkt sich auf viele 
Bereiche der Städtebauförderung aus. Bereiche wie Zielerreichung, Mittelbündelung 
sowie Evaluierung bilden einen weiteren wesentlichen Teil der zur Verfügung stehenden 
Literatur (z. B. BMVBS 2011c). Die exemplarische Analyse einer Mehrfachförderkulisse in 
Berlin Moabit (Kroll 2011) zeigt eine Sichtweise zum Thema, stellt aber keine umfassende 
Betrachtung der Thematik dar. Daher ist die aktuelle Quellenlage zu diesem Thema sehr 
begrenzt. 
1.3 EINGRENZUNG UND ZIEL DER ARBEIT 
Ausgehend von der dargestellten Problemstellung ergibt sich das Ziel, die Überlagerung 
von Städtebauförderprogrammen zu analysieren und zu bewerten. Die Breite des Themas 
erfordert zuvor eine inhaltliche Eingrenzung.  
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Diese Arbeit betrachtet ausschließlich die Überlagerung von Förderprogrammen im Rah-
men der Städtebauförderung nach Art. 104b GG. Die Einbeziehung von anderen 
Förderungsmöglichkeiten wie Fach-, Landes- sowie EU-Förderung wird im Rahmen die-
ser Arbeit nicht untersucht, da die Komplexität der Zusammenhänge den Umfang der 
Arbeit beträchtlich erhöhen würde. In der weiterführenden Perspektive wird dennoch 
darauf Bezug genommen. 
Ebenso komplex wird das Thema, wenn die Überlagerung der Städtebauförderprogram-
me nicht nur als räumliche Überlagerung betrachtet wird, sondern als inhaltliche (z. B. in 
den Maßnahmen), finanzielle (z. B. als Mittelbündelung) oder verwaltungsstrukturelle 
Überlagerung. Als Ausgangsbasis wird die räumliche Überlagerung im Mittelpunkt stehen. 
In der Analyse sowie Bewertung werden die anderen Aspekte einbezogen, wenn sie von 
Bedeutung sind.  
Bei der Betrachtung einer räumlichen Überlagerung ist nur das jeweilige Programm nicht 
das festgelegte Gebiet von Interesse. In Abhängigkeit vom Programm sind verschiedene 
Gebietsfestlegungen möglich (Abbildung 3). 
 
Abbildung 3: Städtebauförderprogramme (Programmjahr 2013) sowie mögliche Gebietsfest-
legungen in Abhängigkeit vom Förderprogramm 
(Quelle: eigene Darstellung, VV 2013, Baugesetzbuch [BauGB]) 
In der Analyse werden die rechtlichen Vorgaben sowie der Umgang mit der Überlagerung 
von Förderprogrammen untersucht. Dabei wird für alle Länder eine Systematik der jewei-
ligen Regelungen und Positionen erstellt. Die Perspektiven des Bundes und ausgewählter 
Gemeinden bilden den Rahmen der Untersuchung. Die näheren Gründe für die bisherige 
Handhabung auf Landes- und Gemeindeebene werden genauer beleuchtet. Insgesamt 
ergibt sich ein Bild über die bestehenden bundesweiten Regelungen und Praktiken zur 





Aktive Stadt- und Ortsteilzentren 







Beschluss der Gemeinde 
Untersuchungsgebiet 
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Die zweite Zielstellung betrifft die Bewertung der existierenden Verfahren zur Überlage-
rung von Förderprogrammen. Die Bewertung erfolgt auf drei Ebenen: die rechtliche 
Ebene, die Zielebene sowie die Ebene der Rahmenbedingungen. Als Grundlage dienen 
die Analysen aus den vorangegangenen Kapiteln sowie weiteren Quellen. Abschließend 
werden Handlungsempfehlungen zur Überlagerung von Städtebauförderprogrammen 
erstellt, die den Nutzen erhöhen bzw. die Kosten verringern. 
1.4 AUFBAU UND METHODIK DER ARBEIT  
Im ersten Teil der Arbeit werden die Problemstellung, der Stand der Literatur und der 
Forschung erläutert. Mit der Eingrenzung des Themas ergeben sich die Ziele der Arbeit 
und die Methodik, wie die Ziele erreicht werden. Im Anschluss an die Einführung wird der 
Leser in die rechtlichen Grundlagen und die Entwicklung der Städtebauförderung einge-
führt, und die maßgeblichen Veränderungen der letzten Jahrzehnte werden näher 
beleuchtet. Als Quellen werden Gesetze, vor allem das GG und BauGB, sowie Publikatio-
nen und Literatur zur Städtebauförderung benutzt. 
Das dritte Kapitel befasst sich mit der aktuellen Situation der Städtebauförderung und der 
Überlagerung von Städtebauförderprogrammen am Beispiel des Freistaates Sachsen. Die 
Informationen des dritten Teils werden über die VV 2013, die Verwaltungsvorschrift über 
die Förderung der Städtebaulichen Erneuerung (VwV StBauE) 2009 und die Ausschrei-
bung des Programmjahres (PJ) 2013 des Freistaates Sachsen (u. a. Erlasse und 
Schreiben) sowie über das Experteninterview mit dem Referatsleiter der Städtebau- und 
EU-Förderung des Sächsisches Staatsministerium des Innern (SMI), Herrn Köppl, ge-
wonnen. 
Der Freistaat Sachsen wurde aus mehreren Gründen als Beispiel ausgewählt. Die Viel-
schichtigkeit des Themas erfordert direkten Kontakt zu mehreren fachlich kompetenten 
Personen im Bereich Städtebauförderung. Um Hintergründe oder Verständnisfragen zu 
klären, war das persönliche Gespräch mit den zuständigen Personen des Referates Städ-
tebau- und EU-Förderung (SMI) unabdingbar. Außerdem vollzieht Sachsen in der 
Städtebauförderung eine Entwicklung weg von einer Überlagerung hin zu einer Trennung 
der Städtebauförderprogramme in einem Gebiet. 
Ausgehend von der geschichtlichen Entwicklung der Städtebauförderung, den rechtlichen 
Grundlagen und der Ist-Situation im Freistaat Sachsen werden im Kapitel Vier die bisheri-
gen Festlegungen und Positionen des Bundes und der Länder zur Überlagerung 
untersucht. Mit einem selbst erstellten Schema werden die derzeitigen Regelungen und 
Positionen zur Überlagerung systematisiert. Die Positionen werden untereinander sowie 
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mit den Ansichten der ausgewählten Gemeinden verglichen. Die Begründungen der ver-
schiedenen Ansichten werden nach selbst festgelegten Gesichtspunkten 
gegenübergestellt. 
Das Material für die Untersuchung wird über die Recherche von Gesetzen, Verordnungen, 
Erlassen, Bekanntmachungen, Positionspapieren, Pressemitteilungen und Publikationen 
von Behörden, Arbeitskreisen oder sonstigen öffentlichen und privaten Institutionen ge-
wonnen. Des Weiteren erfolgt bei allen Ländern sowie ausgewählten Gemeinden eine 
empirische Analyse, um die Frage nach den Positionen und den Gründen für eine Überla-
gerung zu klären. Die ausgewählten Gemeinden dienen als direkte Praxisbeispiele für die 
Überlagerung von Städtebauförderprogrammen. Die Analyse erfolgt durch persönliche 
oder telefonische Interviews mit Experten des Bundes, aller Länder und ausgewählter 
Gemeinden. Mit Hilfe der qualitativen, leitfadengestützten Experteninterviews wurden die 
einzelnen Positionen sowie deren Begründungen in Fließtexten zusammengefasst und 
nach Freigabe dem Anlagenverzeichnis hinzugefügt.  
Die Befragung von Experten besitzt die besondere Qualität des direkten Austausches. 
Das Interview erlaubt, von den Fragen der Leitfäden (s. Anlage 1) abzuweichen und De-
tail- oder Rückfragen zu stellen. Daraus können sich neue Gesichtspunkte ergeben und 
es entsteht im Gespräch ein Gesamtbild durch den Interviewpartner. (vgl. Kap. 4.1) 
Auf Grundlage der Kapitel Zwei bis Vier sowie einer weiteren Literaturanalyse wird im 
fünften Teil eine Bewertung der Überlagerung von Förderprogrammen vorgenommen. Um 
Zusammenhänge und Hintergründe besser zu verstehen und zu klären, gab es persönli-
che Gespräche mit den entsprechenden Experten des Referats Städtebau- und EU-
Förderung (SMI) sowie telefonische Rückfragen mit Experten der Bewilligungsstelle des 
Freistaates Sachsen (SAB), eines ausgewählten Sanierungsträgers, der jeweiligen Bun-
destransferstellen der Programme sowie anderer öffentlicher Institutionen. 
Zum Abschluss werden Handlungsempfehlungen zur Überlagerung von Förderprogram-
men gegeben. Im Ausblick werden die aktuellen politischen Entwicklungen aufgezeigt, 
und die Ergebnisse werden in einer subjektiven Bewertung zusammengefasst. 
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Abbildung 4: Aufbau und Methodik der Masterarbeit 
(Quelle: eigene Darstellung) 
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2 DIE ENTWICKLUNG DER STÄDTEBAUFÖRDERUNG 
2.1 GENESE DER RECHTSGRUNDLAGEN 
Die rechtlichen Grundlagen der Städtebauförderung bilden  
 Artikel 104b des Grundgesetzes (GG), 
 das Baugesetzbuch (BauGB), 
 die Grundvereinbarung sowie die jährliche Verwaltungsvereinbarung zwischen 
dem Bund und den Ländern, 
 die jeweiligen Förderrichtlinien der Länder, 
 haushaltsrechtliche Bestimmungen (Haushaltsordnungen des Bundes und der 
Länder), 
 sowie sonstige Gesetze und Verordnungen, die zeitlich und regional befristet sind 
(wie das Investitionsförderungsgesetz Aufbau-Ost), oder die generellen Rege-
lungscharakter haben (wie die jeweiligen Verwaltungsverfahrensgesetze des 
Bundes und der Länder). 
 
Abbildung 5: Zusammenhänge der rechtlichen Grundlagen in der Städtebauförderung 
(Quelle: eigene Darstellung) 
Die Grundvereinbarung (GV 1986) bildet die Rahmenregelung für die Erstellung der VV. 
Die Gewährung von Finanzhilfen in der Städtebauförderung richtet sich nach den Haus-
haltsordnungen des Bundes bzw. des jeweiligen Landes. Auf diese Regelungen sowie 
Förderrichtlinien der Länder 
VV Städtebauförderung 
Art. 104b GG 
§ 164a und b 
BauGB 
Haushaltsordnungen, Verfahrensgesetze und sonstige Bestimmungen 
anderweitige Finanzhilfen 
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sonstige Gesetze und Verordnungen wird nicht weiter eingegangen. Sie beinhalten Ver-
fahrens- oder Nebenbestimmungen, die bei der Städtebauförderung zu beachten sind, 
allerdings liefern sie keine Vorschriften zur Gebietsfestlegung oder zur Überlagerung von 
Städtebauförderprogrammen. 
Art. 104b GG schafft die Basis für die Städtebauförderung. Art. 104b Abs. 2 S. 2 GG bildet 
die Rechtsgrundlage für die VV zwischen dem Bund und den Ländern, die Näheres regelt. 
Die VV wiederum wird durch Regelungen der Förderrichtlinien der Länder ergänzt 
(Art. 21 VV 2013). Die aktuelle VV (2013) sowie exemplarisch die Verwaltungsvorschrift 
über die Förderung der Städtebaulichen Erneuerung (VwV StBauE 2009) als Richtlinie 
des Freistaates Sachsen werden im Kapitel Drei ausführlich behandelt.  
2.1.1 NOVELLIERUNGEN UND AKTUELLE VORSCHRIFTEN DES ARTIKEL 104B GRUNDGESETZ 
Mit der Finanzverfassungsreform des GG vom Jahre 1969 wurde die Zusammenarbeit 
zwischen den Bund und den Ländern verstärkt. Mit der Einfügung von Art. 104a in das 
GG (1970) wurden die Aufgabenzuständigkeiten sowie die Finanzhilfen geregelt. Speziell 
in Art. 104a Abs. 4 GG (1970) kann der Bund den Ländern und Gemeinden Finanzhilfen 
für besonders bedeutsame Investitionen gewähren. Die Finanzhilfen dürfen allerdings 
nicht dazu genutzt werden, um Ziele des Bundes in den Ländern durchzusetzen. Ebenso 
ersetzen sie keinen unzureichenden Finanzausgleich der Länder oder Gemeinden. Die 
Vergabe der Finanzhilfen an die Gemeinden obliegt den Ländern. Falls die Gemeinden 
die Finanzhilfen an Dritte geben, müssen sie im Auftrag und auf Rechnung der Länder 
tätig werden. In der Zuständigkeit des Bundes können Finanzhilfen unmittelbar an Dritte 
vergeben werden. In den einzelnen Bereichen, wie z. B. der Kulturförderung, ist aufgrund 
entsprechender Gesetzgebungskompetenzen des Bundes die Zuwendung von Finanzhil-
fen besonders geregelt. (Jarass 2011, S. 1065) 
Die Finanzhilfen müssen für besonders bedeutsame Investitionen bestimmt sein, die in 
Ausmaß und Wirkung besonderes Gewicht haben. Die Finanzhilfen sind als Sachinvestiti-
onen vorgesehen (Jarass 2011, S. 1065). Die Investitionen dienen nach Art. 104a Abs. 4 
GG (1970) der Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts, dem 
Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder der Förderung des 
wirtschaftlichen Wachstums. Diese Förderungsziele sind zwar erforderlich, aber die Un-
bestimmtheit der Rechtsbegriffe lässt ein breites Spektrum an Fördermöglichkeiten zu 
(Jarass 2011, S. 1065). Die Details der Förderung werden durch Bundesgesetz mit Zu-
stimmung des Bundesrates oder durch VV geregelt. Nach § 71 des Städtebauförderungs-
gesetzes (StBauFG) vom 27. Juli 1971 stellte der Bund erstmalig Finanzmittel für die 
Haushaltsjahre 1971 bis 1973 zur Verfügung. Ab 1974 wurden Finanzhilfen vom Bund 
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nach Bundeshaushaltsplan vergeben. Aufgrund der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Gewährung der Finanzhilfen vom 4. März 1975 verständigten sich der 
Bund und die Länder auf eine Verwaltungsvereinbarung (Walter 2001). Die VV muss die 
Arten der zu fördernden Investitionen, die Höhe des Bundesanteils und einen einheitli-
chen Verteilungsmaßstab enthalten (Jarass 2011, S. 1066). Mit dem Art. 104a Abs. 4 GG 
(1970) wurde zum 01. Januar 1970 (in Kraft treten) die Grundlage für die Städtebauförde-
rung geschaffen. Das erste Bund-Länder-Programm folgte 1971 zur Unterstützung der 
Länder und Gemeinden.  
Mit dem Programm Städtebaulicher Denkmalschutz Ost (seit 1991) wird eine regionale 
Differenzierung vorgenommen. Der Bund muss zwar alle Länder gleich behandeln, aber 
aus sachlichen Gründen, z. B. bei einer Haushaltsnotlage eines Landes, können bei der 
Verteilung von Finanzhilfen differenzierte Maßstäbe hinterlegt werden (Jarass 2011, 
S. 1066f). 
Der Bund steht in der Pflicht Landesaufgaben mitzufinanzieren, falls dies seine Finanz-
kraft hergibt (sekundärer Finanzausgleich). Da es sich um eine Finanzhilfe handelt, 
übernimmt der Bund nur einen Teil der Investitionskosten. Dieser kann dennoch 
50 bis 90 % erreichen. Das Aufstellen der Investitionspläne sowie die Auswahl von Ein-
zelprojekten obliegen den Ländern. Der Bund darf allerdings einzelne Projekte von der 
Förderung ausschließen, wenn die Inanspruchnahme der Finanzhilfen programmwidrig 
ist. In diesem Zusammenhang gab es zwischen Bund und Ländern eine längere Diskussi-
on zum Abriss von Denkmälern, bis schlussendlich in der VV (seit 2012) eine finanzielle 
Beteiligung des Bundes für derartige Abrisse ausgeschlossen wurde 
(Art. 2 Abs. 4 VV 2012). Grundsätzlich darf der Bund die Finanzhilfen nicht von Bedingun-
gen (wie Vorbehalten oder Einspruchsrechten) sowie von Auflagen finanzieller oder 
sachlicher Art abhängig machen. Nach dem Gebot des bundesfreundlichen Verhaltens 
(Art. 20 GG) sollen die Länder Informationen und Anregungen des Bundes berücksichti-
gen. (Jarass 2011, S. 1066) 
Im Zuge der Föderalismusreform von 2006 wurde der Art. 104a Abs. 4 GG (1970) in einen 
eigenen Artikel (Art. 104b GG) übertragen sowie inhaltlich ergänzt (BGBl. I 2006 Nr. 41). 
Eine Ergänzung in Abs. 1 Satz 1 (Art. 104b GG) ist die Beschränkung der Finanzhilfen auf 
Bereiche, in denen der Bund nach dem GG Gesetzgebungsbefugnisse hat. Die Änderun-
gen in Art. 104b Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie Abs. 3 GG haben weitreichende Folgen. Die 
Finanzhilfen sind befristet zu gewähren. Eine Interpretation geht von nicht mehr als zwei 
Legislaturperioden aus (Meyer 2010). Mit der Befristung soll eine Verfestigung der Förde-
rung vermieden werden (Jarass 2011, S. 1066). Eine weitere Ergänzung ist die 
Degression der Finanzhilfen, das heißt, dass die Jahresbeträge des Bundes im Zeitablauf 
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fallend zu gestalten sind. Da eine Höchstdauer der Förderung sowie die Dynamik der 
fallenden Jahresbeiträge nicht festgelegt wurden, erweisen sich diese Vorgaben als 
„stumpfe Schwerter“ (Kluth 2007, S. 253). Eine konkrete Angabe der Laufzeit würde einer 
Neuauflage eines auslaufenden Programmes nicht im Weg stehen, da es kein Wiederho-
lungsverbot gibt (Kluth 2007, S. 253). Die Befristung und Degression der Mittel kann direkt 
mit der Evaluierung zusammenhängen. Eine Vorgabe zur Entscheidung wird aber nicht 
festgelegt. Die Kürzung von Mitteln oder die Beendigung eines Programmes wirken sich 
ebenso auf das Thema der Überlagerung von Förderprogrammen aus, weil dadurch 
eventuell bestehende finanzielle Lücken geschlossen werden können. 
Weiterhin soll die Verwendung der Mittel in regelmäßigen Zeitabständen überprüft werden 
(Art. 104b Abs. 2 Satz 2 GG). Diese Überprüfung findet in Form einer Evaluierung statt. 
Fehlende Vorgaben zur Evaluierung eröffnen ein weites Spektrum zu Methoden und zum 
Umfang derselben. Mit der Evaluierung soll geprüft werden, ob die Finanzhilfen für den 
entsprechenden Zweck eingesetzt und die angestrebten Ziele erreicht wurden 
(Kluth 2007, S. 253f.). Die Überlagerung von Städtebauförderprogrammen wirkt sich auf 
die Evaluierung einzelner Programme aus.  
Nach dem neu eingeführten Art. 104b Abs. 3 GG können Bundestag, Bundesregierung 
und Bundesrat verlangen, über die Durchführung der Maßnahmen und die erzielten Ver-
besserungen unterrichtet zu werden. Dies kann in direkten Zusammenhang mit der 
Evaluierung gesehen werden, da auch hier eine Erfolgskontrolle erfolgen soll (Ja-
rass 2011, S. 1067). Die Kontrolle soll durch entsprechende Nachsteuerung einen 
flexibleren und effizienteren Einsatz der Finanzhilfen ermöglichen (Kluth 2007, S. 254). 
Die Unterrichtungspflicht obliegt den Ländern bzw. Landesregierungen. Die Gemeinden 
wiederum müssen die erforderlichen Informationen an die Länder geben. Die Länder 
regeln dies über die Antragsvoraussetzungen sowie den Auflagen oder Nebenbestim-
mungen in den Förderbescheiden an die Gemeinden. (Kluth 2007, S. 254).  
Es kann damit festgestellt werden, dass die Gesetzesänderung des GG vom 28. August 
2006 die größten Auswirkungen auf das Thema der Masterarbeit hat. Diese Auswirkun-
gen werden in Kapitel Vier und Fünf bei der Frage nach der Evaluierung der 
Förderprogramme sowie der Zielerreichung in einem Fördergebiet aufgegriffen. 
Die erste Novellierung des Art. 104b GG erfolgte 2009 aufgrund weitreichender globaler 
Veränderungen. Aufgrund der Weltwirtschaftskrise ab 2007 und deren Folgen in eine 
Finanz- und Bankenkrise 2008 wurden die Investitionsprogramme Konjunkturpaket I 
(2008) und II (2009) sowie das Zukunftsinvestitionsgesetz (2009) zur Förderung be-
schlossen. Diese Art der Hilfe wurde mit der Erweiterung des Art. 104b Abs. 1 GG zum 
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01.08.2009 (BGBl. I 2009 Nr. 48) im Grundgesetz verankert. Demnach kann der Bund 
auch ohne Gesetzgebungsbefugnisse Finanzhilfen gewähren, falls es sich um Naturkata-
strophen oder außergewöhnliche Notsituationen handelt, die sich der Kontrolle des 
Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen 
(Art. 104b Abs. 1 Satz 2 GG). Finanzhilfen dieser Art haben Auswirkungen auf die Länder 
und Gemeinden, allerdings werden sie nicht im Rahmen der Bund-Länder-Programme 
zugewiesen. Daher spielt die Gesetzesänderung von 2009 für das Thema der Arbeit eine 
untergeordnete Rolle. 
Art. 104b GG enthält keine Bestimmungen über Gebietsfestlegungen oder zur Überlage-
rung von Förderprogrammen. Nähere Regelungen sollen in der VV getroffen werden. 
2.1.2 WICHTIGE NOVELLIERUNGEN DES BAUGESETZBUCHES 
Das BauGB, soweit es die Städtebauförderung thematisiert, hat eine noch längere Ge-
schichte mit zahlreichen Änderungen hinter sich. Im Interesse der Rechtsvereinfachung 
entstand es aus dem Zusammenschluss des Bundesbaugesetzes (BBauG 1976) mit dem 
StBauFG (1971) und trat am 01. Juli 1987 in Kraft. Während das 1971 beschlossene 
StBauFG auf die Anwendung von Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen im Rahmen 
der Städtebauförderung ausgelegt war, beinhaltete das BBauG Grundregelungen, von 
denen nur einige die Förderung betrafen, wie z. B. das Vorkaufsrecht (§ 26), die Enteig-
nung (§ 85ff.) oder die Entschädigung (§ 93ff.).  
Das BBauG (1960) war im Wesentlichen eine Auffangplanung. Es setzte der Nutzung von 
Grund und Boden einen Rahmen sowie den Initiativen der Eigentümer bestimmte Gren-
zen. Die Verwirklichung der planerischen Festsetzungen wuchs nicht aus dem BBauG 
selbst heraus. Daher stellte das StBauFG (1971) den Gemeinden ein Instrument zur 
Verfügung, um Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen im öffentlichen Interesse um-
zusetzen. Hervorzuheben sind die erstmalige Einführung von Abbruch-, Bau- und 
Modernisierungsgeboten (§§ 19ff. StBauFG), der Bemessung von Ausgleichs- und Ent-
schädigungsleistungen (§ 23 StBauFG) sowie der Bemessung von Ausgleichsbeträgen 
(§ 41 StBauFG). (Söfker 2010, S. Xff.) 
Als Verordnungsrecht zum BauGB (1987) wurden die bestehende Planzeichen-, Werter-
mittlungs- und Baunutzungsverordnung einer Gesamtnovellierung (1988 bzw. 1990) 
unterzogen. Eine grundlegende Überarbeitung und damit sogar Ersetzung der Wertermitt-
lungsverordnung erfolgte am 15. Mai 2010 durch Einführung der Immobilienwert-
ermittlungsverordnung (ImmoWertV, BGBl. I S. 639). Aufgrund des Gutachtens vom 
Bundesverfassungsgericht vom 16. Juni 1954 (BVerGE Bd. 3, 407) obliegt das Bauord-
nungsrecht der Zuständigkeit der Länder. Daher gibt es neben dem BauGB des Bundes in 
2.1.2 WICHTIGE NOVELLIERUNGEN UND DES BAUGESETZBUCHES 
18 
allen Ländern Landesbauordnungen. Im Wesentlichen wird von den Landesbauordnun-
gen die Ausführung der baulichen Anlagen auf dem jeweiligen Grundstück geregelt. 
Bezüglich der Städtebauförderung gibt es jedoch keine gesonderten Regelungen, so dass 
die Bauordnungen der Länder hier nicht weiter zu behandeln sind. (Söfker 2010, S. 
XXVIIff.) 
Das BauGB wurde seit seiner Entstehung bis zum Jahr 2013 mehrfach novelliert und 
ergänzt. Im Folgenden wird auf die wichtigsten Stationen sowie Änderungen des BauGB 
eingegangen. 
Mit dem Einigungsvertrag vom 31.08.1990 wurde das BauGB in den neuen Bundeslän-
dern (inkl. Berlin Ost) eingeführt, befristete Sonderregelungen galten bis zum 31.12.1997. 
Mit dem am 01. Mai 1993 in Kraft getretenen Investitionserleichterungs- und Wohnbau-
landgesetz vom 22. April 1993 (BGB1.1 S. 466) wurde die städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme in das Dauerrecht des BauGB übernommen. Entsprechende Regelungen der 
§§ 165 bis 171 BauGB sind an die Stelle der §§ 6 und 7 des Maßnahmengesetzes zum 
Baugesetzbuch (BauGB-MaßnahmenG 1990; BGBl. I S. 926) getreten. Die boden- und 
finanzrechtlichen Bestimmungen entsprechen dabei den Prinzipien des StBauFG von 
1971. (Söfker 2010, S. XVIff.) 
Das Gesetz zur Änderung des Baugesetzbuchs und zur Neuregelung des Rechts der 
Raumordnung (Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 – BauROG, BGBl. I 1997 Nr. 59 S. 
2081-2112) vom 18. August 1997 vereinheitlichte und entwickelte das Städtebaurecht fort. 
Dabei wurden Vorschriften des BauGB, des BauGB-MaßnahmenGesetz sowie Sonder-
vorschriften für die neuen Länder (§ 246a BauGB) zusammengeführt. Es wurden 
wesentliche Regelungsbereiche geändert. Zum Beispiel wurde der Umweltschutz in der 
Bauleitplanung rechtlich verankert (§ 1a BauGB). Im Bereich der Städtebauförderung 
wurden in §§ 164a und b BauGB Schwerpunkte zur Verwendung der Finanzhilfen festge-
legt, insbesondere die Stärkung von Innenstädten und Ortsteilzentren, Wiedernutzung 
brachliegender Flächen sowie die Behebung sozialer Missstände. (Söfker 2010, S. XVIIff.) 
Das Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien (Europarechtsanpas-
sungsgesetz Bau - EAG Bau, BGBl. I 2004 Nr. 31, S. 1359-1382) vom 24. Juni 2004 
beinhaltet vor allem die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Pro-
gramme sowie die Öffentlichkeitsbeteiligung und der Zugang zu Gerichten. In diesem 
Zuge wurde der Aspekt einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung mit sozialen, 
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen in Zusammenhang gebracht 
sowie die Belange des Umweltschutzes in mehreren Punkten berücksichtigt 
(§§ 1 und 1a BauGB). Des Weiteren dürfen Vorhaben keine schädlichen Auswirkungen 
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auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden haben. 
Dies kann zur Stärkung der zentralen Kerne der Gemeinden beitragen. Hinzu kommen die 
Einführung der §§ 171a bis d BauGB für den Stadtumbau sowie § 171e BauGB für die 
Soziale Stadt in das BauGB. Diese Vorschriften bilden sowohl eine Alternative als auch 
eine Ergänzung zu den Regelungen der Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen. Zur 
Verwaltungsvereinfachung wurde auf die Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
bei der Satzung über den städtebaulichen Entwicklungsbereich verzichtet (§ 165 Abs. 7 
BauGB). (Söfker 2010, S. XXIIff.) 
Am 3. Mai 2005 wurde das Gesetz zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwasser-
schutzes (BGBl. I 2005 Nr. 26 S. 1224-1228) beschlossen. Damit wurden die Belange des 
Hochwasserschutzes in das BauGB aufgenommen und sind bei der Aufstellung von Plä-
nen zu beachten (§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB). Bei der städtebaulichen Entwicklung der 
Gemeinden sind die Bauleitpläne darauf auszurichten, die Überschwemmungsgebiete von 
Bebauung freizuhalten bzw. Maßnahmen in überschwemmungsgefährdeten Gebieten zu 
ergreifen.  
Durch das Föderalismusreform-Begleitgesetz vom 05. September 2006 (BGBl. I S. 2098) 
wurden die §§ 164b und 245 des BauGB an die geänderten Art. 104a und b des GG 
angepasst. 
Mit dem Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der 
Städte vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316) wurden die aktuellen Ziele der Stadt-
entwicklung wie Reduzierung der Flächeninanspruchnahme, Beschleunigung von 
Planungsvorhaben (§ 13a BauGB) und eine Stärkung der Innenentwicklung (§§ 12 
und 34 Abs. 3a BauGB) gesetzlich stärker verankert (Battis 2009, S. 13f.). Eine Neuerung 
ist auch die Erweiterung, dass Ausgleichsbeträge im Rahmen eines abgeschlossenen 
Sanierungsverfahrens nach den Kosten für den Ausbau und die Verbesserung der Er-
schließungsanlagen berechnet werden können (§ 154 Abs. 2a BauGB). Somit wird den 
Gemeinden die Möglichkeit eröffnet, Einnahmen auch über geförderte Verbesserungen 
von Verkehrsanlagen zu generieren und im Sinne der Städtebauförderung zu nutzen. Im 
Sanierungsrecht wurde in § 142 Abs. 3 BauGB hinzugefügt, dass die Durchführung der 
Sanierung zu befristen ist. Dabei soll die Frist 15 Jahre nicht überschreiten, allerdings 
kann die Frist durch Beschluss verlängert werden, falls die Durchführung der Sanierung 
nicht erreicht werden kann. Hieraus könnte auch auf eine Begrenzung der Förderung 
eines Gebietes im Rahmen der Städtebauförderung auf maximal 15 Jahren geschlossen 
werden. Das könnte dahingehend ausgelegt werden, dass alle Sanierungssatzungen, die 
vor dem Inkrafttreten der Novelle zum 01. Januar 2007 bekannt gemacht worden, spätes-
tens bis 31. Dezember 2021 nach § 162 BauGB aufgehoben werden müssen. Zu 
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berücksichtigen wäre dabei die Möglichkeit einer Verlängerung (§ 142 Abs. 3 BauGB). Die 
Frage, wann eine Sanierung schlussendlich in einem Gebiet durchgeführt ist, wird in den 
weiteren Ausführungen näher beschrieben (s. S. 26ff.). 
Das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und 
Gemeinden vom 22. Juli 2011 (BGBl. I 2011 Nr. 39 S. 1509-1511) erweitert nicht nur die 
Aufgaben der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 5 BauGB) sowie des Umweltschutzes 
(§ 1a Abs. 5 BauGB) um die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung, son-
dern auch um den energetischen Aspekt. In Bezug auf die Städtebauförderung wurde in 
§ 171a Abs. 2 BauGB (Stadtumbau) die Nichterfüllung von allgemeinen Anforderungen an 
den Klimaschutz und die Klimaanpassung als erheblicher städtebaulicher Funktionsver-
lust aufgenommen. Zu diesen Anforderungen sollen die Stadtumbaumaßnahmen in der 
Entwicklung der Siedlungsstruktur sowie der Nachnutzung brachliegender oder freigeleg-
ter Flächen beitragen (Ergänzung in § 171a Abs. 3 BauGB). 
Die Belange der Erneuerbaren Energien sowie der Kraft-Wärme-Kopplung werden durch 
das Gesetz in Flächennutzungs- sowie Bebauungspläne aufgenommen (§§ 5 und 9 
BauGB). Im Besonderen Städtebaurecht werden die Baumaßnahmen nach § 148 Abs. 2 
BauGB durch die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen und Einrichtungen zur dezent-
ralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme 
oder Kälte aus Erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung ergänzt. 
Die Regelung des Stadtumbauvertrages nach § 171c BauGB wird bei dem Gegenstand 
der Durchführung um die Anpassung baulicher Anlagen ergänzt, so dass nicht nur der 
Rückbau im Vordergrund steht. Maßnahmen für eine sparsame und effiziente Nutzung 
von Energie an Gebäuden können durch die Sonderregelung § 248 BauGB geringfügig 
von dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der überbaubaren 
Grundstücksfläche abweichen, falls nachbarliche Interessen und baukulturelle Belange 
entsprechend berücksichtigt wurden.  
Die Themen Klimawandel und Energiewende werden damit in die Städtebauförderung als 
Ziel und Maßnahme verankert, und erweitern die Aufgaben der Gemeinden in der Stadt-
entwicklung.  
Mit der letzten Novellierung durch das Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den 
Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts vom 11. Juni 
2013 (BGBl. I 2013 Nr. 29 S. 1548-1552) soll vor allem das Ziel erreicht werden, die In-
nenentwicklung zu stärken und die Flächeninanspruchnahme zu reduzieren. In 
§ 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB wurde die Maßgabe für Bauleitpläne aufgenommen, dass die 
städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen 
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soll. Die Reduzierung der Versiegelung von Flächen wird in § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB 
unterstützt, in dem Umwandlungen von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flächen 
begründet und dabei Möglichkeiten der Innenentwicklung (z. B. Brachflächen) genutzt 
werden sollen. Damit untersteht die Gemeinde einem höheren Begründungsbedarf in der 
Bauleitplanung. 
Analog zur Ergänzung der Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung im Stad-
tumbau (§ 171a BauGB) aufgrund der Novellierung vom 22. Juli 2011 wurden diese 
Änderungen auch für Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen aufgenommen. 
Das Rückbau- und Entsiegelungsgebot (§ 179 BauGB) wurde in mehreren Punkten ange-
passt. Nunmehr kann die Gemeinde den Eigentümer zur Duldung eines 
Gebäuderückbaus außerhalb eines Bebauungsplans verpflichten. Somit ist die Anwen-
dung des Rückbaugebots auch in unbeplanten Gebieten möglich. Falls eine bauliche 
Anlage Missstände oder Mängel (nach § 177 Abs. 2 und 3 BauGB) besitzt, die durch 
Modernisierung oder Instandsetzung nicht beseitigt werden können, so sind nach dieser 
Novelle die Beseitigungskosten vom Eigentümer bis zur Höhe der ihm durch die Beseiti-
gung entstehenden Vermögensvorteile zu erstatten (§ 179 Abs. 4 BauGB).  
Die Innenentwicklung der Gemeinden wird durch diese Novelle mit mehreren Instrumen-
ten zusätzlich gestärkt. Diese Zielsetzung kann auf verschiedene Weise erreicht werden, 
so wäre auch die Überlagerung von Städtebauförderprogrammen eine mögliche Vorge-
hensweise. 
2.1.3 DAS BESONDERE STÄDTEBAURECHT IM BAUGESETZBUCH 
Das BauGB und dessen Novellierungen geben den Gemeinden eine umfangreiche recht-
liche Grundlage zur Stadtentwicklung. Die wichtigsten Regelungen finden sich im 
Besonderen Städtebaurecht (§§ 136 bis 191 BauGB), dem zweiten Kapitel des BauGB.  
Außerhalb des Besonderen Städtebaurechtes gibt es ebenso Festlegungen, die für die 
Anwendung der Städtebauförderung Grundlagen schaffen. Im Folgenden werden die 
Wichtigsten in nummerischer Reihenfolge erläutert. § 1a Abs. 3 BauGB kann bei der 
Durchführung von Baumaßnahmen zum Tragen kommen, wenn auf dem jeweiligen 
Grundstück Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. In diesen Fällen müssen 
Maßnahmen zum Ausgleich getroffen werden.  
Der städtebauliche Vertrag nach § 11 BauGB bildet die Basis für den Stadtumbauvertrag 
(§ 171c BauGB). Dieser Vertrag soll von den Gemeinden genutzt werden, um insbeson-
dere mit beteiligten Eigentümern Stadtumbaumaßnahmen durchzuführen. Städtebauliche 
Verträge können in den anderen Programmen ebenso zur Erreichung der angestrebten 
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Ziele und Zwecke benutzt werden. Zur Umsetzung des städtebaulichen Entwicklungskon-
zeptes verfügt die Gemeinde nach § 24 BauGB auch in den Gebieten der 
Städtebauförderprogramme über ein allgemeines Vorkaufsrecht beim Kauf von Grundstü-
cken. Das Wohl der Allgemeinheit muss dessen Anwendung rechtfertigen und die 
Gemeinde hat den Verwendungszweck für das Grundstück anzugeben 
(§ 24 Abs. 3 BauGB). 
In der Städtebauförderung besteht die Möglichkeit, Finanzhilfen für die Herstellung bzw. 
Änderung von Erschließungsanlagen zu verwenden. In diesem Fall erheben die Gemein-
den nach §§ 127ff. BauGB Erschließungsbeiträge für ihren anderweitig nicht gedeckten 
Aufwand. Bei der Erhebung werden Einzelmaßnahmen zugrunde gelegt. Bei der Ent-
schädigung oder der Veräußerung von Grundstücken, die im Zuge der städtebaulichen 
Maßnahmen nötig werden, ist der Verkehrswert nach §§ 192ff. BauGB vom Gutachter-
ausschuss zu ermitteln.  
Das Besondere Städtebaurecht besteht aus neun Teilen. Der erste Teil behandelt die 
Städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen und schafft nicht nur die Grundlage für die An-
wendung des gleichnamigen, ersten Programms der Städtebauförderung, sondern für alle 
nachfolgenden Programme. Die Behebung städtebaulicher Missstände ist der zentrale 
Begriff des Sanierungsrechts. Es enthält jedoch keine allgemein verbindliche oder ab-
schließende Definition der städtebaulichen Sanierung. Sein Anwendungsbereich ist über 
Sanierungsmaßnahmen nach BauGB beschränkt. Die Sanierungsmaßnahme stellt eine 
Gesamtmaßnahme dar, das heißt, dass für ein festgelegtes Gebiet aufgrund der städte-
baulichen Probleme ein Bündel von Einzelmaßnahmen notwendig ist. Dabei kann eine 
Einzelmaßnahme den Schwerpunkt bilden, allerdings müssen die Auswirkungen dieser 
Maßnahme für das Gebiet bedeutsam sein (gebietsbezogene Maßnahme). (Bat-
tis 2007, S. 1033f) 
Die einheitliche Vorbereitung und zügige Durchführung der Maßnahmen liegt im öffentli-
chen Interesse (§ 136 Abs. 1 BauGB). Die Gesamtverantwortung dafür trägt nach dem 
Grundsatz der gemeindlichen Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 GG) die Gemeinde. Die 
Anwendung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen in Stadt und Land schließt Ge-
meinden nicht nach der Größe aus, sondern maßgeblich ist das Erfordernis zur Behebung 
städtebaulicher Missstände (Battis 2007, S. 1035). Die Länder können allerdings durch 
entsprechende Richtlinien die Zuwendungsfähigkeit der Gemeinden einschränken. 
Eine zügige Durchführung der Sanierung ist aufgrund besonderer Einschränkungen der 
Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigten geboten. Sie meint eine sachgemäße Sanierung 
sowie eine Durchführung ohne behördenbedingte Verzögerung innerhalb eines absehba-
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ren Zeitraums. Dennoch erstreckt sich die Sanierung in der Regel über Jahre. Es handelt 
sich regelmäßig um Maßnahmen, die aufgrund der Kostenvolumina nur langfristig finan-
ziert werden können. (Battis 2007, S. 1035) 
Die Sanierungsmaßnahmen dienen der Behebung von städtebaulichen Missständen 
(§ 136 Abs. 2 BauGB). Damit gibt es für die Maßnahmen als Voraussetzung ein objekti-
ves (Missstand) bzw. finales (Behebung) Tatbestandsmerkmal (Battis 2007, S. 1035f). Bei 
der Behebung wird das Gebiet wesentlich verbessert oder umgestaltet (§ 136 Abs. 2 
BauGB). Die wesentliche Verbesserung bzw. Umgestaltung muss eine deutliche Auswir-
kung auf das Gebiet haben (Battis 2007, S. 1036).  
Die städtebaulichen Missstände werden nach zwei Punkten in § 136 Abs. 2 Satz 2 BauGB 
definiert. Nach Nummer Eins liegt ein Missstand vor, wenn das Gebiet nicht den allgemei-
nen Anforderungen entspricht und damit durch eine Substanzschwäche gekennzeichnet 
ist. Das Gebiet wird nach seiner vorhandenen Bebauung oder nach seiner sonstigen 
Beschaffenheit betrachtet. Die allgemeinen Anforderungen beziehen sich auf gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder auf die Sicherheit der in ihm wohnenden oder arbei-
tenden Menschen unter Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes und der 
Klimaanpassung. Nach Nummer Zwei wird die Lage und Funktion des Gebietes betrach-
tet, woraus sich dessen Aufgaben ergeben. Falls die Erfüllung der Aufgaben erheblich 
beeinträchtigt ist, besteht eine Funktionsschwäche des Gebietes. (Battis 2007, S. 1036ff.) 
Beide Schwächen des Gebietes werden in § 136 Abs. 3 BauGB beispielhaft und nicht 
abschließend erläutert. Bei der Substanzschwäche sind acht Punkte aufgeführt 
(§ 136 Abs. 3 BauGB), die zu berücksichtigen sind: 
1. die Belichtung, Besonnung und Belüftung der Wohnungen und Arbeitsstätten, 
2. die bauliche Beschaffenheit von Gebäuden, der Wohnungen und Arbeitsstätten, 
3. die Zugänglichkeit der Grundstücke, 
4. die Auswirkungen einer vorhandenen Mischung von Wohn- und Arbeitsstätten, 
5. die Nutzung von bebauten und unbebauten Flächen nach Art, Maß und Zustand, 
6. die Einwirkungen, die von Grundstücken, Betrieben, Einrichtungen oder Verkehrs-
anlagen ausgehen, insbesondere durch Lärm, Verunreinigungen und 
Erschütterungen, 
7. die vorhandene Erschließung, 
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8. die energetische Beschaffenheit, die Gesamtenergieeffizienz der vorhandenen 
Bebauung und der Versorgungseinrichtungen des Gebiets unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Anforderungen an den Klimaschutz und die Klimaanpassung. 
Die Funktionsschwäche eines Gebietes nimmt Bezug auf folgende drei Punkte 
(§ 136 Abs. 3 BauGB): 
1. den fließenden und ruhenden Verkehr, 
2. die wirtschaftliche Situation und Entwicklungsfähigkeit des Gebiets unter Berück-
sichtigung seiner Versorgungsfunktion im Verflechtungsbereich, 
3. die infrastrukturelle Erschließung des Gebiets, seine Ausstattung mit Grünflächen, 
Spiel- und Sportplätzen und mit Anlagen des Gemeinbedarfs, insbesondere unter 
Berücksichtigung der sozialen und kulturellen Aufgaben dieses Gebiets im Ver-
flechtungsbereich. 
Der Verflechtungsbereich kann in Abhängigkeit von der Situation und Funktion des Gebie-
tes benachbarte Gemeindegebiete, die Gesamtgemeinde oder das Umland der Gemeinde 
bezeichnen. Die Funktionsschwäche eines Gebietes kann sich auch auf die dem Gebiet 
zukünftig zugedachte Funktionen beziehen, welche es nach planerischem Konzept der 
Gemeinde erfüllen soll. (Battis 2007, S. 1038f.) 
Bei der Beurteilung des Missstands wird nicht die Häufigkeit von grundstücksbezogenen 
Einzelmissständen, sondern die Prägung auf das gesamte Gebiet betrachtet. Es muss ein 
entsprechender Missstand vorliegen, um Maßnahmen zu rechtfertigen. Präventive Maß-
nahmen, die dem Entstehen eines Missstandes vorbeugen sollen, sind rechtlich nicht 
möglich. Selbst eine zukünftige Funktionsschwäche hat keinen präventiven Charakter in 
den Maßnahmen, da der Missstand nach Soll-Ist-Vergleich schon festgestellt wird. (Bat-
tis 2007, S. 1040f.) 
Die städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen dienen dem Wohl der Allgemeinheit 
(§ 136 Abs. 4 BauGB). Sie sollen nach § 136 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 BauGB zur Entwicklung 
der baulichen Struktur beitragen. Die Entwicklung soll in allen Teilen des Bundesgebiets 
stattfinden und damit eine Begünstigung oder Vernachlässigung bestimmter Gebiete 
unterbinden. Die Schwerpunkte der Entwicklung liegen in sozialen, hygienischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Erfordernissen sowie den allgemeinen Anforderungen an 
Klimaschutz und Klimaanpassung. Als zweites Ziel in § 136 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 BauGB 
soll die Verbesserung der Wirtschafts- und Agrarstruktur unterstützt werden. Im dritten 
Ziel soll die Siedlungsstruktur den Erfordernissen des Umweltschutzes, den Anforderun-
gen an gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen der Bevölkerung und der 
Bevölkerungsentwicklung entsprechen (§ 136 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 BauGB). Die Sanie-
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rungsmaßnahmen sollen als letztes Ziel die vorhandenen Ortsteile erhalten, erneuern und 
fortentwickeln, die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbilds verbessern und den Erfor-
dernissen des Denkmalschutzes Rechnung tragen (§ 136 Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 BauGB). 
Diese Soll-Vorschriften sind im öffentlichen Recht Muss-Vorschriften, es sei denn, beson-
dere Umstände rechtfertigen im Einzelfall eine Abweichung. Die Maßnahmen müssen 
mindestens einem der genannten Ziele entsprechen. (Battis 2007, S. 1041f.)  
Die Berücksichtigung dieser Belange findet sich schon in § 1 Abs. 6 BauGB bei der Auf-
stellung der Bauleitpläne. Die Bedeutung der Sanierungsmaßnahmen wird ebenso durch 
die Präambel der VV (2013) vorangestellt. Ebenso wie bei der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 7 
BauGB) existiert ein Abwägungsgebot von öffentlichen und privaten Belangen gegenei-
nander und untereinander (§ 136 Abs. 4 Satz 3 BauGB).  
§ 136 BauGB bildet einen wichtigen Bestandteil der Städtebauförderung, da sich hieraus 
die Definition der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen, Missstände und Ziele ergibt. 
Diese sind in der Analyse von grundlegender Bedeutung. 
Die Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen bzw. öffentlicher Aufgabenträger werden 
in § 137 bzw. § 139 BauGB geregelt. Nach § 138 BauGB besteht eine Auskunftspflicht für 
alle Nutzungsberechtigten und deren Beauftragten (Battis 2007, S. 1046). Mit diesen 
Informationen kann die Gemeinde die Sanierungsbedürftigkeit einschätzen sowie not-
wendige Daten zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung erheben.  
Nach der Klärung der Notwendigkeit von Sanierungsmaßnahmen sowie der Aufgabenver-
teilung der maßgeblich beteiligten Akteure werden die Vorbereitung und Durchführung der 
Sanierung (§§ 140ff. BauGB) behandelt. Die Vorbereitung der Sanierung ist Aufgabe der 
Gemeinde (§ 140 BauGB). Zur Vorbereitung gehören: 
1. die vorbereitenden Untersuchungen (§ 141 BauGB), 
2. die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets (§§ 142, 143 BauGB), 
3. die Bestimmung der Ziele und Zwecke der Sanierung (Sanierungskonzept nach  
§ 136 BauGB; vgl. § 149 BauGB Kosten- und Finanzierungsübersicht), 
4. die städtebauliche Planung; hierzu gehört auch die Bauleitplanung (formell) oder 
eine Rahmenplanung (informell), soweit sie für die Sanierung erforderlich ist, 
5. die Erörterung der beabsichtigten Sanierung (§§ 137, 139 BauGB), 
6.  die Erarbeitung und Fortschreibung des Sozialplans (§ 180 BauGB), 
7. einzelne Ordnungs- und Baumaßnahmen, die vor einer förmlichen Festlegung des 
Sanierungsgebiets durchgeführt werden. 
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Um die städtebauliche Lage ausreichend beurteilen zu können, müssen der Gemeinde 
hinreichende Beurteilungsunterlagen vorliegen (§ 141 BauGB). Falls diese Unterlagen 
nicht vorliegen, hat die Gemeinde vorbereitende Untersuchungen vor der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebietes durchzuführen oder zu veranlassen (§ 141 BauGB). 
Die Notwendigkeit der Sanierung in einem Gebiet soll also noch vor der Gebietsfestle-
gung festgestellt werden. Ein Suchen nach Missständen nach der Festlegung ist damit 
nach dem Sanierungsrecht unzulässig. Das Untersuchungsgebiet nach § 141 BauGB 
kann von der Größe des späteren Sanierungsgebietes abweichen und ist noch keine 
verbindliche Festlegung zur Sanierung (Battis 2007, S. 1057). 
Ein wichtiger Bestandteil im Sanierungsrecht ist die Sanierungssatzung (§ 142 BauGB). 
Die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets beschließt die Gemeinde als Satzung. 
Durch Beschluss ist in der Satzung die Frist festzulegen, in der die Sanierung durchge-
führt werden soll. Damit ist die Durchführung der Maßnahmen zeitlich befristet, allerdings 
nicht die Satzung. Die Frist soll zwar 15 Jahre nicht überschreiten, allerdings kann sie 
durch Beschluss verlängert werden. (§ 142 Abs. 3 BauGB; s. S. 19f.)  
Die Entscheidung der Länder, den Gemeinden Fördermittel nur für einen befristeten Zeit-
raum zur Verfügung zu stellen, bleibt von den Fristen nach § 142 Abs. 3 BauGB unberührt 
(Battis 2007, S. 1064). 
Das förmlich festgelegte Sanierungsgebiet umfasst das Gebiet, in dem eine städtebauli-
che Sanierungsmaßnahme durchgeführt werden soll (§ 142 Abs. 1 BauGB). Auf Basis der 
Ziele und Zwecke der Sanierung können Flächen auch außerhalb des förmlich festgeleg-
ten Sanierungsgebiets festgelegt werden (Ersatz- und Ergänzungsgebiete nach 
§ 142 Abs. 2 BauGB). Für eine zweckmäßige Durchführung der Sanierung ist das Gebiet 
entsprechend zu begrenzen (§ 142 Abs. 1 BauGB). Aus Zweckmäßigkeitsgründen kön-
nen die Gemeinden auch nicht betroffene Grundstücke in die Sanierung einbeziehen 
(Battis 2007, S. 1063). Allerdings rechtfertigt allein die Möglichkeit von Bodenwertsteige-
rungen eines Grundstückes dessen Einbeziehung nicht (Battis 2007, S. 1064). Die 
Gemeinden besitzen einen Beurteilungsspielraum, der sich nach der Definition der städ-
tebaulichen Sanierungsmaßnahme (§ 136 Abs. 2 BauGB) richtet.  
Die Anwendung der Vorschriften §§ 152 bis 156a BauGB sind nach § 142 Abs. 4 BauGB 
auszuschließen, wenn sie für die Durchführung nicht erforderlich sind und die Durchfüh-
rung voraussichtlich nicht erschwert wird (vereinfachtes Sanierungsverfahren). Falls die 
Gemeinde keine ausdrückliche Regelung diesbezüglich trifft, sind die Vorschriften von 
§§ 152 bis 156a BauGB grundsätzlich anzuwenden (Battis 2007, S. 1108). Damit wird 
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kein unterschiedliches Verfahren, sondern die Anwendung verschiedener Instrumente 
geregelt (Battis 2007, S. 1069). 
In § 143 BauGB ist die ortsübliche Bekanntmachung der Sanierungssatzung sowie der 
Vermerk der Sanierung in den Grundbüchern geregelt. Genehmigungspflichtige Vorhaben 
und Rechtsvorgänge in einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet werden in 
§ 144 BauGB geregelt, das Verfahren zur Genehmigung an sich in § 145 BauGB. 
Die Durchführung der Sanierung erfolgt durch Ordnungs- (§ 147 BauGB) und Baumaß-
nahmen (§ 148 BauGB) innerhalb des förmlich festgelegten Sanierungsgebietes 
(§ 146 Abs. 1 BauGB). Dabei sind die Ordnungs- und Baumaßnahmen nach den Zielen 
und Zwecken der Sanierung (vgl. § 140 Nr. 3 BauGB) erforderlich. Die Durchführung von 
Ordnungsmaßnahmen kann die Gemeinde dem Eigentümer aufgrund eines städtebauli-
chen Vertrages überlassen (§ 146 Abs. 3 BauGB, s. S. 21f.). Falls der Eigentümer die 
zügige und zweckmäßige Durchführung nicht gewährleisten kann, hat die Gemeinde für 
die Durchführung der Maßnahmen zu sorgen (§ 146 Abs. 3 BauGB). Der Eigentümer hat 
wie die Gemeinden die drei wichtigen Voraussetzungen für die Durchführung einer Sanie-
rung zu erfüllen: 
1. die zügige Durchführung, d. h., es beginnt die Maßnahme nach Beendigung der 
erforderlichen Klärungen und endet ohne technisch unbegründete Verzögerung; 
2. die zweckmäßige Durchführung, d. h., sie wird wirtschaftlich durchgeführt und ent-
spricht dem Sanierungszweck; 
3. die Gewährleistung, d. h., die Finanzierung ist gesichert (Battis 2007, S. 1093). 
Die Durchführung der Ordnungsmaßnahmen und deren Kosten obliegen der Gemeinde 
(§ 147 BauGB). Für die Baumaßnahmen sind die Eigentümer zuständig, außer für Ge-
meinbedarfs- und Folgeeinrichtungen sowie Gemeindeeigentum (§ 148 BauGB). Wie 
schon zuvor erwähnt, gibt es auch für die Durchführung von Baumaßnahmen eine sub-
sidiäre Verpflichtung der Gemeinde zur Übernahme (Battis 2007, S. 1097).  
Die Kosten- und Finanzierungsübersicht nach § 149 BauGB gehört zur einheitlichen 
Vorbereitung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme (§ 136 Abs. 1 BauGB). In dieser 
Übersicht hat die Gemeinde die Kosten der Gesamtmaßnahme sowie ihre Vorstellungen 
über deren Deckung darzustellen (§ 149 Abs. 2 und 3 BauGB). Die Übersicht ist mit den 
Kosten- und Finanzierungsvorstellungen anderer Träger öffentlicher Belange abzustim-
men, wenn sie der Aufgabenbereich der Sanierung berührt (§ 149 Abs. 1 BauGB). 
Die Kosten- und Finanzierungsübersicht ist ein Planungs- und Steuerungsinstrument. Sie 
gibt Aufschluss über die Durchführbarkeit, den Stand der Durchführung und dient der 
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Abstimmung der Investitionen. Die Übersicht betrachtet die Sanierung als Ganzes und 
nicht die Finanzierung der Einzelmaßnahme. (Battis 2007, S. 1099f.) 
Falls Einrichtungen, die der öffentlichen Versorgung dienen, infolge der Sanierung nicht 
mehr zur Verfügung stehen, sowie besondere Aufwendungen erforderlich sind, hat die 
Gemeinde dem Träger die ihm entstehenden Kosten zu erstatten (§ 150 Abs. 1 BauGB). 
Damit wird der Einfluss der Sanierungsmaßnahmen auf die städtische Infrastruktur be-
rücksichtigt. 
Die freiwillige Mitwirkung betroffener Eigentümer soll durch die Abgaben- und Auslagen-
befreiung nach § 151 BauGB erreicht werden (Battis 2007, S. 1104). Die Festlegung 
eines Sanierungsgebietes hat damit Auswirkungen auf Gebühren, nichtsteuerliche Abga-
ben sowie Auslagen und bildet damit ein Gebiet mit Sonderstatus.  
Die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften des dritten Abschnittes (§§ 152-
156a BauGB) geben den Gemeinden die notwendigen Entscheidungsmöglichkeiten für 
einen flexiblen und aufgabengerechten Instrumenteneinsatz. Zur Anwendung eines be-
sonderen Bodenrechts gehören unter anderem die Bemessung von Ausgleichs- und 
Entschädigungsleistungen, der Grunderwerb und die Veräußerung (§ 153 BauGB) sowie 
die Erhebung von Ausgleichsbeträgen (§§ 154f. BauGB). Der vom Eigentümer zu entrich-
tende Ausgleichsbetrag ergibt sich aus der durch Sanierung bedingten Erhöhung des 
Bodenwerts des Grundstückes (§ 154 Abs. 1 BauGB). Die Erhöhung entsteht aus dem 
Unterschied zwischen dem Anfangswert des sanierungsunbeeinflussten Bodens und dem 
Endwert des Bodens mit sanierungsbedingten Wertzuwachs (§ 154 Abs. 2 BauGB). Die 
Gemeinde erhält damit im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet die Möglichkeit, Ein-
nahmen im Rahmen der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme zu generieren und weiter 
zu verwenden. (Battis 2007, S. 1105ff.) 
Nach § 154 Abs. 1 BauGB wird die Erhebung von Erschließungsbeiträge nach 
§ 127 Abs. 2 BauGB sowie von Kostenerstattungsbeträgen nach § 135a Abs. 3 BauGB 
ausgeschlossen. 
Im vierten Abschnitt (§§ 157-161 BauGB) wird die Rolle von Sanierungsträgern und ande-
ren Beauftragen geregelt. Die Gemeinde kann Aufgaben zur Vorbereitung oder 
Durchführung der Sanierung geeigneten Beauftragten übertragen (§ 157 BauGB). Für 
folgende Aufgaben müssen die Beauftragten die Voraussetzungen nach § 158 BauGB 
erfüllen: 
1. Durchführung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme (nach §§ 146 –
 148 BauGB), 
2. Erwerb von Grundstücke oder Rechten im Zuge der Sanierung, 
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3. die Bewirtschaftung der Sanierungsmittel (§ 157 BauGB). 
Voraussetzungen für die Beauftragten sind unter anderem die Unabhängigkeit vom Bau-
unternehmen, die wirtschaftliche Eignung sowie die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Aufgaben. 
In den §§ 162 bis 164 BauGB (Fünfter Abschnitt) ergeben sich die Vorschriften zum Ab-
schluss der Sanierung. Im Mittelpunkt steht die Aufhebung der Sanierungssatzung. Die 
Aufhebung erfolgt, wenn 
1. die Sanierung durchgeführt ist oder 
2. die Sanierung sich als undurchführbar erweist oder 
3. die Sanierungsabsicht aus anderen Gründen aufgegeben wird oder 
4. die nach § 142 Abs. 3 oder 4 BauGB für die Durchführung der Sanierung festge-
legte Frist abgelaufen ist (§ 162 Abs. 1 BauGB). 
Aus Nummer Zwei und Drei ergibt sich, dass eine städtebauliche Sanierung an Grenzen 
der Durchführbarkeit stoßen kann, insbesondere bei den finanziellen Rahmenbedingun-
gen. Eine Verpflichtung zur Totalsanierung ist nach dem Gesetz nicht gegeben. Die 
zügige Durchführung der städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen liegt im öffentlichen 
Interesse (§ 136 Abs. 1 BauGB). Daher sind auch die festgelegten Fristen für die Durch-
führung ein wichtiges Kriterium für den Abschluss einer Sanierung. Der Bestand einer 
Sanierungssatzung ist zu hinterfragen, wenn seit mehreren Jahren keine Einzelmaßnah-
me durchgeführt wurde. Die Gültigkeit der Sanierungssatzung wird allein hierdurch nicht 
aufgehoben. Hierzu bedarf es eines förmlichen Beschlusses der Gemeinde. (Battis 2007, 
S. 1148ff.) 
§ 164a und b BauGB führen die Vorschriften des BauGB mit der Städtebauförderung 
zusammen. Städtebaufördermittel sind Finanzierungsmittel und sollen die Kosten der 
Sanierung und Entwicklung decken. Bei einer Förderung sind die Regeln über die Gewäh-
rung von Finanzhilfen zugrunde zu legen. Es gibt keine Verpflichtung zur Bereitstellung 
von Mitteln durch den Bund, die Länder oder die Gemeinden. (Battis 2007, S. 1162) 
Wesentlich bei der Städtebauförderung sind, dass die Kosten für eine einheitliche Vorbe-
reitung und zügigen Durchführung gedeckt sind, sowie dass städtebauliche 
Sanierungsmaßnahmen Gesamtmaßnahmen sind (vgl. § 136 Abs. 1 BauGB). Damit 
werden die Voraussetzungen des Sanierungsrechts (nach §§ 136ff. BauGB) auf den 
Einsatz von Mitteln der Städtebauförderung übertragen. Wie schon bei 
§§ 136, 142 und 149 BauGB erläutert (S. 22ff.), ist demnach eine Einzelmaßnahme nicht 
Gegenstand der Förderung, sondern die Maßnahme als Einheit eines Maßnahmenbün-
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dels (Gesamtmaßnahme). Die konkrete Ausgestaltung der Förderung erfolgt durch die 
Förderrichtlinien der Länder. (Battis 2007, S. 1162) 
Adressat der Vorschrift in § 164a Abs. 1 Satz 1 BauGB sind nicht ausdrücklich Bund, 
Länder und Gemeinden. Damit soll die Möglichkeit eröffnet werden, Aufgaben der Stadt-
erneuerung in privater Trägerschaft durchzuführen. Der Gesetzgeber sieht auch davon 
ab, die Finanzhilfen als Mittel zur Deckung von unrentierlichen Kosten zu definieren. 
(Battis 2007, S. 1162ff.) 
In § 164a Abs. 2 BauGB wird konkret aufgeführt, wofür die Städtebaufördermittel einge-
setzt werden können: 
1. für die Vorbereitung von Sanierungsmaßnahmen (§ 140 BauGB), 
2. für die Durchführung von Bau- und Ordnungsmaßnahmen (§§ 147, 148 BauGB), 
3. für eine angemessene Vergütung von beauftragten Dritten (§§ 157, 167 BauGB), 
4. für die Verwirklichung des Sozialplans (§ 180 BauGB) sowie die Gewährung eines 
Härteausgleichs (§ 181 BauGB), 
5. für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen (§ 177 BauGB). 
Persönliche und sachliche Kosten der Gemeindeverwaltung, wie Personalkosten oder 
Kosten des Verwaltungsaufwandes, können nicht von den Förderungsmitteln finanziert 
werden (§ 164a Abs. 2 BauGB). 
Die Förderung basiert auf Art. 104b GG, deren Inhalt im Anfang des Kapitels erläutert 
wurde (S. 14ff.). Der Bund kann damit Finanzhilfen bereitstellen. Das Nähere wird durch 
VV zwischen Bund und Ländern festgelegt. Im BauGB wird diese Basis in § 164b Abs. 1 
aufgeführt und in Abs. 2 durch folgende Schwerpunkte für den Einsatz der Finanzhilfen 
ergänzt: 
1. die Stärkung von Innenstädten und Ortsteilzentren in ihrer städtebaulichen Funkti-
on unter besonderer Berücksichtigung des Wohnungsbaus sowie der Belange des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 
2. die Wiedernutzung von Flächen, insbesondere der in Innenstädten brachliegenden 
Industrie-, Konversions- oder Eisenbahnflächen, zur Errichtung von Wohn- und 
Arbeitsstätten, Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen unter Berücksichtigung ih-
rer funktional sinnvollen Zuordnung (Nutzungsmischung) sowie von 
umweltschonenden, kosten- und flächensparenden Bauweisen, 
3. städtebauliche Maßnahmen zur Behebung sozialer Missstände. 
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Die Vorschrift konkretisiert damit den allgemein formulierten Anwendungsbereich, wonach 
Finanzhilfen zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts oder 
zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet oder zur Förderung 
des wirtschaftlichen Wachstums eingesetzt werden (Art. 104b Abs. 1 GG). 
Zu den städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen kamen am 01. Mai 1993 die städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahmen hinzu (vgl. S. 18). Sie umfassen den zweiten Teil des 
Besonderen Städtebaurechtes (§§ 165 bis 171 BauGB). Die Vorschriften der städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahmen greifen alle wesentlichen Regelungen des 
Sanierungsrechts auf (vgl. § 136 bis 164b BauGB). Damit liegen alle wichtigen Instrumen-
te für beide Maßnahmen vor. Die Gemeinde muss daher anhand der von ihr bestimmten 
städtebaulichen Ziele geeignete Maßnahme auswählen. Ein grundlegender Unterschied 
ergibt sich allerdings im besonderen bodenpolitischen Konzept, welches vom Sanierungs-
recht abweicht. Die Enteignung im städtebaulichen Entwicklungsbereich ist nach 
§ 169 Abs. 3 BauGB auch ohne Bebauungsplan zur Erfüllung der Aufgabe zulässig. Die 
Vorschriften über die Bodenordnung (§§ 45 bis 84 BauGB) sowie zur Enteignung 
(§§ 85, 87, 88 und 89 Abs. 1 bis 3 BauGB) sind im städtebaulichen Entwicklungsbereich 
nicht anzuwenden (§ 169 Abs. 2 und 3 BauGB). Diese Regelungen zielen darauf ab, eine 
zügige Verwirklichung der angestrebten städtebaulichen Entwicklung zu erreichen. (Bat-
tis 2007, S. 1168ff.) 
Der dritte Teil des Besonderen Städtebaurechts (§§ 171a bis d BauGB) regelt die Anwen-
dung von Stadtumbaumaßnahmen. Die Stadtumbaumaßnahmen können die 
städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen ergänzen aber auch ersetzen, 
z. B. wenn nicht der volle Umfang des Instrumentariums benötigt wird. Die Entscheidung 
über die passenden Maßnahmen trifft die Gemeinde anhand der Zweckmäßigkeit sowie 
der Aufgaben und Ziele der jeweiligen Maßnahmen. Es besteht kein Grund einer beson-
deren Prüfung, insbesondere einer subsidiären Anwendung des Stadtumbaus. 
(Battis 2007, S. 1191ff.) 
Wie schon bei den Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen liegt auch bei den Stad-
tumbaumaßnahmen eine einheitliche und zügige Durchführung im öffentlichen Interesse 
(§ 171a Abs. 1 BauGB). Analog soll das Stadtumbaugebiet eine zweckmäßige Durchfüh-
rung der Maßnahmen ermöglichen (§ 171b Abs. 1 BauGB). Die Vorschriften zur 
Beteiligung und Mitwirkung nach §§ 137, 139 BauGB sowie zur Städtebauförderung 
§§ 164a, 164b BauGB sind entsprechend anzuwenden.  
Stadtumbaumaßnahmen sollen Gebiete mit erheblichen städtebaulichen Funktionsverlus-
ten anpassen. Damit ergibt sich ein anderer Schwerpunkt in der städtebaulichen Planung. 
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Erhebliche städtebauliche Funktionsverluste liegen insbesondere vor, wenn ein dauerhaf-
tes Überangebot an baulichen Anlagen für bestimmte Nutzungen, namentlich für 
Wohnzwecke, besteht oder zu erwarten ist, oder wenn die allgemeinen Anforderungen an 
den Klimaschutz und die Klimaanpassung nicht erfüllt werden (§ 171a Abs. 2 Satz 2 
BauGB). Die Stadtumbaumaßnahmen dienen der Anpassung der Siedlungsstruktur sowie 
der Nachnutzung brachliegender oder freigelegter Flächen; der Verbesserung von Wohn- 
und Arbeitsverhältnissen sowie der Umwelt; der Stärkung der Innenentwicklung sowie der 
innerstädtischen Altbaubestände; der Umnutzung oder des Rückbaus entsprechender 
baulicher Anlagen (§ 171a Abs. 3 BauGB).  
Mit dem vierten Teil des Besonderen Städtebaurechts fließt der soziale Aspekt in die 
städtebaulichen Maßnahmen ein. Die Maßnahmen des Programms Soziale Stadt müssen 
ebenso wie im Programm Stadtumbau die Maßgaben an die Durchführung erfüllen und 
das Gebiet entsprechend festlegen (§ 171e Abs. 1 und 3 BauGB). Die Maßnahmen sollen 
zur Stabilisierung und Aufwertung von Gebieten führen, die durch soziale Missstände 
benachteiligt sind (§ 171e Abs. 2 BauGB).  
Soziale Missstände werden insbesondere festgestellt, wenn ein Gebiet aufgrund der 
Zusammensetzung und wirtschaftlichen Situation der darin lebenden und arbeitenden 
Menschen erheblich benachteiligt ist. Ein besonderer Entwicklungsbedarf liegt insbeson-
dere vor, wenn es sich um benachteiligte innerstädtische oder innenstadtnah gelegene 
Gebiete oder verdichtete Wohn- und Mischgebiete handelt. In diesen Gebieten bedarf es 
einer aufeinander abgestimmten Bündelung von investiven und sonstigen Maßnahmen. 
Aufgrund des sozialen Schwerpunktes werden neben den investiven Maßnahmen auch 
sonstige Maßnahmen zugelassen, so dass sich ein breites Spektrum zur Bewältigung des 
sozialen Missstandes eröffnet. (§ 171e Abs. 2 BauGB) 
Die Anwendung auf Ortsteile oder andere Teile des Gemeindegebiets soll sozialräumliche 
Abgrenzung in den Mittelpunkt rücken (Battis 2007, S. 1207). Die Beteiligung der Be-
troffenen wird ebenso stärker berücksichtigt, indem die Beteiligten beraten, unterstützt 
und zur Mitwirkung angeregt werden (§ 171e Abs. 5 BauGB). Dafür kann im Zusammen-
wirken von Gemeinde und den Beteiligten eine Koordinierungsstelle eingerichtet werden 
(§ 171e Abs. 2 BauGB). 
Mit der Festlegung als Erhaltungsgebiete entsteht nach §§ 172 bis 174 BauGB eine weite-
re Möglichkeit der Gebietsfestlegung. Der Beschluss kann über die Aufstellung des 
Bebauungsplans oder durch eine sonstige Satzung gefasst werden (§ 172 Abs. 1 
BauGB). Die Festlegung der Gebiete dient der Erhaltung der städtebaulichen Eigenart 
des Gebiets aufgrund seiner städtebaulichen Gestalt, der Erhaltung der Zusammenset-
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zung der Wohnbevölkerung oder der Sicherung eines sozialgerechten Ablaufs städtebau-
licher Umstrukturierungen (Battis 2007, S. 1217).  
Als ein weiteres Instrumentarium können die Gemeinden die städtebaulichen Gebote 
nach §§ 175 bis 179 BauGB nutzen. Die städtebaulichen Maßnahmen (§§ 136 bis 171f. 
BauGB) können durch folgende städtebaulichen Gebote flankiert werden: 
1. das Baugebot (§ 176 BauGB), 
2. das Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot (§ 177 BauGB), 
3. das Pflanzgebot (§ 178 BauGB), 
4. sowie das Rückbau- und Entsiegelungsgebot (§ 179 BauGB). 
Die Gemeinde kann diese Gebote erlassen, soll aber die Maßnahmen vorher mit den 
Betroffenen erörtern (§ 175 Abs. 1 BauGB). Die Gebote haben im Allgemeinen keine 
Auswirkungen auf die Durchführung der städtebaulichen Maßnahmen sowie die entspre-
chenden Gebietsfestlegungen. 
Zuwendungsfähig sind die Kosten des Umzugs von Betroffenen im Zuge der städtebauli-
chen Erneuerung. Hierzu gehören die umzugsbedingten Kosten, die der Gemeinde selbst 
oder durch eine vertragliche oder gesetzliche Verpflichtung zur Entschädigung, insbeson-
dere bei der Verwirklichung des Sozialplans (§ 180 BauGB) oder im Rahmen des 
Härteausgleichs (§ 181 BauGB) entstehen. 
Der achte Teil des Besonderen Städtebaurechts enthält Vorschriften über die Miet- und 
Pachtverhältnisse. Ein Zusammenhang mit der Städtebauförderung kann z. B. bei der 
Frage nach Entschädigung (§ 185 BauGB) entstehen. Städtebauliche Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur (Neunter Teil des 
Besonderen Städtebaurechts) spielen für die Städtebauförderung keine Rolle. 
Aus der Analyse der Vorschriften des BauGB, insbesondere des Besonderen Städtebau-
rechts, ergeben sich sieben mögliche Festlegungen für ein Gebiet zur Anwendung der 
Städtebauförderung nach VV (2013): 
1. Untersuchungsgebiet nach § 141 BauGB, 
2. Sanierungsgebiet nach § 142 Abs. 1 BauGB, 
3. städtebaulicher Entwicklungsbereich nach § 165 Abs. 3 BauGB, 
4. Stadtumbaugebiet nach § 171b Abs. 1 BauGB, 
5. Gebiet mit besonderen Entwicklungsbedarf nach § 171e Abs. 3 BauGB, 
6. Gebiet für private Initiativen nach § 171f BauGB, 
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7. Erhaltungsgebiet nach § 172 Abs. 1 BauGB. 
Damit bildet das BauGB die Grundlage für die Gemeinden, welche Gebiete sie anhand 
der angestrebten Ziele und Zwecke festlegen können. Das Gebiet ist so zu begrenzen, 
dass sich die Gesamtmaßnahmen zweckmäßig durchführen lassen. Zur Überlagerung 
von festgelegten Gebieten wird keine Aussage in den Vorschriften getroffen. 
Ebenso gibt es keine Vorschriften zu den Städtebauförderprogrammen. Der Bezug zur 
Städtebauförderung wird über §§ 164a und 164b BauGB hergestellt und auf die VV ver-
wiesen. Parallel zum BauGB hat sich in den letzten Jahren auch die Städtebauförderung 
gewandelt. Dies zeigt sich besonders in den Städtebauförderprogrammen. 
2.2 ENTWICKLUNG DER STÄDTEBAUFÖRDERPROGRAMME 
Das Kapitel betrachtet ausschließlich die Entwicklung der Bund-Länder-Programme zur 
Städtebauförderung im Rahmen des Art. 104b GG. Die Förderprogramme werden chrono-
logisch hinsichtlich ihrer Entstehung, Inhalte und Ziele erläutert sowie deren 
Besonderheiten herausgestellt.  
 
Abbildung 6: Verpflichtungsrahmen Bundesfinanzhilfen der Städtebauförderung von 1971 
bis 2012 nach den einzelnen Förderprogrammen 
(Quelle: Städtebauförderungsdatenbank des BBSR) 
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Seit 1971, dem Beginn der Städtebauförderung, wurden fast 10.000 Gesamtmaßnahmen 
in etwa 6.600 Gemeinden mit ungefähr 14 Milliarden Euro Finanzhilfen des Bundes geför-
dert (BMVBS 2011a, S. 2). Da der Bundesanteil in der Regel 33⅓ % beträgt, ergibt sich 
durch die Kofinanzierung ein Gesamtvolumen von etwa 42 Milliarden Euro. Abbildung 6 
gibt einen Überblick über alle Programme der Städtebauförderung in zeitlicher Reihenfol-
ge sowie mit der jeweiligen Höhe der Finanzhilfen des Bundes.  
Die Städtebauförderung ist ein explizit gebietsbezogener Ansatz. Damit unterscheidet sie 
sich von anderen Politikfeldern wie der Sozial- und Verkehrspolitik, aber auch von fach-
nahen Bereichen wie der Wohnraum-, Denkmal- oder EU-Förderung (außer Vorhaben der 
Nachhaltigen Stadtentwicklung). (BMVBS 2011c, S. 20). 
Der Investitionspakt (2008/09) und das Denkmalschutzprogramm „Dach und Fach“ sind in 
der Abbildung 6 nicht aufgeführt und werden in dieser Arbeit nicht betrachtet. Sie werden 
zwar zur Städtebauförderung gezählt, allerdings wurden in diesen Programmen im Ge-
gensatz zu den anderen Programmen nur Einzelobjekte gefördert. Für den 
Investitionspakt werden keine Gebiete festgelegt, sondern einzelne Gebäude der sozialen 
Infrastruktur, wie Schulen, Kindergärten und Sportstätten, energetisch saniert. Die Fi-
nanzhilfen des Bundes betrugen im Jahre 2008 200 Mio. Euro und 2009 100 Mio. Euro 
(VV Investitionspakt 2008 und 2009). 
In den 1960er Jahren entstanden in einigen Ländern Förderprogramme zur Stadterneue-
rung bzw. städtebaulichen Sanierung. Ein Beispiel ist das 1. Berliner Stadterneuerungs-
programm von 1963 mit dem Sanierungsgebiet „Wedding-Brunnenstraße“. In diesem 
Zuge kam es auch zur Diskussion über die Kahlschlagsanierungskonzepte, die die Stadt-
entwicklung grundlegend veränderten. Es stellte sich die Frage, wie weit die Sanierung in 
die Rechte der Bewohner eingreifen darf. (Weith 2007, S. 34f.) 
Zur gleichen Zeit führten der Bund und die Länder erste Modellvorhaben zur Stadtent-
wicklung durch (BMVBS 2013). Das Bund-Länder-Programm „Studien und Modell-
vorhaben“ mit 141,5 Mio. DM Fördermitteln untersuchte Sanierungsmaßnahmen zur 
erhaltenden Erneuerung in den Gemeinden (BMVBS 2011a, S. 21). Dies waren die ersten 
Projekte, die der Bund mit den Ländern zusammen förderte. Die Erfahrungen der Projekte 
und der Länderprogramme flossen zum Teil in die Ausgestaltung des StBauFG (1971) 
ein. Im gleichen Zug wurde mit der Finanzverfassungsreform (1969) die Möglichkeit zur 
gemeinsamen Bund-Länder-Förderung geschaffen.  
Auf der 16. Hauptversammlung des Deutschen Städtetages 1971 wurden die Zustände 
der Innenstädte kritisiert und eine entsprechende Gegensteuerung gefordert 
(BMVBS 2011a, S. 17ff.).  
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Die rechtlichen Grundlagen der gebietsbezogenen Bund-Länder-Programme entstanden 
damit zum 01.01.1970 mit Art. 104a GG (Art. 104b seit 01.09.2006) sowie zum 
01.08.1971 mit dem StBauFG (BauGB seit 01.07.1987). Daraus ergab sich das erste 
Städtebauförderprogramm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen. Für die Haushalts-
jahre 1971 bis 1973 ergab sich die Höhe der Finanzhilfen aus dem StBauFG (§ 71), in 
den nachfolgenden Jahren wurden jeweils jährlich VV zwischen Bund und Ländern ge-
schlossen (s. S. 14f.). Die Verwendung, Höhe und Verteilung der Mittel, mögliche 
Gebietsfestlegungen der einzelnen Programme sowie weitere Regelung zu den Pro-
grammen werden in der jeweiligen VV des aktuellen Jahres festgelegt. Im Vordergrund 
steht die Behebung städtebaulicher Missstände (vgl. § 1 Abs. 2 StBauFG bzw. 
§ 136 Abs. 2 BauGB) in einem förmlich festgelegten Gebiet. Die Sanierungsmaßnahmen 
sollen insbesondere bauliche Anlagen beseitigen, Gebäude modernisieren oder neu 
bauen (ebd.). Die Maßnahmen umfassen ebenso erforderliche Ersatzbauten und –
anlagen (ebd.). Die Entwicklungsmaßnahmen richten sich nach den Zielen der Raumord-
nung (§ 1 Abs. 3 StBauFG bzw. § 165 Abs. 2 BauGB). Im Programm Städtebauliche 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen konnten die Gemeinden ein Sanierungsgebiet 
(§ 3 StBauFG bzw. § 142 Abs. 1 BauGB) oder einen städtebaulichen Entwicklungsbereich 
(§ 53 StBauFG bzw. § 165 Abs. 4 BauGB) als Fördergebiet für die Gesamtmaßnahmen 
festlegen. 
Die veränderten Möglichkeiten in den Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen ergeben 
sich aus den in Kapitel 2.1.2 betrachteten Novellierungen des BauGB. Schon die Novellie-
rung des StBauFG 1976 führte zu einer stärkeren Einbindung bzw. Verpflichtung der 
Eigentümer von Immobilien und Grundstücke bei der Stadterneuerung (BMVBS 2011a).  
Das Deutsche Institut für Urbanistik (DifU) stellte 1985 durch eine bundesweite Umfrage 
der Gemeinden fest, dass die Stadterneuerung eine der wichtigsten, gemeindlichen Auf-
gaben ist. Dieses Ergebnis wurde vom zuständigen Bundestagsausschuss bestätigt, so 
dass die Finanzhilfen in den Jahren 1986 und 1987 durch eine Verdreifachung gegenüber 
dem Vorjahr ihren Höhepunkt erreichten. (BMVBS 2011a, S. 96f.) 
Nach der Wiedervereinigung Deutschlands 1990 wurden die neuen Länder in das Pro-
gramm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 1991 aufgenommen. Dabei wurde das 
Programm in West und Ost unterschieden und damit die Finanzhilfen mit dem gleichen 
Verteilerschlüssel und Fördersatz innerhalb der Gruppen der alten Länder – Baden-
Württemberg, Bayern, Berlin (West), Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein – und der neuen Länder 
verteilt. Damit erhielten die neuen Länder einen vergleichsweise höheren Anteil an Fi-
nanzhilfen, da in den neuen Ländern ein höherer Sanierungsbedarf bestand. Ab 1993 
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sind die Finanzhilfen des Programmes für die westdeutschen Länder stark gesunken 
(s. Abbildung 6, S. 34), bis 2002 erreichten sie wieder 142 Mio. Euro (VV 2002). Seit 2003 
wurden die Mittel für das Programm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen West und 
Ost degressiv gestaltet (s. Abbildung 6). Schließlich wurde die Förderung in dem Pro-
gramm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen seit 2013 eingestellt.  
Nachdem in den 1950er und 60er Jahren der Aufbau bzw. Neubau meist ohne Bezug 
zum historischen Stadtbild erfolgte, entstand mit der Charta von Venedig von 1964 ein 
erstes Umdenken zur Konservierung und Restaurierung von Denkmälern. Das Europäi-
sche Denkmalschutzjahr 1975 erhielt eine große Resonanz, und es folgten finanzielle 
Sonderprogramme und Wettbewerbe zur Bewahrung und Pflege des baulichen Erbes. Ein 
Beispiel ist der Bundeswettbewerb „Stadtgestalt und Denkmalschutz im Städtebau“ aus 
dem Jahre 1978. Dabei wurde von den Gemeinden vorrangig die Erhaltungssatzung 
verwendet (§ 39 BBauG 1976). Ein Bund-Länder-Programm zum Denkmalschutz wurde 
damals allerdings daraus noch nicht entwickelt. (BMVBS 2011a, S. 29f.) 
Die ostdeutschen Entwicklungsprogramme konzentrieren sich in der Deutschen Demokra-
tischen Republik (DDR) auf den Wohnungsneubau. Damit wurden die innerstädtischen 
Altbauten kaum berücksichtigt, und bis 1990 entstand ein hoher Sanierungsbedarf. Um 
diese städtebaulichen Probleme anzugehen, wurden schon zur Jahreswende 1989/90 die 
Städte Brandenburg/Havel, Halberstadt, Meißen, Stralsund und Weimar im „Modellstadt-
programm“ mit 130 Mio. M (Mark der DDR) und 25 Mio. DM als Soforthilfe unterstützt. 
Dieses Programm (in der Abbildung 6 als Modellvorhaben bezeichnet) wurde in der Folge 
um die Städte Cottbus, Görlitz, Güstrow, Jena, Mühlhausen und Naumburg erweitert 
sowie um mehr als 186 Mio. DM erhöht. Das Modellstadtprogramm lief bis 1994. 
(BMVBS 2011a, S. 32f.) 
Schon kurz nach diesen Modellvorhaben wurde im Februar 1990 ein Sofortprogramm in 
Höhe von etwa 800 Mio. M für über 750 Gemeinden beschlossen. Die Förderkriterien 
richteten sich im Wesentlichen nach dem BauGB: Behebung von städtebaulichen Miss-
ständen, Entwicklung baulicher Strukturen sowie Erhaltung des Ortsbildes. Als einmalige 
Soforthilfe wurde bei diesem Programm eine Vereinfachung in der Förderung vorgenom-
men, so dass nicht einmal Fördergebiete festgelegt werden mussten. (BMVBS 2011a, 
S. 33ff.) 
Die Vernachlässigung der ostdeutschen Innenstädte bis 1990 konzentrierte sich vor allem 
auf Gebäude, die vor 1945 bzw. sogar vor 1918 errichtet wurden und somit meist unter 
den Denkmalschutz fielen. Diese Gebäude waren ein Abbild der geschichtlichen Entwick-
lung der Städte. Um dieses Erbe zu bewahren, wurde 1991 das Programm 
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Städtebaulicher Denkmalschutz Ost beschlossen. Am Anfang wurden 80 Gemeinden für 
das Programm ausgewählt, später auf etwa 200 Gemeinden ausgeweitet. Das Programm 
verbindet den Denkmalschutz mit den Bedürfnissen der Einwohner einer Gemeinde. Die 
Ausrichtung auf die Erneuerung und Erhaltung des historischen Stadtbildes führte zur 
Festlegung der Gebiete als Erhaltungsgebieten nach § 172 BauGB. Aufgrund des Erfol-
ges in den neuen Ländern und den einsetzenden demographischen Problemen von 
strukturschwachen, westdeutschen Gemeinden wurde das Programm Städtebaulicher 
Denkmalschutz auch für die alten Länder 2009 eingeführt. (BMVBS 2011a, S. 35ff.) 
Es wurde eine Trennung des Programms Städtebaulicher Denkmalschutz nach West und 
Ost vorgenommen. In den neuen Ländern erschweren der demographische Wandel durch 
hohe Abwanderung und Überalterung sowie der wirtschaftliche Strukturwandel eine Ver-
stetigung der Förderung. Eine Zusammenlegung des Programms Städtebaulichen 
Denkmalschutz West und Ost würde beim derzeitigen Verteilerschlüssel zu einer Verlage-
rung der Finanzhilfen zu bevölkerungsreichen Ländern führen, da 70 % des Schlüssels 
die Bevölkerungsgröße ausmachen. Die finanziell bisher gut ausgestatteten, neuen Län-
der würden aufgrund ihrer geringeren Bevölkerung spürbar weniger Mittel bekommen. Der 
aktuelle Verteilerschlüssel wird mit der Erläuterung der VV in Kapitel 3.1 nochmals näher 
erklärt (S. 51f.). 
Bei einer Zusammenlegung würde ebenso für die neuen Länder der Eigenanteil von 20 % 
auf 33⅓ % steigen. Inwieweit die kommunalen Haushalten der ostdeutschen Gemeinden 
entsprechend ausgestattet sind, bedarf einer genaueren Untersuchung. Sicher ist aber, 
dass sich bundesweit ein differenziertes Bild unter Gemeinden ergibt, welches sich nicht 
auf der Landesebene verallgemeinern lässt. Eine Übersicht zu den einzelnen Fördersät-
zen der Programme erfolgt in Kapitel 3.1 (S. 49ff.) 
Auf der anderen Seite wurden in der DDR bis 1990 in vielen Gemeinden Neubausiedlun-
gen gebaut. Aufgrund der besseren Ausstattung und Wohnqualität waren diese 
Neubauten bei der Bevölkerung gegenüber den Altbauten in der DDR beliebt. Mit dem 
Programm Städtebauliche Weiterentwicklung großer Neubaugebiete (StWENG) von 1993 
bis 2001 wurden die Wohn- und Lebensbedingungen von 182 Plattenbaugebieten in 145 
Gemeinden durch Förderung verbessert. Dem Programm gingen elf Modellprojekte des 
gleichnamigen „Experimentellen Wohnungs- und Städtebau“ Forschungsfeldes im Auftrag 
des BMVBS voraus. Das Fördergebiet wurde durch die Gemeinden in einer Satzung nach 
besonderem Städtebaurecht oder per Beschluss festgelegt (RL-StWENG 1993). Das 
Einsatzgebiet beschränkt sich auf große Neubaugebiete, so dass eine klare Schwer-
punktsetzung der Gemeinde möglich ist. Die demographische Entwicklung sowie die 
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Nachfrage nach Neubaugebieten änderten sich aber in den 1990er Jahren. 
(BMVBS 2011a, S. 68ff.) 
Das Programm Soziale Stadt (Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf) wurde im 
Jahr 1999 für alle Länder eingeführt, um neben den investiven Maßnahmen der Städte-
bauförderung auch den sozialen Aspekt zu fördern. Verschiedene Landesprogramme 
sowie die Gemeinschaftsinitiative Soziale Stadt der Bauministerkonferenz der Länder aus 
dem Jahre 1996 waren Vorläufer des Programms auf Landesebene. Zum Beispiel ent-
stand das Landesprogramm „Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf“ in Nordrhein-
Westfalen, um die baulichen und sozialen Probleme in den vom Strukturwandel betroffe-
nen Quartieren zu lösen. Die soziale Stadtentwicklung sollte durch das Programm Soziale 
Stadt in die bisherige Stadtpolitik, die vor allem aus baulichen Maßnahmen bestand, 
integriert werden. Damit treten besonders Themen wie Arbeit, lokale Ökonomie und In-
tegration in den Vordergrund. (BMVBS 2011a, S. 46ff.) 
Zur Zielerreichung werden alle maßgeblich beteiligten Akteure aktiviert und eingebunden. 
So sollen nicht nur Ressourcen öffentlicher Institutionen, sondern auch Privater gebündelt 
werden. Eine zentrale Maßnahme bildet damit das Stadtteilmanagement, welches z. B. 
Netzwerke bildet und Konzepte unter Mitwirkung der Bewohner für das Fördergebiet 
erstellt. Eine Mittelbündelung aus der Bundesebene heraus entstand 1999/2000 mit dem 
Maßnahmenpaket „Entwicklung und Chancen junger Menschen in sozialen Brennpunk-
ten“ des Bundesfamilienministeriums. Mit dem Arbeitsmarktprogramm „Bildung, 
Wirtschaft, Arbeit im Quartier“ (BIWAQ) erfolgte seit 2008 wieder eine mögliche Kombina-
tion mit dem Programm Soziale Stadt. (BMVBS 2011a, S. 46ff.) 
Bis zur Verabschiedung des § 171e BauGB (Maßnahmen der Sozialen Stadt) am 20. Juli 
2004 gab es für das Programm nur die Bedingung zur Abgrenzung des Gebietes (s. 
VV 1999 bis 2004). Seit der VV 2005 musste das Gebiet nach § 171e BauGB oder als 
Sanierungsgebiet (§ 142 BauGB) festgelegt werden.  
Wie sich schon im Programm StWENG zeigte, haben sich die Prognosen für die ostdeut-
schen Gemeinden nicht erfüllt. Die Nachfrage auf dem ostdeutschen Wohnungsmarkt ist 
vor allem nach Plattenbausiedlungen weiter stark gesunken. Die andauernde Ost-West-
Wanderung führte in entsprechenden Ortsteilen zu einer Abwärtsspirale mit hohem Leer-
stand. Im Jahr 2000 nahm sich die Bundesregierung mit der Expertenkommission 
„Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel“ diesem Problem an. Der Bericht der Kommis-
sion offenbarte etwa eine Million leerstehende Wohnungen in den neuen Ländern. Neben 
Plattenbauten betraf dies auch etwa 400.000 Altbauwohnungen. Damit standen etwa ein 
Drittel der vor 1918 gebauten Wohnungen in den neuen Ländern leer. Der Plattenbaube-
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stand wies im Durchschnitt eine Leerstandsquote von acht Prozent auf (regional zwischen 
0 und 30 %). (BMVBS 2011a, S. 68ff.) 
Aus einem Bundeswettbewerb wurden integrierte städtebauliche und wohnungswirtschaft-
liche Konzepte zur Lösung der Probleme entwickelt. Die Ergebnisse des Wettbewerbs 
führten im Jahr 2002 für die neuen Länder zu dem Programm Stadtumbau Ost. Die Län-
der Sachsen und Thüringen hatten zur Förderung des Wohnungsrückbaus bereits im Jahr 
2000 ein eigenes Landesprogramm beschlossen. Ein hartes Ziel des Programms Stad-
tumbau Ost war der Abriss von 350.000 Wohnungen zur Stabilisierung des 
Wohnungsmarktes. Als weiches Ziel sollte die Attraktivität der Gemeinden erhöht und 
damit die Einwohnerzahl stabilisiert werden. Dies betraf ebenso die innerstädtischen 
Altbaubestände mit ihrem Leerstand, sodass sich eine Schnittmenge mit dem Programm 
Städtebaulicher Denkmalschutz ergeben konnte. Im Ergebnis wurden von 2002 bis 2011 
etwa 300.000 Wohnungen abgerissen. Die Mitglieder des Bundesverbandes deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen verzeichneten einen Rückgang des Leerstands 
von durchschnittlich 16,2 % im Jahr 2002 auf 8,3 % im Jahr 2011. Allerdings wird damit 
nur ein Teil der Wohnungen erfasst, insbesondere nicht die von privaten Eigentümern. 
Aber gerade 80 % der innerstädtischen Altbauten besitzen private Eigentümer. 
(BMVBS 2011a, S. 70ff.) 
Das Programm StWENG kann als Vorläufer des Programms Stadtumbau Ost im Bereich 
der Aufwertung angesehen werden. Die Aufwertung beinhaltet nicht nur die Stärkung der 
Innenstädte durch Sanierung, sondern auch die Behebung der vorhandenen Funktions-
schwächen. (BMVBS 2011a, S. 72) 
Das Programm Stadtumbau Ost kann für bebaute oder bebaubare Flächen auf Dauer zu 
einer Nichtnutzung führen. Dies stellt einen zentralen Unterschied zum Programm Sanie-
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen dar, da dort eine bauliche (Wieder-)Nutzung 
angedacht ist. (vhw 2003, S. 23) 
Im Jahr 2002 wurden im „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau“ Forschungsfeld 
„Stadtumbau West“ 16 Modellprojekte in westdeutschen Gemeinden durchgeführt. Auch 
in den alten Ländern ergaben sich zunehmend Probleme durch den demographischen 
und wirtschaftlichen Strukturwandel. Allerdings sind in den alten Ländern die regionalen 
Unterschiede viel stärker ausgeprägt. Im Zentrum stehen vor allem Innenstädte sowie 
Industrie-, Gewerbe- oder Militärbrachen. In der Folge wurde 2004 das Programm Stad-
tumbau West beschlossen. (BMVBS 2011a, S. 74) 
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Wie schon beim Programm Städtebaulicher Denkmalschutz gibt es aus den gleichen 
Gründen eine Teilung des Programms Stadtumbau nach alten und neuen Ländern (vgl. S. 
38).  
Die größeren Probleme der neuen Länder würden dem Verteilerschlüssel nicht gerecht 
werden, da die Bevölkerungsgröße 70 % der Zuteilung ausmacht (vgl. Kap. 3.1, S. 51f.). 
Die besonderen Fördersätze des Programms Stadtumbau Ost mit bis zu 100 % Finanzhil-
fen sollen dem Haushalt strukturschwacher Gemeinden entgegen kommen. 
Die Fördergebiete wurden im Programm Stadtumbau als Sanierungsgebiete 
(§ 142 BauGB), Erhaltungsgebiete (§ 172 BauGB) oder aufgrund des Stadtentwicklungs-
konzepts festgelegt (VV 2002 bis 2004). Mit der Novellierung des BauGB 2004 erhielt das 
Programm Stadtumbau eine eigene Möglichkeit zur Gebietsfestlegung nach 
§ 171b BauGB. Demnach können seit der VV 2005 Stadtumbaugebiete festgelegt wer-
den.  
Einen Schwerpunkt der Städtebauförderung bildet die Stärkung der Innenstädte 
(§ 164b BauGB). Die vorangegangenen Programme haben dieses Ziel bei den Konzepten 
im Blick gehabt, allerdings ist dies nicht deren vorrangiger Aufgabenbereich gewesen. Im 
Jahr 2008 wurde daher das Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ beschlossen. 
Die Finanzhilfen sollen vor allem zentrale Versorgungsbereiche stärken, die durch Funkti-
onsverluste, wie gewerblichen Leerstand, bedroht oder betroffen sind (seit VV 2008).  
Auf Landesebene entstanden schon sehr früh Initiativen zur Zentrenentwicklung, z. B. seit 
1999 „Ab in die Mitte – Zentrenoffensiven“ in mehreren Bundesländern, seit 2005 „Mitten-
drIn Berlin! Die Zentren-Initiative“ sowie „Leben findet Innenstadt“ – öffentlich-private 
Kooperationen zur Standortentwicklung in Bayern. Ebenso gab es Vorläufer zum Pro-
gramm in Form von Wettbewerben wie der Landeswettbewerb „Zukunft Innenstadt“ 
Brandenburg (2004) und die Landesinitiative „Genial Zentral“ in Thüringen (seit 2002). In 
gemeinsamer Zusammenarbeit von BMVBS, der Bauministerkonferenz, kommunalen 
Spitzenverbänden und Fachverbänden wurde 2002 die Initiative „City 21“ gegründet. 
(BMVBS 2011b) 
Dieses Programm gilt für das gesamte Bundesgebiet und hat einen Bundesanteil von 
33⅓ % (VV 2008). Die Gebietsfestlegung ist in diesem Programm sehr offen gestaltet. Die 
Gemeinde kann das Fördergebiet als Sanierungsgebiet (§ 142 BauGB), städtebaulichen 
Entwicklungsbereich (§ 165 BauGB), Erhaltungsgebiet (§ 172 BauGB), Maßnahmenge-
biet nach § 171b oder § 171e BauGB, als Untersuchungsgebiet (§ 141 BauGB) oder 
durch Beschluss festlegen (VV 2013). 
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Ein weiteres Aufgabenfeld der Städtebauförderung ist die Sicherung der Daseinsvorsorge. 
Dies betrifft vor allem kleinere Gemeinden, da die Funktionen meist nur singulär vertreten 
sind. So kann zum Beispiel eine Schule oder eine Anlaufstelle der Verwaltung aufgrund 
von Schrumpfung der Bevölkerung wegfallen, ohne dass eine weitere derartige Einrich-
tung vor Ort existiert. Seit 1971 wurden 40 % der Finanzhilfen für Kleinstädte und 
Landgemeinden eingesetzt, auch wenn diese nur 27 % der Gesamtbevölkerung ausma-
chen (BMVBS 2011a, S. 81f.). 
Ein dementsprechend spezifisches Programm wurde erst im Jahr 2010 beschlossen. Im 
Mittelpunkt des Programms „Kleinere Städte und Gemeinden“ steht die interkommunale 
Kooperation. Die Gemeinden sollen in direkter Absprache mit den Nachbargemeinden 
Konzepte für eine Sicherung ihrer Daseinsvorsorge erstellen und damit kostenintensive 
Doppelstrukturen vermeiden. Diese Art der Kooperation wurde seit etwa 2004 in den 
anderen Programmen modellhaft erprobt. (BMVBS 2011a, S. 84ff.) 
Das Programm stimmt bei der möglichen Gebietsfestlegung mit dem Programm Aktive 
Stadt- und Ortsteilzentren überein. Ebenso gilt das Programm für alle Länder, und der 
Fördersatz des Bundes beträgt 33⅓ %. Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg können 
die Finanzhilfen des Programms für die anderen Programme nutzen, da sie als Großstäd-
te dem Profil des Programms „Förderung des ländlichen Raumes und der überörtlicher 
Zusammenarbeit“ nicht entsprechen, aber dennoch nach dem Verteilerschlüssel Finanz-
mittel erhalten. (VV 2010 bis 2013) 
Die Sonderprogramme; wie das „Sofortprogramm“ (1990), die nachfolgenden „Modellvor-
haben“ (1991 bis 1994), die „Planungsleistungen“ (1991/92), die „Entwicklung und 
Erschließung von Wohngebieten“ (1993/94) und das Programm StWENG (1993 bis 2001) 
entstanden aus der Notwendigkeit zur Stadterneuerung in den neuen Ländern nach der 
Wiedervereinigung. Diese Programme waren nur kurzfristig angelegt und sollten die größ-
ten Missstände mit möglichst wenig Verwaltungsaufwand beheben. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass in den letzten 23 Jahren fünf Städtebauförder-
programme mit verschiedenen Profilen dazugekommen sind und derzeit weiterlaufen. Die 
Ziele und Profile der aktuellen fünf Programme sowie des ausgelaufenen Programms 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen sind in Tabelle 1 dargestellt. Die Unterschiede 
zwischen den Programmen ergeben sich vor allem aus dem jeweiligen Profil. Eine weitere 
Differenzierung sowie Bestimmungen zu den fünf Programmen, insbesondere die aktuell 
möglichen Gebietsfestlegungen, werden aus der aktuellen VV (2013) entnommen. Auf die 
VV (2013) wird in Kapitel 3.1 eingegangen. 
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Tabelle 1: Profile und Ziele der Städtebauförderprogramme 
Programm Profil Ziel 
Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen 
Umfassender Handlungsansatz mit 
Schwerpunkt auf investiven Maß-
nahmen im Gebäudebestand und 
im öffentlichen Raum 
Behebung städtebauli-




Erhalt und Weiterentwicklung histo-
rischer Stadtkerne 
Sicherung und Erhalt 
historischer Gebiete 
Soziale Stadt Integrativer Ansatz und Ressour-
cenbündelung; 







Stadtumbau Stärkung der Innenstädte; 
Stabilisierung des Wohnungsmark-
tes; 





Aktive Stadt- und Orts-
teilzentren 
Integriertes Handeln; 
Aktivierung von Kooperationen und 
privatem Engagement; 




Kleinere Städte und 
Gemeinden 
Interkommunale bzw. überörtliche 
Zusammenarbeit; 








(Quelle: eigene Darstellung; BMVBS 2011a, S. 103ff. sowie BMVBS 2011c, S. 20) 
Die Ausrichtung der Städtebauförderung zeigt sich auch in der Verteilung der Finanzhil-
fen. In Abbildung 7 wird sichtbar, dass die Mittel für die neuen Länder sinken, während sie 
für die alten Länder steigen. Die Ursache ist vor allem der steigende finanzielle Anteil der 
Programme Aktive Stadt- und Ortsteilzentren sowie Kleinere Städte und Gemeinden. 
Aufgrund des Verteilerschlüssels erhalten bevölkerungsstarke Länder mehr Mittel. 
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Abbildung 7: Verpflichtungsrahmen Bundesfinanzhilfen der Städtebauförderung von 1971 
bis 2012 nach den alten und neuen Ländern 
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3 DIE AKTUELLE STÄDTEBAUFÖRDERUNG AM BEISPIEL DES FREISTAATES 
SACHSEN 
Ausgehend von den gesetzlichen Grundlagen wird die Städtebauförderung in der VV und 
den jeweiligen Förderrichtlinien der Länder konkretisiert. Am Beispiel des Freistaates 
Sachsen wird in die derzeitigen Regelungen eingeführt, und es werden relevante Inhalte 
zum Ziel der Arbeit genauer ausgeführt. Das Land Sachsen wurde exemplarisch gewählt, 
da hier aufgrund der Betreuung der Masterarbeit ein direkter Kontakt zu den zuständigen 
Personen der Städtebauförderung (z. B. SMI, SAB, Programmgemeinden) möglich ist. Die 
Städtebauförderung des Landes bietet aber auch thematisch eine interessante Konstella-
tion, da sich in den letzten Jahren eine interne Entwicklung im Umgang mit der 
Überlagerung von Fördergebieten ergeben hat. In den alten Ländern existierte von 1971 
bis 1998 nur ein Städtebauförderprogramm, dagegen gab es in den neuen Ländern seit 
Beginn der Förderung nach der Wiedervereinigung zwei Programme. Wie in Kapitel 2.2 
beschrieben, ergab sich in den neuen Ländern aufgrund des Wiederaufbaus eine beson-
dere Situation, die früher als in den alten Ländern zu einer Vielfalt von Programmen 
führte. Sachsen hat dementsprechend schon früh Erfahrungen in der Überlagerung von 
Förderprogrammen sammeln können. 
Bevor auf die Richtlinie und Position des Freistaates Sachsen eingegangen wird, folgt die 
Erläuterung der aktuellen VV des PJ 2013 und deren Entwicklung. 
3.1 DIE VERWALTUNGSVEREINBARUNG STÄDTEBAUFÖRDERUNG 2013 
Die Grundlage der Städtebauförderung bildet seit 01. September 2006 Art. 104b GG 
(Dieser Artikel wurde zuletzt am 01. August 2009 geändert.). Nach diesem Gesetz werden 
die Details der Finanzhilfen des Bundes für die Länder durch die VV geregelt. Die VV 
wurde schon mit dem Finanzreformgesetz vom 12. Mai 1969 in Art. 104a Abs. 4 GG 
rechtlich festgeschrieben und wird seit 1975 jedes Jahr neu zwischen Bund und Ländern 
ausgehandelt (vgl. Kap. 2.1.1). Gemäß §§ 164a, 164b, 171b Abs. 4 sowie 171e Abs. 6 
BauGB regelt die VV die Bundesfinanzhilfen zur Förderung städtebaulicher Gesamtmaß-
nahmen (Präambel VV 2013). 
Die VV bildet die rechtliche Grundlage für die Förderrichtlinien bzw. Verwaltungsvorschrif-
ten (VwV) zur Städtebauförderung der Länder. Die Grundvereinbarung zwischen dem 
Bund und den Ländern über die Gewährung von Finanzhilfen nach Art. 104a Abs. 4 GG 
vom 19.09.1986 bildet die Rahmenregelung für die VV (MinBlFin 1986, S. 238). In der VV 
wird in Art. 20 direkt Bezug auf die Grundvereinbarung genommen. Nachfolgend wird die 
3.1 DIE VERWALTUNGSVEREINBARUNG STÄDTEBAUFÖRDERUNG 2013 
48 
aktuelle VV für 2013 inhaltlich beschrieben und in den wichtigsten Punkten erläutert. Die 
VV wird zwischen dem Bund, vertreten durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung, und den Ländern, vertreten durch die für die Städtebauförderung 
zuständigen Minister/ Ministerinnen und Senatoren/ Senatorinnen, geschlossen (VV 2013, 
S. 2). Sie teilt sich in drei Teile sowie eine Präambel.  
Die Präambel zählt einleitend die Grundlagen der Vereinbarung auf. So stellt die Städte-
bauförderung „ein zentrales Instrument der nachhaltigen Stadtentwicklung“ (VV 2013, S. 
2) dar und leistet einen Beitrag zu Wachstum und Beschäftigung, besonders in Räumen 
mit erhöhten strukturellen Schwierigkeiten (seit VV 2003 enthalten) sowie zur Umsetzung 
der Leipzig Charta und der Ziele der Nationalen Stadtentwicklungspolitik (seit VV 2009 
enthalten, ebd.). Besondere Aufmerksamkeit erhalten Anpassungen der Stadtquartiere an 
Klimawandel, bedürftige Personengruppen sowie Gemeinbedarfseinrichtungen (ebd.). In 
der Frage der Finanzierung verpflichten sich Bund und Länder, die Finanzmittel mit 
größtmöglichen Synergien zu koordinieren und zu bündeln sowie bei fehlenden, unmittel-
baren Bezügen zu städtebaulichen Missständen andere Programme zu suchen (ebd.). 
Damit kommt zum Ausdruck, dass die Mittel der Städtebauförderung vorrangig zur Behe-
bung städtebaulicher Missstände einzusetzen sind. Mit Hilfe des Subsidiaritätsprinzips 
(s. Kap. 1, S. 4) soll ein „möglichst effizienter und sparsamer Mitteleinsatz gewährleistet“ 
werden, in dem Begrenzungen bzw. Höchstbeträge geschaffen sowie Vergabewettbewer-
be und private Finanzierungen zugelassen werden (VV 2013, S. 3). Die nachhaltige 
Wirksamkeit der Maßnahmen soll von Beginn an begleitet und ausgewertet werden 
(ebd.). Dies geht in Richtung einer Evaluierung der Städtebauförderung und bildet einen 
grundsätzlichen Rahmen. Die Formulierung existiert seit der VV 2003; im Gegensatz dazu 
wurde die Evaluierung in Art. 104b GG erst 2006 festgeschrieben.  
Der erste Teil „Allgemeine Vereinbarungen“ beinhaltet die Höhe und Verteilung der Bun-
desfinanzmittel sowie die Finanzierungsbeteiligungen des Bundes und der Länder (VV 
2013, S. 3 – 7). Die Fördergebiete sind durch Beschluss der Gemeinde räumlich abzu-
grenzen (Art. 1 Abs. 1 VV 2013). Im PJ 2013 verteilen sich 455 Millionen Euro an 
Bundesmitteln auf folgende sieben Programme (Art. 1 Abs. 2 VV 2013): 
 Städtebaulicher Denkmalschutz West (SDP) 32 Mio. Euro (~7 %), 
 Städtebaulicher Denkmalschutz Ost (SDP)  64 Mio. Euro (~14 %), 
 Stadtumbau West (SUP)    83 Mio. Euro (~18 %), 
 Stadtumbau Ost (SUP)    84 Mio. Euro (~18 %), 
 Soziale Stadt – Investitionen im Quartier (SSP) 40 Mio. Euro (~9 %), 
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 Aktive Stadt- und Ortsteilzentren (SOP)  97 Mio. Euro (~21 %), 
 Kleinere Städte und Gemeinden (KSP)  55 Mio. Euro (~12 %). 
Für das Programm Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen stellt der 
Bund seit dem PJ 2013 keine Finanzhilfen mehr bereit. Somit läuft dieses Programm aus. 
Die Grundlagen der Verteilung der Bundesmittel werden im zweiten Teil der VV (2013) in 
den einzelnen Programmen aufgeführt. 0,2 % der Mittel werden zur Forschung aufge-
wendet, um die Effizienz der Programme zu ermitteln sowie bisherige Erkenntnisse 
aufzubereiten. Die Berichte aus dieser Forschung dienen u. a. der Abbildung der unter-
schiedlichen Problemlagen und den Umgang mit ihnen (Begleitforschung).  
Die Aufteilung der Bundesfinanzhilfen wird in Art. 1 Abs. 3 als Tabelle aufgeschlüsselt 
nach Programmen und Ländern dargestellt. Darin wird auf volle 1.000 Euro gerundet 
angegeben, wie viele Bundesmittel jedes Land im jeweiligen Programm bereit gestellt 
bekommt. Die Mittel, welche ein Land erhält, sind somit nicht frei einsetzbar, sondern an 
das jeweilige Programm gebunden.  
Die Bundesmittel werden in den einzelnen Haushaltsjahren grundsätzlich nach folgender 
Aufteilung fällig: 5 % im ersten Jahr, 25 %, 30 %, 25 % und 15 % in den Folgejahren. Ein 
PJ besteht somit aus fünf aufeinanderfolgenden Jahresscheiben beginnend mit dem Jahr 
der Bewilligung. Für die einzelnen städtebaulichen Maßnahmen werden die Bundesmittel 
von den Ländern als Landesmittel bewilligt. Die Finanzierung der Maßnahmen erfolgt 
nicht in allen Ländern in den vom Bund vorgesehenen Fünf-Jahres-Scheiben, so dass es 
keine hundertprozentigen Übereinstimmungen im Mittelabfluss gibt. Komplexe Baumaß-
nahmen können zu Verzögerungen im Ablauf führen, wodurch sich der Abruf der Mittel 
ebenso verschiebt. (Deutscher Bundestag 2012, S. 37f.) 
Um in Ausnahmefällen eine Flexibilität im Einsatz der Programme zu erreichen, eröffnet 
der Bund die Möglichkeit, 20% der Bundesmittel eines Programmes in ein anderes Pro-
gramm umzuschichten. Eine vorzeitige Umverteilung gilt im Stadtumbau nur für den 
Aufwertungsteil, da hier die Maßgabe nach Art. 6 Abs. 1 VV 2013 unterstützt werden soll, 
mindestens die Hälfte der Bundesfinanzhilfen des Stadtumbaus Ost für die Aufwertung zu 
verwenden. Eine Umverteilung zugunsten des Programms Soziale Stadt ist nicht zulässig. 
(Art. 1 Abs. 4 VV 2013)  
Die Finanzierungsbeteiligung des Bundes und der Länder beträgt im Allgemeinen je ein 
Drittel der förderfähigen Kosten (Art. 2 Abs. 1 VV 2013). Ausnahmen bilden das Pro-
gramm Städtebaulicher Denkmalschutz Ost und Stadtumbau Ost. Beim Programm 
Städtebaulicher Denkmalschutz trägt der Bund 40 % der förderfähigen Kosten und die 
Länder mindestens genauso viel, so dass der Eigenanteil der Gemeinde maximal 20 % 
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ausmacht. Folgende Maßnahmen des Programms Stadtumbau Ost werden vom Bund 
und den Ländern zu gleichen Anteilen, d. h. zu je 50 %, vollständig finanziert und erhalten 
damit neben ihrer möglichen Anwendung in anderen Programmen eine besondere Förde-
rung: der Rückbau von Wohngebäuden, die Rückführung der städtischen Infrastruktur, die 
Sanierung und Sicherung von Altbauten sowie ggf. deren Erwerb durch Städte und Ge-
meinden. Der Rückbau von Gebäuden wird als Festbetrag zu max. 70 Euro je 
Quadratmeter zu gleichen Teilen von Bund und Ländern gefördert. Die letzten drei Maß-
nahmen, also Rückführung, Sanierung und Sicherung sowie der Erwerb, dürfen maximal 
30 % der Bundesmittel des Programms Stadtumbau Ost ausmachen. Der Bundesanteil 
an den Gesamtkosten zur Rückführung der städtischen Infrastruktur darf allerdings nur 
25 % betragen. Handelt es sich dagegen um Kosten für einen unvermeidbaren Rückbau 
oder zur „Herrichtung eines Gebäudes der sozialen Infrastruktur für eine neue Nutzung“, 
so kann der Bundesanteil auf bis zu 45 % ansteigen (s. Tabelle 2) (Art. 2 Abs. 2 
VV 2013).  
Tabelle 2: Übersicht Beteiligung des Bundes an Maßnahmen des Programms Stadtumbau 
Ost 
 Finanzierungsbeteiligung des Bundes bzgl. 





max. 50 %  
(max. 70 Euro je m²) 
  
Aufwertung max. 33 ⅓ %   




max. 50 %  




max. 50 % 
max. 25 %  
(technisch) 
max. 45 %  
(sozial) 
(Quelle: eigene Darstellung; Art. 2 und 6 VV 2013) 
Die höhere Finanzierungsbeteiligung von Bund und Ländern in den Programmen Stad-
tumbau Ost und Städtebaulicher Denkmalschutz Ost gilt nur in den neuen Ländern. Somit 
wird die Finanzierung von Maßnahmen für Gemeinden der neuen Länder durch den nied-
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rigeren Eigenanteil erleichtert. Um diesen Vorteil zu nutzen, kann von den Gemeinden 
versucht werden, diese Programme mit anderen zu überlagern.  
In allen Programmen kann bei „besonderer Haushaltslage einer Gemeinde“ durch Einzel-
fallentscheidung der Eigenanteil der Gemeinde bzgl. der förderfähigen Kosten auf 10 % 
reduziert werden, in dem Mittel der Eigentümer als kommunaler Eigenanteil gewertet 
werden (Art. 2 Abs. 3 VV 2013). Der Abriss von Denkmälern ist mit Bundesmitteln in allen 
Programmen nicht förderfähig (Art. 2 Abs. 4 VV 2013).  
Im zweiten Teil (Art. 3 – 9 VV 2013) werden die Vereinbarungen zu den einzelnen Pro-
grammen sowie zum Verfügungsfonds ausgeführt. Bei jedem Programm wird im 
Wesentlichen auf dessen Profil, die möglichen Maßnahmen, die Festlegung der Gebiete 
nach BauGB sowie den Verteilerschlüssel eingegangen. Die Profile der Städtebauförder-
programme wurden schon in Kapitel 2.2 erläutert. Abgesehen von den Programmen 
Soziale Stadt sowie Kleinere Städte und Gemeinden bestätigt die VV einen gleichartigen 
Maßnahmenkatalog für alle Programme, z. B. in den Bereichen Modernisierung, Instand-
setzung, Sicherung, Vorbereitung, Bau und Ordnung. (Art. 3 – 8 VV 2013) 
Eine Besonderheit stellen die Regelungen zum Programm Stadtumbau Ost in 
Art. 6 VV 2013 dar. Hier besteht die Forderung, mindestens 50 % der Bundesmittel für die 
Aufwertung von Stadtquartieren einzusetzen. Seit 2002 sind die Länder verpflichtet, auf-
zuführen, welche einzelnen Gesamtmaßnahmen für die Aufwertung, den Rückbau von 
Wohnungen, die Rückführung städtischer Infrastruktur, für die Sanierung und die Siche-
rung von Altbauten ergriffen wurden. Somit ergeben sich insgesamt fünf Programmteile im 
Programm Stadtumbau Ost. Im Programmteil Rückbau sind sowohl der Abriss für denk-
malgeschützte als auch für vor 1919 errichtete Gebäude nicht förderfähig. Mit 
Zustimmung von Bund und Land sowie einem entsprechenden städtebaulichen Konzept 
kann der Rückbau von vor 1919 errichteten Gebäuden genehmigt werden, wenn insge-
samt ein Beitrag zur Stadterhaltung geleistet wird. Dies ist aber eine Ausnahmeregelung. 
(Art. 6 VV 2013) 
Die Aufteilung der Bundesmittel auf die einzelnen Länder wird über den Verteilerschlüssel 
des jeweiligen Programmes vorgenommen. Auf den aktuellen Verteilerschlüssel haben 
sich Bund und Länder 2009 geeinigt. Dieser besteht aus festgelegten Kriterien, die bei der 
Berechnung der Bundesmittel eine Gewichtung erhalten haben. Das wichtigste Kriterium 
in allen Programmen ist der Anteil der Bevölkerung, bezogen auf die jeweilige Summe der 
Länder. Dabei ist zu beachten, dass die Programme Stadtumbau und Städtebauliche 
Denkmalschutz jeweils in den alten und neuen Ländern als eigenes Programm aufgeteilt 
sind (Ost und West). Der Anteil der Bevölkerung fließt seit der VV 2009 in allen Program-
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men zu 70 % bei der Verteilung ein. Die restlichen 30 % lassen sich in drei Gruppen 
zusammenfassen. Die jeweilige Gewichtung wird nachstehend in Klammern angegeben. 
Die Programme Stadtumbau sowie Kleinere Städte und Gemeinden beinhalten als Fakto-
ren den Anteil an leerstehenden Wohnungen (5 %), den Anteil an Bevölkerungsverlust auf 
Gemeindeebene größer als 2 % (15 %), den Anteil der Bevölkerung über 65 Jahre (2,5 %) 
und den Anteil der Arbeitslosigkeit (7,5 %). Den Auswirkungen des demographischen 
Wandels als einen Schwerpunkt der beiden Programme wird im Leerstand an Wohnun-
gen und der Alterung der Bewohner Rechnung getragen. Die zweite Gruppe mit den 
Programmen Städtebaulicher Denkmalschutz sowie Aktive Stadt- und Ortsteilzentren 
beinhaltet diese beiden Punkte nicht. Dafür werden der Anteil der Wohneinheiten in vor 
1918 errichteten Gebäuden sowie der Anteil ausländischer Bevölkerung mit je 7,5 % 
betrachtet. Der Anteil der Arbeitslosigkeit wird wie bei der ersten Gruppe beibehalten, den 
Anteil des Bevölkerungsverlustes als Kriterium wird von 15 auf 7,5 % reduziert. Der be-
sonderen Ausrichtung des Programms Soziale Stadt auf die wirtschaftliche Situation der 
Bewohner wird im Anteil der Arbeitslosen (22,5 %) sowie der ausländischen Bevölkerung 
(7,5 %) Beachtung geschenkt. (Art. 3 – 8 VV 2013) 
Der Anteil der ausländischen Bevölkerung und der Arbeitslosen ist in den Stadtstaaten 
meist größer als in den Flächenländern, dies zeigt sich in der Höhe der Finanzhilfen für 
die Stadtstaaten im Programm Soziale Stadt. Die Länder Berlin und Bremen zusammen 
haben ungefähr gleich viel Einwohner wie jeweils die Länder Sachsen oder Rheinland-
Pfalz (Statistisches Bundesamt 2010). Dennoch erhalten die Stadtstaaten Berlin und 
Bremen zusammen im Programm Soziale Stadt etwa 300.000 Euro mehr als der Freistaat 
Sachsen und sogar etwa 600.000 Euro mehr als das Land Rheinland-Pfalz.  
Mit der Einrichtung eines Verfügungsfonds seit 2008 wird es der Gemeinde ermöglicht, 
mindestens 50 % der Mittel durch nichtöffentliche Gelder zu ergänzen. Über die Verwen-
dung entscheidet ein lokales Gremium. Im Programm Soziale Stadt und in besonderen 
Ausnahme- bzw. Einzelfällen (wie z. B. stark sozial benachteiligte Gebiete) können Verfü-
gungsfonds mit bis zu 100 % aus der Städtebauförderung finanziert werden. (Art. 9 
VV 2013) 
Im dritten und letzten Teil werden von Art. 10 bis Art. 25 VV 2013 die Verfahrensvorschrif-
ten erläutert. Die Aufstellung des Landesprogramms und damit die Auflistung der 
angemeldeten städtebaulichen Gesamtmaßnahmen für das aktuelle PJ unterliegen über 
die Erfassung in den Begleitinformationen der Evaluierungs- und Berichtspflicht nach 
Art. 104b GG (Art. 10 VV 2013). Dieser Pflicht wird erstmalig in der VV 2013 auch durch 
die Aufnahme von Monitoringdaten nachgekommen, welche bis zum 30. September 2014 
elektronisch freigegeben werden sollen. Im Allgemeinen ist seit 2009 die Evaluierung der 
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Städtebauförderung in der VV festgeschrieben (Art. 23 VV 2013). Grundsätzliche Informa-
tionen wie der Abschluss einer Gesamtmaßnahme, Anpassungen eines Programms etc. 
werden laut Art. 17 VV 2013 über eine gegenseitige Unterrichtung zwischen Bund und 
Ländern erhoben. 
Die Zuteilung und Bewilligung der Bundesmittel erfolgt bis zum Ende des Jahres, also 
dem 31. Dezember 2013 (Art. 12 Abs. 1 VV 2013). Eine Abrechnung erfolgt laut 
Art. 12 Abs. 4 VV 2013 nach Abschluss einer Gesamtmaßnahme oder bei vorzeitiger 
Beendigung der Förderung. Erst mit der Abrechnung wird abschließend über den Zu-
schuss entschieden (Art. 12 Abs. 4 VV 2013). Die Länder weisen die Verwendung der 
Bundesmittel nach (Art. 16 VV 2013).  
In Anspruch genommene Ausgabereste werden durch die Länder gesondert nachgewie-
sen. Falls die Ausgabereste bis zum 31. Dezember 2012 über 10 % des 
Verpflichtungsrahmens des jeweiligen Landes und Programms liegen, muss innerhalb von 
sechs Monaten ein Konzept zum Abbau der Ausgabereste vorgelegt werden. Die Ausga-
bereste müssen innerhalb von zwei Jahren abgebaut werden, sonst verfallen diese Mittel 
(Art. 12 Abs. 5 VV 2013).  
Instrumente zur weiteren Verwendung der Kassenmittel des Bundes bietet der 
Art. 13 VV 2013 durch eine Umverteilung zwischen den Ländern, Art. 14 VV 2013 mit 
einer möglichen Umschichtung innerhalb eines Programms sowie Art. 15 VV 2013 mit der 
Förderung von Ortsbild prägenden Gebäuden einschließlich Kirchengebäuden aus nicht 
genutzten Finanzmitteln. In Ausnahmefällen können die Länder bei innovativen und expe-
rimentellen Vorhaben mit Einwilligung des BMVBS von der VV abweichen 
(Art. 22 VV 2013). Damit ermöglicht der Bund den Gemeinden, neue Wege zu gehen, um 
städtebauliche Missstände zu beheben. Für einen effizienten und sparsamen Mitteleinsatz 
wird in Art. 19 VV 2013 explizit auf das Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot in 
§ 177 BauGB hingewiesen, wonach in erster Linie die Eigentümer zur Beseitigung städte-
baulicher Missstände herangezogen werden können und Städtebaufördermittel nur 
subsidiär eingesetzt werden sollen. Abschließend werden in der VV die öffentliche Dar-
stellung, das Inkrafttreten sowie die Geltungsdauer geregelt. 
Insgesamt wird festgestellt, dass die VV keine konkreten Aussagen zur Überlagerung 
oder Trennung von Fördergebieten vornimmt. Der Bund überlässt es den Ländern, dies-
bezüglich konkrete Regelungen zu treffen. Auch die Grundvereinbarung als 
Rahmenregelung bestätigt in Art. 3 Abs. 2 diese Vorgehensweise (GV 1986). Eine Über-
lagerung von Förderprogrammen wäre möglich, wenn nur die Bestimmungen der VV 
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gelten würden. Nach Maßgabe der VV (Art. 3 – Art. 8) ergeben sich für die einzelnen 
Programme verschiedene Möglichkeiten der Gebietsfestlegungen (Tabelle 3).  
Tabelle 3: Zusammenhang zwischen Gebietsfestlegung nach BauGB und den Städtebauför-
derprogrammen (Stand Oktober 2013) 
Art der räumlichen Abgrenzung Städtebauförderprogramme 
 SDP SSP SUP SOP KSP 
§ 141 BauGB Untersuchungsgebiet    X X 
§ 142 Abs. 1 BauGB Sanierungsgebiet X X X X X 
§ 165 Abs. 3 BauGB städtebaulicher Entwicklungs-
bereich 
  X X X 
§ 171b Abs. 1 BauGB Stadtumbaugebiet   X X X 
§ 171e Abs. 3 BauGB Fördergebiet  X  X X 
§ 172 Abs. 1 BauGB Erhaltungsgebiet X  X X X 
Beschluss der Gemeinde    X X 
(Quelle: eigene Darstellung; Art. 3ff. VV 2013) 
Daraus wird ersichtlich, dass die Gemeinden dieselbe Art der Gebietsfestlegung für ver-
schiedene Programme nutzen können. Falls sich die Gemeinde für eine Gebietsart 
entschieden hat, dann wäre es dennoch möglich mehrere Programme in diesem Gebiet 
anzuwenden. Es stellt sich also nicht nur die Frage nach der Überlagerung von Förderge-
bieten der Städtebauförderung, sondern auch die nach der Überlappung verschiedener 
Programme im selben Gebiet. 
Weitere Details der Förderung städtebaulicher Maßnahmen regeln die Länder in den 
jeweiligen Förderrichtlinien (Art. 21 VV 2013). Diese Regelungen werden exemplarisch an 
der VwV des Sächsischen Staatsministeriums des Innern (SMI) über die Förderung der 
Städtebaulichen Erneuerung im Freistaat Sachsen erläutert. 
3.2 DIE VERWALTUNGSVORSCHRIFT STÄDTEBAULICHE ERNEUERUNG 
2009  
Um bei der Betrachtung der Gebietsüberlagerung zu bleiben, werden folgende zwei mög-
liche Überlagerungen in der Verwaltungsvorschrift des SMI analysiert: 
1. Räumliche Überlagerung der Gebietsfestlegungen der Gemeinde, 
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2. Räumliche Überlagerung der Städtebauförderprogramme in derselben Gebietsfestleg-
ung. 
Die VwV Städtebauliche Erneuerung stellt die Förderrichtlinie des Freistaates Sachsen 
nach Art. 21 VV 2013 dar. Alle Ausführungen, wenn nicht anders gekennzeichnet, bezie-
hen sich auf die am 20. August 2009 verabschiedete VwV, die am 10. September 2009 im 
Sächsischen Amtsblatt veröffentlicht wurde. Zuletzt war die VwV am 09. Dezember 2011 
im Sächsischen Amtsblatt enthalten (SächsABl. SDr. S. S 1648). Die VwV besteht aus 
einer Einleitung, fünf Abschnitten sowie Nebenbestimmungen für die Förderung von Maß-
nahmen der Städtebaulichen Erneuerung. 
Die Einleitung beschreibt die Förderstruktur sowie die Ziele der Städtebauförderung für 
die Gemeinden. Es werden nur Gemeinden unterstützt, die mindestens 2.000 Einwohner 
haben (VwV StBauE 2009, S.1). Damit es keine Überschneidungen mit der „Förderung 
zur Integrierten Ländlichen Entwicklung“ (ELER) des Sächsischen Staatsministeriums für 
Umwelt und Landwirtschaft (SMUL) gibt, welche Gemeinden bis zu einer Einwohnerzahl 
von 5.000 eine Förderung gewährt, werden die Anträge geprüft bzw. eine Abstimmung mit 
dem SMUL vorgenommen (C 15.2 VwV StBauE 2009). 
Der erste Abschnitt der VwV regelt die allgemeinen Zuwendungsbestimmungen 
(A 1 bis A 6 VwV StBauE 2009). Die rechtlichen Grundlagen für die Zuwendung sind das 
BauGB, die VV nach Art. 104b GG des jeweiligen Jahres, das SächsVwVfG (2009), die 
VwV sowie §§ 23 und 44 SäHO (2009). Die städtebaulichen Maßnahmen stellen auf 
Grundlage der VV den Zuwendungsgegenstand dar. Die einzelnen Maßnahmen sind in 
den Programmen aufgeführt. Gesamtmaßnahmen müssen nach VV sowie BauGB räum-
lich als Fördergebiet abgegrenzt werden. Lt. Punkt 2.3 und 2.4 VwV StBauE 2009 wird die 
Förderung von Stadt- bzw. Ortsteilzentren, Klimaschutz und Modellvorhaben in der städ-
tebaulichen Erneuerung ausdrücklich unterstützt. Die Zuwendungsempfänger sind die 
Gemeinden, aber auch Verwaltungsverbände und –gemeinschaften sowie Zweckverbän-
de nach dem SächsKomZG. Aufgrund fehlender Relevanz ist beabsichtigt, diese 
Verbände als Zuwendungsempfänger in der neuen VwV zu streichen. Abweichend von 
der Mindestanzahl von 2.000 Einwohnern sollen für das Programm Kleinere Städte und 
Gemeinden mit seiner Zielausrichtung auf den ländlichen Raum Gemeinden mit weniger 
als 15.000 Einwohnern gefördert werden. In diesem Programm wird die interkommunale 
Zusammenarbeit zwischen den Gemeinden oder Gemeindegebieten gefördert und stellt 
damit eine Besonderheit gegenüber den anderen Programmen dar (vgl. Kap. 2.2). 
Zuwendungsfähige Einzelmaßnahmen können nach VwV auch durch Dritte durchgeführt 
werden (A 3.2 VwV StBauE 2009). Bau- und Erneuerungsmaßnahmen können über das 
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Öffentlich-Private Partnerschaftsmodell (PPP) erfolgen, falls die Voraussetzungen unter 
A 3.3ff. VwV StBauE 2009 erfüllt sind. 
Allgemeine Voraussetzungen sind u. a. die Aufnahme des Fördergebietes oder der städ-
tebaulichen Maßnahme in ein Förderprogramm sowie dessen Festlegung nach dem 
BauGB; eine Kosten- und Finanzierungsübersicht lt. § 149 BauGB; eine gesicherte Finan-
zierung des Eigenanteils durch die Gemeinde und ein städtebauliches 
Entwicklungskonzept (SEKo) gemäß der einzelnen Programme (A 4.1ff. VwV StBauE 
2009). 
Zuwendungsfähig sind Ausgaben für die Vorbereitung und Durchführung der städtebauli-
chen Erneuerung. Bei hohem Verwaltungsaufwand zur Ermittlung der Ausgaben können 
pauschalisierte Kosten angesetzt werden. Je nach Verfahren werden die §§ 142 und 153 
BauGB angewandt, um die Werte zu ermitteln. (A 4.2f. VwV StBauE 2009) 
Kosten für kommunale Maßnahmen vor Zustimmung der Bewilligungsstelle, Personal- 
und Sachkosten der Gemeinde sowie Geldbeschaffungskosten und Zinsen sind nicht 
zuwendungsfähig (A 4.4.1ff. VwV StBauE 2009). Dafür werden aber nach Abschnitt 
B 11 VwV StBauE 2009 Beauftragte vergütet, die als Sanierungsträger bzw. Quartiers-
manager die Maßnahmen vorbereiten und begleiten. Nach dem Subsidiaritätsprinzip 
(Präambel IV.f. VV 2013) werden Mittel der Städtebauförderung erst für Maßnahmen 
benutzt, wenn kein anderes Förderprogramm oder Dritte dies übernehmen können oder 
müssen. Gegenüber Dritten kann die Gemeinde §§ 175 – 179 BauGB anwenden, und nur 
die Kosten, die der Eigentümer nicht zu tragen hat, sind förderfähig. Eine Mittelbündelung 
der Städtebauförderung mit EU-Programmen, Darlehensförderprogrammen oder Fachför-
derprogrammen ist mit Zustimmung der Bewilligungsstelle zulässig, solange eine 
Trennung der geförderten Maßnahmen, z. B. nach Bauabschnitten, gegeben ist 
(A 4.4.5 VwV StBauE 2009). Die möglichen Einnahmen der Gemeinden ergeben sich vor 
allem aus den Ausgleichsbeträgen und Darlehen im Rahmen der städtebaulichen Erneue-
rung und werden nach Abschnitt A 4.5.f VwV StBauE (2009) aufgeführt. 
Der Abschnitt A 5 VwV StBauE (2009) regelt Art, Form, Höhe und Umfang der Zuwen-
dung. Die Förderung wird der Gemeinde als Zuschuss für die zuwendungsfähigen Kosten 
gewährt. Diese Kosten müssen vor der Bewilligung in der Kosten- und Finanzierungs-
übersicht enthalten sein, welche die Ausgaben der Einzelmaßnahmen aufführt. Die 
Fördersätze für die einzelnen Programme, also die Anteile der Bundes- und Landesmittel, 
ergeben sich aus den Festlegungen der VV des jeweiligen Jahres. Der Freistaat Sachsen 
fördert im Jahr 2013 städtebauliche Maßnahmen für folgende Programme: Soziale Stadt; 
Städtebaulicher Denkmalschutz Ost; Aktive Stadt- und Ortsteilzentren, Kleinere Städte 
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und Gemeinden sowie Stadtumbau Ost mit den Programmteilen Aufwertung, Rückbau 
von Wohnungen, Rückführung der städtischen Infrastruktur, Sanierung sowie Sicherung 
von Altbauten. Der Eigenanteil ist grundsätzlich von der Gemeinde zu erbringen. Unter 
bestimmten Voraussetzungen kann der Eigenanteil durch private Finanzmittel reduziert 
werden (A 5.2.2 VwV StBauE 2009). Diese Gründe umfassen vor allem ein Finanzie-
rungsproblem der Gemeinde aufgrund einer schwierigen Haushaltslage und einen 
möglichem Wegfall der Maßnahmen trotz eines besonderen städtebaulichen Interesses.  
Entsprechend §§ 142 Abs. 2, 147 S. 3 sowie 148 Abs. 1 S. 2 BauGB können Ersatzbau-
ten, Ersatzanlagen und Gemeinbedarfs- oder Folgeeinrichtungen mit Zustimmung der 
Bewilligungsstelle auch außerhalb des festgelegten Fördergebietes gefördert werden, 
wenn sie durch die städtebauliche Maßnahme bedingt sind (A 6 VwV StBauE 2009). 
Der zweite Abschnitt B VwV StBauE 2009 enthält die besonderen Zuwendungsbestim-
mungen zu den Maßnahmen der Vorbereitung, des Stadtumbaus, den Bau-, Ordnungs- 
und Sicherungsmaßnahmen sowie zu sonstigen Maßnahmen bzw. zu Vergütungen für 
Beauftragte. Die Zuwendungsfähigkeit der Maßnahmen ergibt sich grundsätzlich aus dem 
BauGB. Diese Maßnahmen reichen von § 136 BauGB mit städtebaulichen Sanierungs-
maßnahmen über §§ 140f. BauGB mit vorbereitenden Untersuchungen, §§ 146ff. BauGB 
(Bau- und Ordnungsmaßnahmen), §§ 171a – d BauGB (Stadtumbaumaßnahmen), 
§ 171e BauGB (Maßnahmen der Sozialen Stadt) bis hin zu §§ 157ff. BauGB Sanierungs-
träger und andere Beauftragte. Die Förderung im privaten Bereich kann städtebauliche 
Gebote voraussetzen. Die Freilegung von Grundstücken und der Rückbau privater bauli-
cher Anlagen wird gefördert, wenn ein Rückbau- und Entsiegelungsgebot (§ 179 BauGB) 
ergangen ist oder sich der Eigentümer vertraglich gegenüber der Gemeinde zu der Maß-
nahme verpflichtet hat (B 8.5.4 VwV StBauE 2009). Eine ähnliche Konstellation ergibt sich 
bei der Erneuerung von privaten Gebäuden. Die Gemeinde erlässt ein Modernisierungs- 
und Instandsetzungsgebot (§ 177 BauGB) oder der Eigentümer verpflichtet sich vertrag-
lich, die Maßnahmen durchzuführen (B 9.2 VwV StBauE 2009). Die Erneuerung von 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen können nach § 148 BauGB bzw. 
B 9.3 VwV StBauE 2009 unter bestimmten Voraussetzungen, wie städtebauliche bedeut-
same Gebäude, mit bis zu 100 % gefördert werden. Sonstige Maßnahmen, beispielsweise 
zum Abschluss und der Evaluation der städtebaulichen Erneuerung, zum Verfügungs-
fonds, zu Wettbewerben, Gutachten sowie zur Aufstellung von Entwicklungskonzepten, 
sind ebenso zuwendungsfähig im Rahmen von Abschnitt 11.2 und 3 VwV StBauE (2009). 
Mit dem Abschnitt C VwV StBauE 2009 wird das Verfahren zur Förderung der städtebau-
lichen Erneuerung erläutert. Das SMI schreibt die Programme nach der jeweiligen VV 
jährlich im Sächsischen Amtsblatt aus. Die Gemeinden können Neu- bzw. Aufstockungs-
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anträge über die Bewilligungsstelle an das SMI stellen. Aus den Anträgen sollen städte-
bauliche Missstände und Ziele, die Beteiligung Betroffener und Träger öffentlicher 
Belange sowie voraussichtliche Kosten hervorgehen (C 14 VwV StBauE 2009). Die Ge-
meinden müssen ebenso dafür Sorge tragen, dass die Ziele nach § 136 BauGB zügig 
erreicht und die öffentlichen Mittel abgestimmt werden sowie die Maßnahmen rechtlich 
abgesichert sind (C 14.2 VwV StBauE 2009). Die Bewilligungsstelle prüft die Anträge und 
legt dem SMI einen Entscheidungsvorschlag vor (C 15 VwV StBauE 2009). Die Entschei-
dung des SMI erhält der Antragssteller von der Sächsischen Aufbaubank (SAB) als 
Bewilligungsstelle per Zuwendungsbescheid (C 16 VwV StBauE 2009). Nach der Auf-
nahme der Maßnahmen in ein Förderprogramm müssen die Gemeinden am Ende des 
Jahres in Form eines Sachstandsberichtes die Maßnahmen-, Kosten- und Finanzierungs-
übersicht anhand von Vordrucken aktualisieren (C 17 VwV StBauE 2009). Somit wird für 
das SMI erkennbar, ob die Gemeinde ihren Plan erfüllt bzw. mehr oder weniger finanzielle 
Mittel benötigt. Der Gemeinde werden auf Antrag mit Zwischennachweis die Fördermittel 
unter den Voraussetzungen von Abschnitt C 18 VwV StBauE 2009 ausgezahlt. 
Die Abrechnung der Maßnahmen wird in Abschnitt D (VwV StBauE 2009) behandelt. 
Unabhängig vom Ablauf des Bewilligungszeitraums muss die Gemeinde innerhalb von 12 
Monaten nach Abschluss der Maßnahme der Bewilligungsstelle eine Abrechnung vorle-
gen (D 19.2 VwV StBauE 2009). Die Maßnahme kann abgeschlossen sein, wenn sie 
durchgeführt ist, aber auch bei Undurchführbarkeit oder wenn die Bewilligungsstelle die 
Maßnahme für undurchführbar erklärt (D 19.1 VwV StBauE 2009). Erst die Abrechnung 
entscheidet endgültig über die Förderung der Maßnahme und ersetzt den Verwendungs-
nachweis nach Haushaltsrecht (D 19.2f VwV StBauE 2009). Die Abrechnung enthält die 
entstandenen zuwendungsfähigen Kosten, die städtebaulich erneuerungsbedingten Ein-
nahmen und Wertansätze sowie einen aussagefähigen Schlussbericht (D 20 VwV StBauE 
2009). Entsteht durch die Sanierung eine Erhöhung des Bodenwertes, ist die Gemeinde 
nach § 154 BauGB verpflichtet, Ausgleichsbeträge von den Eigentümern im Sanierungs-
gebiet zu erheben. Die VwV StBauE (2009) lässt in Abschnitt D 21 bis zu einem Jahr vor 
dem geplanten Abschluss einen Verfahrensnachlass von 20 % zu, noch nicht verein-
nahmte Ausgleichsbeträge werden mit einem pauschalen Risikoabschlag von 20 % 
aufgenommen. Mit entsprechender Begründung kann die Gemeinde nach § 155 Abs. 3f. 
BauGB sowie D 21.2 VwV StBauE 2009 von der Erhebung absehen, wenn die Bodenwer-
terhöhung nach gutachterlicher Ermittlung geringfügig ist, und der Verwaltungs-aufwand 
in keinem Verhältnis zu den Einnahmen steht. Im Einzelfall kann von einer Erhebung der 
Ausgleichsbeträge abgesehen werden, wenn dies im öffentlichen Interesse oder zur 
Vermeidung unbilliger Härten geboten ist. Die Wertansätze ergeben sich aus erworbenen 
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Grundstücken im Rahmen der Städtebauförderung, wenn diese überwiegend privatwirt-
schaftlich genutzt werden (D 22 VwV StBauE 2009). Der Ermittlung der Werte regelt die 
Wertermittlungsverordnung (WertV 1997).  
Der Abschluss der Abrechnung wird durch die Bewilligungsstelle über den Vergleich der 
zuwendungsfähigen Kosten mit den städtebaulich erneuerungsbedingten Einnahmen, 
Wertansätzen sowie den Städtebaufördermitteln erstellt (D 23 VwV StBauE 2009). Wenn 
die Ausgaben höher oder in gleicher Höhe sind, so werden die Fördermittel zum Zu-
schuss erklärt, ohne Möglichkeit einer Nachförderung (D 23.2.1 VwV StBauE 2009). Im 
Falle eines Einnahmeüberschusses ist der Überschuss von der Gemeinde über die Bewil-
ligungsstelle an die Fördermittelgeber zurückzuzahlen. Dies kann sich aber durch 
Verteilung des Überschusses nach § 156a BauGB reduzieren (D 23.2.2f VwV StBauE 
2009). 
Im letzten Abschnitt der VwV werden die Übergangsbestimmungen sowie das In- bzw. 
Außerkrafttreten benannt.  
Die Bedingungen und Auflagen nach § 36 SächsVwVfG werden in den Nebenbestimmun-
gen für die Förderung von Maßnahmen der Städtebaulichen Erneuerung (NBest-
Städtebau) genannt und erläutert. Wesentliche Nebenbestimmungen sind die Anforde-
rung und Verwendung der Zuwendung; die Vergabe von Aufträgen nach dem geltenden 
Vergaberecht; die Mitteilungspflichten der Gemeinden; der Nachweis der Verwendung 
städtebaulicher Einzelmaßnahmen sowie die Abrechnung der Gesamtmaßnahmen. Eine 
Prüfung durch den Sächsischen Rechnungshof ist möglich. Um auf aktuelle Veränderun-
gen reagieren zu können, besteht die Möglichkeit, dass die Bewilligungsstelle 
Nebenbestimmungen einfügt, ergänzt bzw. verändert.  
Insgesamt lässt sich feststellen, dass die VwV StBauE (2009) keine Aussage zu einer 
Überlagerung oder Trennung von Fördergebieten trifft. Die VwV StBauE aus den Jahren 
2002 und 2005 nannten als einzige Bedingung bei der räumlichen Überschneidung von 
Fördergebieten die Abstimmungspflicht zwischen den Bewilligungsstellen über die Höhe 
der voraussichtlichen Gesamtkosten sowie der Bewilligungen und die zu fördernden 
Einzelmaßnahmen. Dies galt allerdings nur für räumliche Überlappungen vom Programm 
Stadtumbau Ost mit anderen. Die Ursache lag in den Zuständigkeiten zur Bewilligung der 
einzelnen Programme. Die Regierungspräsidien des Freistaates Sachsen übernahmen 
diese Aufgabe bis zur Einführung des Programms Stadtumbau Ost (2002) für alle Pro-
gramme. Die SAB bewilligte Anträge für das Programm Stadtumbau Ost und die 
Regierungspräsidien bewilligten alle bisherigen Programme. Seit dem PJ 2006 gingen alle 
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Aufgaben der neuen Bewilligung an die SAB über, so dass dahingehend keine Absprache 
mehr nötig war und der Passus in der VwV StBauE entfiel.  
Die wichtigsten Maßnahmen zur Behebung städtebaulicher Missstände (B VwV StBauE 
2009) sind in allen Förderungsprogrammen anwendbar. In den PJ von 2006 bis 2010 gab 
es innerhalb des Programms Soziale Stadt den Programmteil Modellvorhaben. Die Mo-
dellvorhaben konnten nicht im Rahmen eines anderen Programms gefördert werden. In 
der aktuellen VwV StBauE (2009) wurden die Modellvorhaben nach VV (im Rahmen des 
Programms Soziale Stadt) als Maßnahme noch erwähnt, aber seit der Ausschreibung für 
das PJ 2011 die Förderfähigkeit für Modellprojekte und sonstige nichtinvestive Maßnah-
men negiert (II. 4.5 Bek. PJ 2011). Die Grundlage dafür bildet die VV 2011, in der die 
Förderung von Modellvorhaben nicht mehr vorkommt. 
Damit besitzen in der VwV StBauE (2009) nur die Stadtumbaumaßnahmen in Punkt 10 
eine Sonderstellung. Im Rahmen des Stadtumbaus bleibt der Rückbau von Wohngebäu-
den und die Rückführung städtischer Infrastruktur auf das Programm Stadtumbau Ost 
begrenzt. Die Anwendung dieser Maßnahmen ist nur durch das jeweilige Programm 
möglich. Somit ist eine Überlagerung notwendig, falls im bisherigen Gebiet nicht das 
geeignete Programm vorliegt und die speziellen Maßnahmen erforderlich wären. Ansons-
ten bieten alle Förderungsprogramme denselben Maßnahmenkatalog. Der Unterschied 
zwischen den Programmen der Städtebauförderung ergibt sich in der Zielausrichtung, 
wofür das entsprechende Spektrum an Maßnahmen genutzt werden soll. Die Ziele der 
einzelnen Programme werden daher in der jährlichen Ausschreibung noch mal genau 
erläutert. 
3.3 DIE PROGRAMMAUSSCHREIBUNG DES SÄCHSISCHEN STAATSMINISTE-
RIUM DES INNERN 2013  
Das SMI veröffentlicht jedes Jahr seit 1991 im Sächsischen Amtsblatt die Bekanntma-
chung für die Programme der Städtebauförderung (VwV StBauE 1991a). Die 
Ausschreibung für das PJ 2013 wurde am 19. November 2012 erstellt und erschien am 
06. Dezember 2012 im Amtsblatt. Sie ist in vier Teile gegliedert und bietet dem SMI die 
Möglichkeit, die Gemeinden auch über aktuelle Änderungen der VV im neuen PJ zu in-
formieren. Die Aktualität der Bekanntmachungen im Allgemeinen zeigt sich in der 
Neuaufnahme des Programms Kleinere Städte und Gemeinden für das Jahr 2010 und der 
Einstellung der Förderung des Programms Städtebauliche Entwicklungs- und Sanie-
rungsmaßnahmen für 2013. Die nachfolgenden Informationen zu einzelnen Kapiteln der 
Ausschreibung wurden aus der Bekanntmachung PJ 2013 entnommen (Abweichende 
Informationen sind entsprechend gekennzeichnet). 
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Der erste Teil beinhaltet die allgemeinen Grundlagen der Förderung. Die rechtliche Basis 
bilden das BauGB, die VV (2013) und VwV StBauE (2009). Die Bekanntmachung der 
Programme erfolgt in der Regel zum Ende des Jahres vor dem PJ, damit die Antragsteller 
(Gemeinden) ihren Bescheid nach Möglichkeit noch im zweiten Quartal des PJ erhalten. 
Die VV für das jeweilige PJ tritt in der Regel im dessen ersten Quartal in Kraft. Ein An-
tragsverfahren erst nach Inkrafttreten der VV einzuleiten könnte dazu führen, dass die 
Gemeinden aufgrund der fortgeschrittenen Zeit keine Maßnahmen mehr in der ersten 
Jahresscheibe des aktuellen PJ durchführen können. Daher wird die Ausschreibung unter 
Vorbehalt der gültigen VV vorgezogen. 
Eventuelle Änderungen der VV gegenüber dem Vorjahr wurden über neue Bekanntma-
chungen (z. B. bei Aufstellung des Programms Kleinere Städte und Gemeinde), Erlasse 
oder Schreiben an die Gemeinden kommuniziert. Die Finanzhilfen werden nach Antrags-
qualität und Prioritätensetzung des SMI an die Gemeinden vergeben. Nach dem Prinzip 
der Subsidiarität sind von den Gemeinden alle anderen Finanzierungs- und Förderungs-
möglichkeiten der Städtebauförderung vorzuziehen. Erst nach deren Ausschöpfung, wie 
z. B. der Fachförderung, stehen Mittel als nicht rückzahlbarer Zuschuss zur Verfügung. 
Nach Art. 28 GG haben die Gemeinden das Recht auf kommunaler Selbstverwaltung, so 
dass sie selbst Pflichtaufgaben erfüllen und entsprechend finanzieren. Die Finanzhilfen 
der Städtebauförderung sollen nur subsidiär also Hilfe leistend eingesetzt werden. 
Mit Hilfe von städtebaulichen Gesamtmaßnahmen, welche Gegenstand der Förderung  
und gebietsbezogen sind, sollen die Ziele, also die Behebung oder nachhaltige Abschwä-
chung gebietsbezogener städtebaulicher Missstände bzw. Funktionsverluste, erreicht 
werden. Die Gesamtmaßnahmen bestehen aus den Einzelmaßnahmen, denen für alle 
Programme folgende Zuwendungsgegenstände zuzuordnen sind: Vorbereitung, Bau- und 
Ordnungsmaßnahmen, Leistungen von Beauftragten sowie Teilfinanzierung von Verfü-
gungsfonds. Spezielle Maßnahmen und damit besondere Zuwendungsgegenstände 
werden in den einzelnen Programmen aufgeführt. Komplett ausgeschlossen ist aufgrund 
der VV (2013) der vollständige Rückbau von denkmalgeschützten Gebäuden.  
Der zweite Teil der Bekanntmachung (PJ 2013) gibt die Fördervoraussetzungen wieder. 
Diese setzen sich aus dem gesamtstädtischen integrierten Stadtentwicklungskonzept 
(INSEK) sowie dem teilräumlichen Fördergebietskonzept (SEKo) für die einzelnen Pro-
gramme nach Maßgabe A 2.2 VwV StBauE 2009 bzw. VV 2012 zusammen. 
Im dritten Teil werden die Bestimmungen der einzelnen Programme aufgeführt. Dies 
betrifft im Detail das Programmvolumen, das Ziel, Umfang und Höhe der Zuwendung, die 
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Besonderen Zuwendungsvoraussetzungen, die Programmlaufzeit sowie die Antragszu-
lassung. 




(Bund + Land)* 
in Mio. Euro 
Fördersatz Laufzeit nach PJ 
(voraussichtlich) 
Neuanträge 
SOP 12,3 (11 %) 66 2/3 % bis 2015 begrenzt 
SDP 37,8 (34 %) 80 % nicht bekannt nicht zuge-
lassen 
SSP 4,2 (4 %) 66 2/3 % nicht bekannt nicht zuge-
lassen 
SUO 49,7 (44 %)  bis 2016 begrenzt 
Rückbau  100 % (max. 70 €/ 
m²)** 
  
Aufwertung  66 2/3 %   
Infrastruktur  50 % (technische) 
90 % (soziale) 
  
Sicherung  100 %   
KSP 8 (7 %) 66 2/3 % bis 2018 (keine Aus-
sage) 
(Quelle: eigene Darstellung; VV 2013 und Bek. PJ 2013) 
(*Stand 19.11.2012 nach Bek., **Festbetragsförderung) 
Die Tabelle 4 zeigt auf, dass der Schwerpunkt der Bund-Länder-Finanzmittel von 112 Mio. 
Euro (Art. 1 Abs. 3 VV 2013) für den Freistaat Sachsen mit etwa 78 % bei den Program-
men Stadtumbau Ost und Städtebaulicher Denkmalschutz Ost liegt. Im Freistaat Sachsen 
sind theoretisch 362 Gemeinden förderfähig, da sie mindestens 2.000 Einwohner umfas-
sen. In der Realität haben bisher 221 Gemeinden (2013) die Städtebauförderung in 
Anspruch genommen. Im PJ 2013 wurden von 127 Gemeinden Anträge gestellt, und 120 
haben eine Bewilligung erhalten. Mit den Anträgen sind sowohl Neuanträge als auch 
Fortsetzungsanträge für eine Gesamtmaßnahme gemeint. Fast drei Viertel der Gemein-
den haben genau einen positiven Bewilligungsbescheid bekommen. Die restlichen 41 
Gemeinden erhielten zwei oder mehr Bewilligungen (nach Programmen), so dass sich mit 
227 bewilligten Maßnahmen fast die doppelte Anzahl zur Gemeindeanzahl ergibt. (Neu- 
und Fortsetzungsmaßnahmen PJ 2013 Freistaat Sachsen, Stand 23.08.2013) 
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Inwieweit das Thema Überlagerung von Städtebauförderprogrammen für den Freistaat 
Sachsen aktuell noch eine Rolle spielt, zeigt sich an den Überlagerungen des PJ 2012. Im 
Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren wurden 32 Maßnahmen bewilligt, davon 
überlappten sich 18 Maßnahmen (etwa 56 %) mit anderen Städtebauförderprogrammen, 
8 mit dem Programm Stadtumbau Ost, 13 mit dem Programm Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen, 3 mit dem Programm Städtebaulicher Denkmalschutz Ost und eine mit 
dem Programm Soziale Stadt. Ungefähr 16 % überlagerten sich sogar mit zwei oder drei 
Förderprogrammen. Ein ähnliches Bild zeigt sich im Programm Städtebaulicher Denkmal-
schutz Ost. Im PJ 2012 überlagerten sich 48 von 73 bewilligten Maßnahmen (etwa 66 %). 
50 % der Maßnahmen ergaben Überschneidungen mit dem Programm Stadtumbau Ost 
und 47 % mit dem Programm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen. Fast ein Drittel 
beinhalteten Mehrfachüberlagerungen. Diese Informationen wurden vom jeweiligen Pro-
grammbetreuer des SMI zur Verfügung gestellt.  
Aufgrund der begrenzten Mittel in der Städtebauförderung muss bei den Antragstellern 
eine Auswahl getroffen werden, wer und in welcher Höhe finanzielle Mittel erhält. In Ab-
hängigkeit der Laufzeit und der Fördermittelhöhe der einzelnen Programme könnte sich in 
der Fortsetzung der Gesamtmaßnahme ein Fehlbetrag ergeben. Zur Weiterfinanzierung 
könnte kurzfristig Mehrbedarf im laufenden Programm oder bei längerfristigem Bedarf 
Aufstockungen angemeldet werden. Ein andere Möglichkeit der Finanzierung ist ein ande-
res Programm mit ähnlichen Profil herangezogen werden. Es könnten aber auch 
Finanzierungs- (z. B. durch die Gemeinde oder Dritte) sowie Fördermöglichkeiten auf 
Landes- bzw. EU-Ebene genutzt werden. Die Überlagerung bildet in dieser Hinsicht eine 
Option, aber keine unbedingte Notwendigkeit.  
Des Weiteren lässt die Tabelle zwei weitere Gründe erkennen, aus denen Gemeinden 
eine Überlagerung in Betracht ziehen könnten. Zum einem ergeben die teilweise ver-
schiedenen Fördersätze einen unterschiedlichen Eigenanteil der Gemeinde. Das Profil 
des Programms ist allerdings in der Auswahl vorrangig. Zum anderen schränken die 
kürzeren oder ungewissen Laufzeiten der Programme die zukünftige Planung ein, 
wodurch ein vorbeugender Antrag in anderen Programmen mit ähnlichem Profil für not-
wendig erachtet werden kann. 
Im vierten Kapitel wird das konkrete Verfahren für Neu- und Fortsetzungsanträge be-
schrieben. Die Anträge werden auf Grundlage der Ausschreibung in der Regel im ersten 
Quartal des PJ gestellt. Es ist festgelegt, welche Unterlagen die Gemeinden mit den 
Anträgen hinzufügen müssen. Die Unterlagen enthalten im Wesentlichen die Kosten- und 
Finanzierungsübersicht, ein Übersichtsplan der Fördergebiete, das aktuelle Förderge-
bietskonzept einschließlich Maßnahmenkonzept sowie das INSEK (soweit noch nicht 
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vorliegend), eine Prioritätensetzung und Übersicht aller Einzelmaßnahmen. Die Gemein-
dewirtschaftliche Stellungnahme ist spätestens mit dem ersten Auszahlungsantrag 
einzureichen. Mit der Stellungnahme erklärt die Gemeinde, dass der im Förderbescheid 
festgelegte Eigenanteil im Haushaltsplan eingestellt wird. Die Formulare zur Begleitinfor-
mation sind gesondert und elektronisch von den Gemeinden auszufüllen. Diese 
Informationen werden nach Freigabe durch das SMI an den Bund weitergeleitet. Sie 
beinhalten die Rahmendaten der jeweiligen Gesamtmaßnahmen unter anderem die Ziele, 
Maßnahmenschwerpunkte, Einnahmen sowie Ausgaben, Art des festgelegten Gebietes 
und Kenndaten des Fördergebiets. 
Die jährliche Ausschreibung stellt nicht nur eine Zusammenfassung der VwV StBauE 
(2009) und der jeweiligen VV dar, sondern das SMI setzt auch Schwerpunkte, worauf die 
Gemeinden bei ihren Anträgen achten müssen bzw. sollen. Damit können bestimmte 
Themen in die Ausschreibung hineingenommen werden, die in der VwV StBauE oder VV 
nicht so ausführlich vorkommen. Die Bekanntmachung des PJ 2012 z. B. setzt die 
Schwerpunkte für die Fördervoraussetzung bei der Aktualisierung der Fördergebietskon-
zepte sowie der Anpassung der Fördergebiete. Eine Überlagerung von Fördergebieten ist 
für Neuaufnahmen nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig und bestehende Überla-
gerungen sind nach Möglichkeit durch Anpassung der Gebiete aufzulösen. Ausnahmen 
sind z. B. bei Beendigung eines Programms möglich (Bekanntmachung PJ 2012, 
S. 1735). Im PJ 2013 rückte dagegen eine Verschlankung der Ausschreibung von zehn 
auf sechs Seiten in den Fokus. Das Fördergebietskonzept trat als Fördervoraussetzung in 
den Vordergrund. Unter anderem wurde der Passus zur Überlagerung von Fördergebie-
ten gestrichen. Auch bei den Programmen wurden die Ausführungen sichtbar gekürzt und 
auf das Wesentliche beschränkt. Die Verkürzung wurde durch den Wegfall des Pro-
gramms Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen verstärkt. Die 
Gemeinsamkeiten der Programme in den Maßnahmen wurden zusammengefasst und nur 
noch die Besonderheiten in den einzelnen Programmpunkten herausgestellt. Bezogen auf 
die besonderen Zuwendungsgegenstände bilden die Programme Stadtumbau Ost sowie 
Kleinere Städte und Gemeinden eine Ausnahme. Wie schon bei der VwV StBauE er-
wähnt, stellt die Anwendung der Stadtumbaumaßnahmen in anderen Fördergebieten 
einen Grund für eine zulässige Überlagerung dar. 
Ein Sonderfall stellt das Programm Kleinere Städte und Gemeinden dar. Die Maßnahmen 
des Programms besitzen eine Ausrichtung auf die Sicherung der Daseinsvorsorge. An-
tragsberechtigt sind Gemeinden mit einer Einwohnerzahl von unter 15.000. Im Sinne der 
Unterstützung der ländlichen Entwicklung werden damit Gemeinden mit mehr Einwohnern 
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ausgeschlossen. Bei diesem Programm ist eine Abstimmung mit anderen Programmen 
der Ländlichen Entwicklung vorzunehmen. (vgl. Kap. 3.2) 
3.4 POSITION ZU DEN ÜBERLAGERUNGEN UND DEREN ENTWICKLUNG 
In der Städtebauförderung des Freistaates Sachsen bot sich seit 1991 die Möglichkeit, 
Fördergebiete zu überlagern. So konnten die Programme Sanierungs- und Entwicklungs-
maßnahmen Ost sowie Städtebaulicher Denkmalschutz Ost in einem Gebiet angewendet 
werden bzw. sich die jeweiligen Fördergebiete überlappen. Im Laufe der Jahre kamen 
weitere Programme hinzu, so dass aktuell bis zu sechs Programme kombinierbar wären. 
Der Sanierungsbedarf der sächsischen Städte und Gemeinden war nach der Wiederver-
einigung von Bundesrepublik Deutschland und der DDR am 03.10.1990 sehr groß.  
Als Beispiel stellte sich 1992 folgende Situation in der Stadt Pirna dar. Die Untersuchung 
im späteren Sanierungsgebiet, welches die historische Altstadt umfasst, ergab, dass von 
670 Haupt- und Nebengebäuden 211 Gebäude schwerste Schäden aufwiesen, was nach 
rein wirtschaftlicher und baulicher Einschätzung einen Abriss und Neubau bedeutete. 
Mittlere und schwere Bauschäden und Funktionsmängel wurden bei 355 Gebäuden vor-
gefunden. 84 % des Bestandes waren somit grundlegend sanierungsbedürftig. 
(Stadtverwaltung Pirna 2010)  
Um langfristig keine Gebiete der Gemeinde von Maßnahmen auszuschließen, wurden die 
Untersuchungsgebiete relativ groß gewählt. Die Sanierungsgebiete schlossen in der 
Folge ebenso weiträumigere Gebiete ein, da es noch keine schlüssigen Gründe gab, die 
dagegen sprachen. Für das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz Ost wurden eine 
Reihe von Städten wie Meißen, Görlitz und Kamenz ausgewählt, um die Struktur und 
Funktion des bedrohten historischen Stadtkerns zu sichern und zu erhalten 
(A3 VwV StBauE 1991b). Somit ergaben sich die ersten Programmüberlagerungen im 
Freistaat Sachsen aufgrund der besonderen Spezifika des Denkmalschutzes und des 
hohen Bedarfs. Im Weiteren ergaben sich ebenso Überlagerungen aus der Festlegung 
großer Stadtumbaugebiete, da sich insbesondere die demographische Entwicklung lang-
fristig auf viele Gebiete der Gemeinde auswirken würde. Das Programm Stadtumbau Ost 
löste außerdem das auslaufende Programm StWENG ab, so dass es übergangsweise zu 
Überlagerungen kam. Dabei wurden oft die Gesamtmaßnahmen mit dem Programm 
Stadtumbau Ost weitergeführt. Die Abrechnung des Programms StWENG stellte aufgrund 
der genauen Zuordnung der Einzelmaßnahmen trotz der Überlagerung bisher kein Prob-
lem dar (Gespräch mit der Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Chemnitz, September 
2013). 
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Der Entwicklung der zunehmenden Überlagerungen wurde im letzten Jahrzehnt gegenge-
steuert. Das SMI informierte 2008 die Gemeinden per Erlass, dass eine Überlagerung von 
Erhaltungsgebieten (vgl. § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) und Rückbaugebieten (Stadtumbau-
gebiete nach § 171b BauGB) nicht zulässig ist. Diese Überlagerung bezieht sich auf das 
Programm Städtebaulicher Denkmalschutz Ost mit dem Programm Stadtumbau Ost im 
Programmteil Rückbau. Vorhandene Gebietsüberlagerungen sollen durch (Teil-) Aufhe-
bungen aufgelöst werden. Das Ziel dieser Festlegung war es, dass in Erhaltungsgebieten 
kein Rückbau betrieben wird. Dies wurde zuvor in der Fachkommission Städtebauförde-
rung von Bund und Ländern bestätigt, das BMVBS wünschte eine Trennung dieser 
Gebietstypen (Anlage 2.14).  
In der Ausschreibung der Städtebauförderung für das PJ 2010 wurde dann festgeschrie-
ben, dass Überlagerungen von Fördergebieten grundsätzlich zu vermeiden sind, und eine 
Ausnahme nur dann besteht, wenn unterschiedliche Fördergegenstände der jeweiligen 
Programme für die Erreichung der Ziele notwendig sind (Bek. PJ 2010). Damit positioniert 
sich der Freistaat Sachsen gegen eine Überlagerung von Fördergebieten und schließt 
sich somit den alten Flächenländern an (Anlage 2.14). Dieser Standpunkt wurde schon 
vorher an die Gemeinden kommuniziert und bei der Zulassung entsprechend beachtet. 
Die Bekanntmachungen zu den PJ 2011 und 2012 gehen noch einen Schritt weiter, indem 
die bestehenden Überlagerungen mit der Überarbeitung und größenmäßigen Anpassung 
der Fördergebiete aufzulösen sind.  
Eine Ausnahme bilden Überlagerungen mit dem Programm Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen, da dieses Programm seit dem PJ 2013 nicht weiter finanziert wird und 
damit diese Fördergebiete abgeschlossen werden. Diese übergangsweisen Überlagerun-
gen wurden in der Regel bei der Bewilligung von Neuanträgen angewendet (Anlage 2.14). 
Beispiele mit voraussichtlicher Aufhebung des Fördergebietes im Programm Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen sind die Gemeinden Markkleeberg (2016), Stolpen (2015), 
Mügeln (2014) sowie Kamenz (2020). Diese Gemeinden wurden im PJ 2013 neu in das 
Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren aufgenommen. 
Nach Auskunft des Sanierungsträgers der Stadt Mügeln werden Ausgleichsbeträge nur im 
überlappungsfreien Gebiet des Programmes Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
erhoben. Für den überlagernden Bereich mit dem Programm Aktive Stadt- und Ortsteil-
zentren wird dafür der neue Anfangswert für die spätere Erhebung ermittelt. Mit der 
Aufhebung der Sanierungssatzung des Programms Sanierungs- und Entwicklungsmaß-
nahmen werden keine weiteren Ausgleichsbeträge erhoben. Die Umlegung von 
Erschließungskosten auf die Anwohner (§ 128 BauGB) ergibt meist höhere Einnahmen 
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(Gespräch mit Herrn Prof. Reuter vom 02.08.2013). Diese werden auch im Hinblick der 
Öffentlichkeitswirkung für alle gleichermaßen erhoben. 
Aus dem persönlichen, leitfadengestützten Experteninterview mit Herrn Köppl, Referats-
leiter der Städtebau- und EU-Förderung des SMI, ergab sich folgende Position des 
Freistaates Sachsen (Anlage 2.14). 
Eine Überlagerung von Fördergebieten der Städtebauförderung ist grundsätzlich nicht 
zulässig. Alle Programme besitzen den gleichen grundlegenden Werkzeugkasten, so 
dass aufgrund dieser Maßnahmen eine Überlappung unnötig sei. Was den Unterschied 
zwischen den Programmen ausmache, sei das jeweilige Profil. Jedes Programm verfolge 
eine bestimmte Zielausrichtung, um städtebauliche Missstände zu beheben. Die Umset-
zung des Gesamtkonzeptes eines Fördergebietes würde über die Gesamtmaßnahmen 
gesteuert. Ein Springen zwischen den Programmen innerhalb desselben Fördergebietes 
erschwere eine aufeinander aufbauende Entwicklung, da hinter jedem Programm ein 
spezifisches Konzept steht. Schlimmstenfalls stehen sich die Erhaltung und der Rückbau 
von Gebäuden konträr gegenüber. Die Gemeinden sind dazu angehalten, das für ihre 
Gesamtmaßnahmen geeignete Programm zu wählen und sich als Programmgemeinde zu 
bewerben. Es könne nicht das Ziel sein, möglichst große Fördersummen zu bekommen. 
Aufgrund knapper werdender Mittel und des Bedarfs einer großen Anzahl von sächsi-
schen Gemeinden müsse eine optimale Verteilung vorgenommen werden. (Anlage 2.14) 
Die aktuelle Praxis zeigt allerdings Bestrebungen auf, möglichst viele Fördermöglichkeiten 
zu nutzen und Fördermittel zu bündeln, ohne zuvor entsprechende Maßnahmen aus dem 
Entwicklungskonzept voranzustellen. 
Bei der Bewilligung der Anträge wird darauf geachtet, dass es zu keinen Überlagerungen 
kommt. Ausnahmen sind übergangsweise Überlagerungen, die sich wieder auflösen, da 
ein Gebiet geschlossen wird. Überlagerungen, die in der Vergangenheit entstanden sind, 
werden entweder durch eine Anpassung der Fördergebiete oder durch Beendigung eines 
Fördergebiets aufgehoben. (Anlage 2.14) 
Der Rückbau im Programm Stadtumbau stelle eine besondere Maßnahme dar und dürfe 
als solche auch nur in geeigneten Gebieten ohne Überlagerung mit anderen Fördergebie-
ten angewendet werden. Die unterschiedlichen Fördersätze wie beim Städtebaulichen 
Denkmalschutz sowie den Programmteilen Rückbau, Sicherung und soziale sowie techni-
sche Infrastruktur des Stadtumbaus gelten für besondere Zuwendungsgegenstände, 
wodurch die speziellen Probleme der Gemeinden angegangen werden sollen (Anlage 
2.14). Der Freistaat Sachsen verzeichnet immer noch einen hohen Stand an unsanierten, 
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denkmalgeschützten Gebäuden (StaLa Sachsen 2013c) sowie einen Bevölkerungsrück-
gang, insbesondere in vielen kleinen und mittleren Gemeinden (StaLa Sachsen 2013a). 
Die Planungen der Gemeinde sollten im Entwicklungskonzept auf die nächsten 10 Jahre 
ausgelegt sein. Falls sich dennoch Änderungen ergeben, so dass die Ziele angepasst 
werden, so müssten die neuen Ziele nicht durch Überlagerung mit dem entsprechenden 
Programm erreicht werden. Das neue Programm finde erst seine Anwendung im gleichen 
Gebiet, wenn das bisherige beendet würde. Um Veränderungen rechtzeitig wahrzuneh-
men, biete es sich an, dass die Gemeinden die Fördergebiete in ihrem Sinne evaluieren. 
(Anlage 2.14) 
Ein flexiblerer Einsatz von Fördermitteln kann auch ohne eine Überlagerung erreicht 
werden. Über Verfügungsfonds können ergänzende Projekte im Fördergebiet mit privater 
Beteiligung angegangen werden. Ausgabereste, die sich am Ende des Jahres durch das 
Nichtabrufen von Fördermitteln ergeben, könnten von anderen Gemeinden genutzt wer-
den (Anlage 2.14). Allerdings ist dieser Kassenmitteltausch mit höherem Verwaltungs-
aufwand verbunden und muss meist sehr kurzfristig durchgeführt werden. Der Kassenmit-
teltausch funktioniert nur bei gleicher Höhe der zu tauschenden Finanzhilfen sowie der 
zeitlichen Übereinstimmung der Jahresscheibe im Bedarf der einen Gemeinde und Rück-
gabe der anderen Gemeinde. 
Wie in Kapitel 2.1 ausführlich erklärt, besteht nach Art. 104b Abs. 2 Satz 2 und 3 GG für 
die finanziellen Mittel eine verfassungsrechtliche Befristungs- und Degressionsmaßgabe 
sowie eine Verpflichtung zur Überprüfung der Verwendung in regelmäßigen Zeitabstän-
den. Dies bedeutet, dass alle Programme befristet sind und nach einer erfolgreichen 
Evaluierung verlängert werden könnten (Anlage 2.14). Abhängig von der neuen Zielstel-
lung in der Städtebauförderung können Programme auslaufen und neue Programme 
aufgelegt werden.  
Die Überlagerung von Fördergebieten der Städtebauförderung solle von den einzelnen 
Ländern geregelt werden. Dabei ist der Freistaat Sachsen eindeutig gegen eine Überlage-
rung von Städtebauförderprogrammen eingestellt. Dies wurde in der Bekanntmachung 
zum PJ 2011 sowie 2012 festgeschrieben und soll in die geplante VwV StBauE 2014 
aufgenommen werden. Des Weiteren wird über die erfolgende Bewilligung auf mögliche 
Überlagerungen geachtet. Bisherige Überlagerungen sollen in den nächsten Jahren auf-
gehoben werden. (Anlage 2.14) 
Der Freistaat Sachsen stellt damit bundesweit eine Position von vielen dar. Selbst inner-
halb Sachsens gibt es verschiedene Ansichten der Akteure der Städtebauförderung. Das 
nachfolgende Kapitel untersucht und analysiert die verschiedenen Positionen und stellt 
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4 ANALYSE DER ÜBERLAGERUNG VON STÄDTEBAUFÖRDERPROGRAMMEN 
4.1 METHODE DER INFORMATIONSBESCHAFFUNG 
Die Untersuchung beinhaltet die Positionen zur Überlagerung von Städtebauförderpro-
grammen von allen Ländern, dem Bund sowie ausgewählten Gemeinden. Um an die 
verschiedenen Informationen zu gelangen, wurde in rechtlichen und fachlichen Quellen 
recherchiert sowie mit den betreffenden Personen qualitative, leitfadengestützte Experten-
interviews durchgeführt. Eine detaillierte Aufführung der Befragten liegt in Anlage 1.3 vor. 
Die Befragten stellen Experten dar, da sie sich professionell in der Städtebauförderung 
bewegen und sich schon mit der Thematik Überlagerung auseinandergesetzt haben. 
Außerdem besitzen sie einen Überblick über die Verknüpfungen der Thematik innerhalb 
der Städtebauförderung und haben privilegierten Zugang zu detaillierten Informationen. 
Das Ziel der Befragungen besteht nicht nur in der bloßen Beantwortung der Fragen, son-
dern auch darin, Hintergründe oder neue Gesichtspunkte zu erfahren sowie 
Querverbindungen zwischen den Fragen zu ziehen. Um diese Qualität zu erreichen, 
wurden mit den betreffenden Personen entweder persönlich oder telefonisch offene Ge-
spräche geführt. Somit war es möglich, direkt Rück- oder Detailfragen zu stellen. 
Außerdem konnten die Befragten über die Frage hinaus antworten sowie selbst Themen 
einbringen. 
Als Grundlage für das Interview dienten Leitfäden, die in Anlage 1.1 (für Bund und Län-
der) bzw. in Anlage 1.2 (für Gemeinden) aufgeführt sind. Die Leitfäden helfen dem 
Interviewer, die Orientierung beizubehalten und alle wichtigen Punkte für die Analyse 
aufzugreifen. Die Befragungen fanden vor allem im Juli und August 2013 statt. Bis auf die 
zwei ausführlicheren Telefoninterviews mit Herrn Jasper (Land Nordrhein-Westfalen) und 
Herrn Keller (Freistaat Bayern) wurden die restlichen 14 Telefoninterviews ohne Voran-
kündigung durchgeführt. Weiterhin gab es drei persönliche Gespräche. Das erste 
Interview fand mit Herrn Köppl (Freistaat Sachsen) statt. Dieses wurde sehr ausführlich 
geführt und diente als Basis für die weiteren Interviews. Die direkte Befragung mit Herrn 
Dr. Lang vom BMVBS ergab sich zufällig am 19. April 2013 auf dem Städtebauförderkon-
gress in Berlin. Ebenso konnte Frau Stillger (Stadt Chemnitz) im Anschluss an einen 
Termin im SMI persönlich Auskunft geben. Die Interviews dauerten je nach Ausführlichkeit 
15 bis 30 Minuten. Die Auskunftsbereitschaft war durchweg positiv; trotz terminlicher 
Zwänge nahmen sich die Befragten oft die Zeit, alle Fragen ausführlich zu beantworten. 
Die Antworten wurden handschriftlich oder digital mitgeschrieben und daraus das Ge-
spräch in einem Fließtext zusammengefasst. Die Befragten erhielten die jeweilige 
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Zusammenfassung zur Kontrolle, um Verbesserungen, Ergänzungen oder Änderungen 
vorzunehmen und damit im Ergebnis die Freigabe zur Verwendung in dieser Arbeit zu 
geben. Die endgültigen Fassungen wurden in Anlage 2 als Quelle hinzugefügt. 
Als Ergänzung zu den geplanten Interviews wurden im Oktober 2013 Vertreter der Ge-
meinden Lübeck, Wilhelmshaven sowie Eschwege, Vertreter der Bundestransferstellen, 
Sanierungsträger und der Bewilligungsstelle für den Freistaat Sachsen zu dem Thema 
und im Kontext der bisherigen Ergebnissen befragt. Diese Interviews bringen die Perspek-
tive weiterer maßgeblich beteiligter Akteure der Städtebauförderung mit ein. Zum einem 
wird kurz die Position nichtsächsischer Gemeinden beleuchtet, um im Rahmen der Arbeit 
stichprobenartig ein bundesweites Bild der Gemeinden wieder zu geben. Eine Einseitig-
keit auf sächsische Gemeinden soll damit vermieden werden. Zum anderen stehen die 
Bewilligungsstellen (vgl. Kap. 3.2, S. 47) und die Sanierungsträger (vgl. Kap. 2.1.3, S. 24) 
im gegenseitigen Austausch sowie im Austausch mit dem jeweiligen Land und der jeweili-
gen Gemeinde. Die Bundestransferstellen sind programmspezifisch und unterstützen den 
fachlichen Informationsfluss zwischen den am Prozess beteiligten Akteuren. Sie ermögli-
chen einen Erfahrungsaustausch zwischen den dazugehörigen Programmgemeinden, 
organisieren Veranstaltungen für den Austausch und betreiben Öffentlichkeitsarbeit. In 
den Befragungen wurden die gewonnenen Ergebnisse der Interviews mit den Ländern 
und Gemeinden hinterfragt, um Zusammenhänge zu erkennen oder neue Erkenntnisse zu 
gewinnen. 
Um einen Überblick von den Überlagerungen der Städtebauförderprogramme auf Bun-
desebene zu bekommen, wurden neben den Experteninterviews Publikationen des 
BMVBS, welche meist vom BBSR erstellt wurden, analysiert. 
4.2 BERICHTE UND DIE POSITION DES BUNDES ZUR ÜBERLAGERUNG VON 
STÄDTEBAUFÖRDERPROGRAMMEN 
Die Stärkung der Innenstädte ist ein zentrales Anliegen der Stadtentwicklung, welches 
schon in den rechtlichen Grundlagen zum Ausdruck kommt (vgl. Kap. 2). Die innerstädti-
schen Gebiete bilden Schwerpunkte in der Städtebauförderung. Im Statusbericht der 
Bundestransferstelle Stadtumbau Ost wird eine Bündelung von Finanzhilfen aus unter-
schiedlichen Programmen in diesen Bereichen als notwendig erachtet, um eine deutlich 
wahrnehmbare Aufwertung zu erreichen (BMVBS & BBR 2008b, S. 61). Die Programme 
Stadtumbau Ost, Städtebaulicher Denkmalschutz, Aktive Stadt- und Ortsteilzentren sowie 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen „zielen direkt auf die Unterstützung von Inves-
titionen in den innerstädtischen Beständen“ ab (BMVBS & BBR 2008b, S. 61). Eine 
Bündelung von Mitteln setzt nicht unbedingt eine Überlagerung von Förderprogrammen 
voraus. Die Gemeinden könnten die Fördergebiete immer noch so abgrenzen, dass es 
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keine Überschneidungen gibt. Allerdings entsteht eine Kleinteiligkeit, die im Grenzfall aus 
einer gebietsbezogenen Förderung eine objektsbezogene macht. 
Der Bericht der Bundesregierung zum Programm Stadtumbau Ost vom 01. Oktober 2012 
gibt eine Zusammenfassung zur Umsetzung des Programms und reflektiert die Ergebnis-
se. Es zeigt sich, dass die Erfordernisse des Stadtumbaus eine hohe Komplexität 
aufweisen. Die Möglichkeit der Bündelung von Förderprogrammen mit dem Programm 
Stadtumbau Ost sollte daher beibehalten werden. (Deutscher Bundestag 2012, S. 43) 
Damit wird die Überlagerung von Förderprogrammen offengehalten. Sie wird weder für 
unzulässig erklärt, noch als notwendig forciert.  
Die Evaluierung des Programms Stadtumbau Ost (2008) im Auftrag des BMVBS betrach-
tet auch die Verknüpfung von Förderprogrammen. Die Mittelbündelung spielt eine große 
Rolle, um die Ziele im Fördergebiet umzusetzen. Die Stadtumbaugebiete wurden meist 
größer festgelegt, um größere Handlungsspielräume zu ermöglichen (BMVBS & BBR 
2008a, S. 128f). Diese Strategie wird unter anderem deshalb verfolgt, da eine Förderung 
von Vorhaben außerhalb des Stadtumbaugebietes nur im Einzelfall möglich ist 
(Art. 6 VV 2008). Die vhw-Arbeitsgruppe zum Stadtumbau bekräftigt, dass sich die Ziele 
der Stadtumbaumaßnahmen erst in einigen Jahren nach der Festlegung des Gebietes 
konkretisieren lassen (vhw 2003, S. 23). Daher ist die Wahl eines größeren Stadtumbau-
gebietes sinnvoller. Das Programm Stadtumbau Ost ergänzt oder führt bestehende 
Programme weiter (BMVBS & BBR 2008a, S. 128).  
Die Finanzierung von Aufwertungsmaßnahmen wurde mit Mitteln anderer Förderpro-
gramme in Stadtumbaugebieten kombiniert. 90,8 % der Gebiete mit überwiegend 
Altbaubestand werden auch vom Programm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
gefördert; 21,2 % der Gebiete mit überwiegend Plattenbaubestand aus dem Programm 
Soziale Stadt. Selbst die Finanzierung von baulichen Anpassungsmaßnahmen (ein-
schließlich Rückbau) erfolgte mit Mitteln anderer Förderprogramme: 48,3 % davon aus 
dem Programm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen. (BMVBS & BBR 2008a, 
S. 129f.) 
Die Situation von sich überlagernden Städtebauförderprogrammen zeigt sich auch im 
ersten Statusbericht zum Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren. Von 205 Förderge-
bieten des Programms, bezogen auf die laufenden Maßnahmen des PJ 2009, waren 26 
mit einem, 28 mit drei oder mehr anderen Städtebaufördergebieten überlagert. Dabei gab 
es in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein und dem Saarland keine Überlagerungen. Nordrhein-Westfalen (2 von 30) und 
Rheinland-Pfalz (3 von 9) wiesen dagegen geringe Überlagerungen auf. Mindestens 50 % 
4.2 BERICHTE UND DIE POSITION DES BUNDES ZUR ÜBERLAGERUNG 
74 
der Fördergebiete wurden in allen neuen Ländern sowie den Stadtstaaten überlagert. 
(BMVBS 2011b, S. 29) 
Gründe für die Überlagerungen können die Überführung von „laufende[n] Fördermaß-
nahmen aus dem Programm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen direkt in das 
Zentrenprogramm“ sowie die Bewältigung neuer Problemlagen in bereits geförderten, 
zentralen Stadträumen sein (ebd., S. 31). 
Die Überlagerung von Städtebauförderprogrammen führt dazu, dass im selben Gebiet 
verschiedene Maßnahmen durchgeführt werden und entsprechend wirken. Dadurch wird 
die Evaluierung eines einzelnen Städtebauförderprogramms stark beeinflusst. Diesen 
Sachverhalt bringt der Bund in der Kommunalen Arbeitshilfe zur Evaluierung (BMVBS 
2011c) zum Ausdruck: „Aufgrund dieses Gebietsbezuges der Städtebauförderung sind für 
die Programmumsetzung und ihre Evaluierung folgende Besonderheiten zu beachten: 
1. Komplexität und Heterogenität des Fördergebietes, 
2. Abhängigkeit des Erfolges der Gesamtmaßnahme von einer Vielzahl von Akteuren 
aus der öffentlichen Verwaltung, der örtlichen Eigentümer, Unternehmer und Be-
wohner sowie sonstiger aktiver und relevanter Akteurskonstellationen, Vereine, 
Netzwerke, 
3. Abhängigkeit der Gebietsentwicklung von sich kontinuierlich verändernden und 
kaum zu beeinflussenden „übergeordneten“ Rahmenbedingungen wie z. B. dem 
allgemeinen ökonomischen und demografischen Wandel sowie 
4. teilweise Überlagerung und Überschneidungen verschiedener Städtebauförder-
programme in einem Fördergebiet. 
Für die Einschätzung der Wirkungen der Städtebauförderung ergeben sich daraus beson-
dere Schwierigkeiten.“ (ebd. S. 20f.). Die Überlagerung von Wirkungen verschiedener 
Förderprogramme in einem Gebiet bildet nur einen von vielen Faktoren, warum die Evalu-
ierung an kaum zu überwindende methodische Grenzen stößt (ebd. S. 21). Dennoch wird 
die Gemeinde in der Arbeitshilfe ermutigt, Vermutungen über Wirkungszusammenhänge 
anzustellen (ebd S. 21). Aus einer konkreten Einzelmaßnahme können die Veränderun-
gen einfacher erfasst und mit den Erwartungen an das Projekt verglichen werden. Mit 
begründeten und messbaren Zielvorgaben sind die Erwartungen untersetzbar 
(ebd. S. 21). 
Herr Dr. Lang stand als Experte des BMVBS im Bereich Städtebauförderung zur Verfü-
gung; er ist für die Koordinierung auf Bundesebene zuständig. Im persönlichen Interview 
schildert er den Standpunkt des Bundes. Er bestätigt das bisherige Ergebnis der Untersu-
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chung, dass es in den rechtlichen Grundlagen, insbesondere dem GG, BauGB und der 
VV, keine Regelung zur Überlagerung von Gebieten der Städtebauförderung gibt. Der 
Bund überlässt es den Ländern, Überlagerungen zuzulassen oder nicht, sowie gegebe-
nenfalls diesbezüglich selbst Festlegungen zu treffen. Daher besteht derzeit eine 
unterschiedliche Praxis in den Ländern (Anlage 2.1). Diese Praxis wird im nachfolgenden 
Gliederungspunkt dargestellt. 
Vor- und Nachteile einer Überlagerung von Städtebauförderprogrammen könnten sich laut 
Dr. Lang aus Sicht des Bundes gleichermaßen ergeben. Herr Dr. Lang führte aus, dass 
eine Überlagerung den Effekt einer Mittelbündelung haben könne. Des Weiteren könnten 
dadurch gegebenenfalls Maßnahmen schneller umgesetzt werden, und in manchen Fäl-
len könne es den Ländern die Programmaufstellung erleichtern. Allerdings hätten 
Überlagerungen auch erhebliche Nachteile. Beispielweise würden Abrechnungen sowie 
Evaluierungen deutlich erschwert. (Anlage 2.1) 
„Die Programme sollen auch entsprechend ihres Profils und der jeweiligen Programmstra-
tegie angewendet werden, um die jeweils spezifischen Missstände zu beheben. Dabei ist 
eine Überlagerung der Gebiete zumindest ambivalent. Sinnvoller sei, wenn die Länder bei 
der Programmaufstellung anhand der spezifischen Profile der jeweiligen städtebaulichen 
Problemkonstellation und der Konzepte der Gemeinden das passendste Programm zu-
ordnen. Dies werde in einer Reihe von Ländern praktiziert.“ (Anlage 2.1) Zur Behebung 
der städtebaulichen Missstände einer Gemeinde soll demnach das geeignete Programm 
benutzt werden. Das würde voraussetzen, dass der Umfang der spezifischen Missstände 
bekannt ist und über die Finanzmittel abgebildet wird. Da dies nur in begrenztem Maße 
möglich ist, können die Gemeinden nach der VV 2013 wesentliche Maßnahmen in allen 
Programmen anwenden (vgl. Kap. 3.1; Art. 3ff. VV 2013). 
„Eine bindende Vorgabe, ob Programme überlagert werden können oder nicht, wird vom 
Bund derzeit allerdings nicht angestrebt.“ (Anlage 2.1) Diese Entscheidung überlässt der 
Bund den Ländern. Gerade im Hinblick auf die Verschiedenartigkeit der Länder sollte den 
Ländern diese Freiheit gelassen werden. 
4.3 SYSTEMATISIERUNG DER REGELUNGEN UND POSITIONEN DER LÄNDER 
ZUR ÜBERLAGERUNG 
Nach Art. 21 VV 2013 regeln die Förderrichtlinien der Länder die Städtebauförderung, 
soweit dies nicht schon in der VV vorgenommen wurde. Dazu haben alle Länder Förder-
richtlinien erlassen. Neben den Programmen der Städtebauförderung stehen den 
Gemeinden in der Regel Programme der EU und des jeweiligen Landes zur Verfügung. 
Aufgrund der ähnlichen Prozesse der Programme werden sie je nach Land in einer Richt-
linie zusammengefasst. Die Länder Bayern, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, 
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Nordrhein-Westfalen und Thüringen befassen sich in ihren Richtlinien neben den Städte-
bauförderprogrammen auch mit EU- und Länderprogrammen. Nur der Stadtstaat 
Hamburg und das Saarland verbinden in ihrer Richtlinie Bund-Länder-Programme mit 
Landesprogrammen. Die Mehrheit der Länder, nämlich Baden-Württemberg, Berlin, Bran-
denburg, Bremen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt sowie 
Schleswig-Holstein, konzentrieren sich in ihren VwV allein auf die Bund-Länder-
Programme. 
Mit der VV 2013 stehen allen Ländern Finanzmittel in fünf Programmen zur Verfügung. 
Die beiden Programme Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau werden auf-
grund der verschiedenen Bedürfnisse noch in ein West- und Ostprogramm unterschieden. 
Aufgrund der Historie gibt es damit im Land Berlin ausnahmsweise sieben Programme. 
Eine weitere Besonderheit entsteht bei den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg, da sie 
ebenso Gemeinden sind. Als Stadtstaaten bilden sie die Landes- und die Gemeindeebene 
in Form der Senats- und der nachgeordneten Bezirksverwaltungen ab. Die Komplemen-
tärfinanzierung von Land und Gemeinde übernehmen die Stadtstaaten damit komplett 
selbst. Grundsätzlich sind die einzelnen Bezirke zuwendungsfähig. Bei allen anderen 
Ländern sind alle Gemeinden des jeweiligen Landes zuwendungsfähig. Dadurch ergibt 
sich schon in der Vergabe der Finanzhilfen zwischen Stadtstaaten und Flächenländern 
ein Unterschied. Die Auseinandersetzung bezüglich der Finanzhilfen zwischen Landesmi-
nisterien und Gemeinden im Vergleich zu Senat und Bezirken beinhaltet ein höheres 
Politikum und erschwert eine gerechte Verteilung der Mittel. Die Flächenländer könnten 
damit längere Abstimmungs- und Verwaltungswege sowie einen höheren Verwaltungs-
aufwand benötigen. 
Die Flächenländer lassen zwar alle Gemeinden ihres Landes zu, aber es können sich 
Beschränkungen, auch in Abhängigkeit vom Profil des Programms ergeben. Die Richtlinie 
des Freistaates Sachsen stellt die Bedingung, dass die zu fördernden Gemeinden min-
destens 2.000 Einwohner haben müssen. Bei anderen Ländern wird die Beschränkung 
über die Bevölkerungszahl nicht verbindlich festgeschrieben, dies erfolgt während der 
Antragsbearbeitung und in Abstimmung mit anderen Ressorts (Anlage 2.3). 
Die Länder Baden-Württemberg, Niedersachsen und Sachsen geben jährlich zusätzlich 
zur jeweiligen Richtlinie das aktuelle Programm öffentlich bekannt. In dieser jährlichen 
Ausschreibung werden genaue Details zu den einzelnen Städtebauförderprogrammen 
sowie Vorgaben zum Antragsverfahren veröffentlicht. In den anderen Ländern beinhaltet 
die jeweilige Richtlinie die notwendigen Informationen, oder die Gemeinden werden direkt 
zum Jahresprogramm informiert. 
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Die Länder können verbindliche Regelungen zur Überlagerung von Städtebauförderpro-
grammen in ihren Förderrichtlinien oder gegebenenfalls Ausschreibungen vornehmen. 
Möglich wären aber auch Erlasse an alle Gemeinden oder andere verbindliche Regelun-
gen. Die Untersuchung (Stand 09/2013) der aktuellen Förderrichtlinien sowie eventuell 
vorhandener Ausschreibungen aller Länder führte zu dem Ergebnis, dass sie keine Rege-
lungen zur Überlagerung beinhalten. Diese Erkenntnis wurde in den Befragungen der 
Länder bestätigt (Anlagen 2.2 bis 2.17). 
Während die Förderrichtlinien und Ausschreibungen öffentlich zugänglich sind, gilt dies 
nicht uneingeschränkt für Erlasse oder andere verbindliche Regelungen. Daher wurden 
die Experten der jeweiligen Länder befragt, ob in ihrem Land derartige Regelungen zur 
Überlagerung von Städtebauförderprogrammen existieren. Dies konnte von keinem der 
Experten mit Ausnahme des Freistaates Sachsen bejaht werden (Anlagen 2.2 bis 2.17). 
Die Tabelle 5 gibt eine Übersicht über die Richtlinien und möglichen Regelungen. 
Tabelle 5: Förderrichtlinien der Länder und deren Regelungen zur Überlagerungen von 
Städtebauförderprogrammen 
Land Förderrichtlinie 








StBauFR-BW 2011 Keine Keine 
Bayern StBauFR-Bay 2010 Keine Keine 
Berlin AV StBauF 2008 Keine Keine 
Brandenburg StBauFR-BB 2012 Keine Keine 
Bremen VwV-Bremen 1999 Keine Keine 
Hamburg FR-RISE 2013 Keine Keine 
Hessen RiLiSE 2008 Keine Keine 
Mecklenburg-
Vorpommern 
StBauFR-MV 2011 Keine Keine 
Niedersachsen R-StBauF 2008 Keine Keine 
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Land Förderrichtlinie 








FR-StE 2008 Keine Keine 
Rheinland-Pfalz VV-StBauE 2011 Keine Keine 
Saarland StBauFVwV 2012 Keine Keine 
Sachsen VwV StBauE 2009 Keine 
Eingeschränkter 
Erlass*, 
Bek. 2010 bis 2012** 
Sachsen-Anhalt RL StäBauF 1999 Keine Keine 
Schleswig-Holstein StBauFR-SH 2005 Keine Keine 
Thüringen ThStBauFR 2008 Keine Keine 
(Quelle: eigene Darstellung, Förderrichtlinien der Länder, Stand 30.09.2013) 
(*keine Überlagerung von Rückbaugebiete mit Erhaltungsgebieten, s. Kap. 3.4; **Überlagerung nur 
in begründeten Ausnahmenfällen, s. Kap. 3.4) 
Dass es bis auf den Freistaat Sachsen keine Regelungen zur Überlagerung von Städte-
bauförderprogrammen in den Ländern gibt, kann in Abhängigkeit von der Position des 
Landes zur Überlagerung verschieden begründet werden. Bei einer Position gegen eine 
Überlagerung wurden entweder die Gemeinden über die aktuelle Position informiert (An-
lage 2.10, 2.16) oder es ist schon gängige Praxis, die nicht festgehalten werden muss. 
Die Gemeinden passten dementsprechend ihre Anträge an. Im Freistaat Sachsen, wo 
sich in den letzten Jahren die Position zur Überlagerung geändert hat, gab es zur Ver-
deutlichung dieser Änderung auch explizit in der Ausschreibung PJ 2012 eine Weisung an 
die Gemeinden betreffend die Einschränkung von Überlagerungen von Förderprogram-
men (Anlage 2.14). Bei einer Befürwortung der Überlagerung wird die Entscheidung zur 
Überlagerung in Abstimmung zwischen dem jeweiligen Land und den entsprechenden 
Gemeinden getroffen; so kann das Land im Einzelfall (Anlage 2.5) entscheiden. Die För-
derrichtlinien müssen nicht unbedingt alles regeln, gerade da diese meist schon einen 
großen Umfang besitzen. 
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Da kein Land aktuelle Regelungen zur Überlagerung von Städtebauförderprogrammen in 
der jeweiligen Förderrichtlinie besitzt, ist eine Einteilung danach obsolet. Die aktuellen 
Positionen der Länder können stattdessen grundsätzlich in zwei Gruppen geteilt werden. 
Die erste Gruppe befürwortet Überlagerungen, wobei nur überlagert wird, wenn dies einen 
entsprechenden Nutzen hervorbringt. Die zweite Gruppe lehnt Überlagerungen ab und 
erklärt sie damit für unzulässig. In Ausnahmefällen können sich kurzfristige Überlagerun-
gen ergeben, da die Gemeinde ihre langfristige Planung in einem Programm noch nicht 
umsetzen konnte. Die Gründe können vielfältig sein. Z. B. war in den ersten Jahren des 
Programms Soziale Stadt nicht ganz klar, wie dieses Programm insgesamt finanziell 
ausgestattet wird und wie lang es laufen würde. Daher wurde dieses Programm mit den 
Mitteln des Programms Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen ergänzt (Rückfrage 
bei Frau Sabine Kling, Referatsleiterin Städtebauförderung, Besonderes Städtebaurecht, 
Baukultur, Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein, am 11. November 2013). 
Weitere Gründe ergeben sich durch die Einstellung des aktuell angewendeten Pro-
gramms oder eine Kürzung der Finanzhilfen im Programm sein. Der Abschluss der 
Gesamtmaßnahmen wird dann über ein anderes Programm finanziert. Selbst in diesem 
Fall wird versucht, die räumliche Überlagerung zu vermeiden und zeitlich versetzt mit dem 
neuen Programm zu beginnen. Das heißt, dass aktuell angewendete Programm solle 
vorher abgerechnet sein. (Anlagen 2.2, 2.3, 2.10, 2.13)  
Selbst diese Ausnahmen würden sich minimieren, wenn die Höhe der Finanzmittel sowie 
die Laufzeit der Programme längerfristig bekannt wären. Derzeit wird die Höhe der Städ-
tebaufördermittel jährlich immer wieder neu zwischen Bund und Ländern ausgehandelt, 
was eine längerfristige Planung (Umsetzung und Finanzierung) erschwert. 
Zur weiteren Unterscheidung wurde in allen Ländern nach existierenden Überlagerungen 
von Städtebauförderprogrammen gefragt, die keine Ausnahmen darstellen und vom jewei-
ligen Landesministerium oder Senat gewollt sind / waren. Eine existierende Überlagerung 
kann eine langfristige Überlappung in der Vergangenheit und / oder in der Gegenwart 
sein. Eine längere Überlagerung kommt zustande, wenn aus beiden Programmen gleich-
zeitig Fördermittel im selben Gebiet zum Einsatz kommen. Daraus ergibt sich folgende 
Systematik der Länder in Abbildung 8. 
Aus dieser Systematik können drei Gruppen abgeleitet werden. Die erste Gruppe besteht 
aus den drei Stadtstaaten sowie den neuen Ländern außer dem Freistaat Sachsen. Diese 
Länder befürworten und bewilligen Überlagerungen. Die zweite Gruppe mit Sachsen hatte 
in der Vergangenheit Überlagerungen zugelassen, diese Haltung jedoch später geändert. 
Daher gab es längerfristige Überlagerungen und diese sind derzeit noch überwiegend 
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vorhanden. Die derzeitigen Überlagerungen werden aber durch Abrechnung bzw. Anpas-
sung der Fördergebiete schrittweise aufgelöst.  
 
Abbildung 8: Einteilung der Länder nach den Positionen zur Überlagerung von Städtebau-
förderprogrammen sowie der Existenz längerfristiger Überlagerungen (vergangene und 
derzeitige) 
(Quelle: eigene Darstellung, Anlagen 2.2 bis 2.17) 
Die dritte Gruppe spricht sich gegen Überlagerungen aus und hat aufgrund dieser Positi-
on Überlagerungen ausgeschlossen. Dies trifft für alle alten Länder, außer den 
Stadtstaaten, zu. Existierende Überlagerungen, wie zuvor definiert, gibt es nicht, aller-
dings sind einzelne Fälle in einigen dieser Länder bekannt, die eine langfristige 
Überlagerung darstellen. Ohne weitere Analyse lässt sich nur schwer festlegen, wann 
diese Überlagerungen keine Ausnahme mehr darstellen. Z. B. müsste die zeitliche Dauer 
und die Kontinuität der Überlagerungen in einem Land untersucht werden. Sicher ist, dass 
die Länder der dritten Gruppe grundsätzlich Überlagerungen für unzulässig erklärt haben. 
Position des Landes zur 
Überlagerung von Städte-
bauförderprogrammen 




























4.3 SYSTEMATISIERUNG DER REGELUNGEN UND POSITIONEN DER LÄNDER 
81 
Die Ausnahmen waren oder sind keine bewussten Entscheidungen zur Anwendung von 
Überlagerungen der Förderprogramme. 
Aus der Analyse der bisherigen Informationen kann der Schluss gezogen werden, dass 
die Entwicklung der drei Gruppen auch historisch bedingt ist. Die alten Länder betreiben 
seit 1971 Städtebauförderung; diese beinhaltete bis 1998 nur das Programm Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen. Die Auffassung, dass es pro Fördergebiet nur eine Ge-
samtmaßnahme und damit nur ein Programm geben sollte, wurde auch bei der 
Einführung neuer Programme beibehalten. Die drei Stadtstaaten dagegen nutzten die 
Möglichkeit der Überlagerung von Städtebauförderprogrammen. 
Den neuen Ländern standen mit Beginn der Städtebauförderung, also einem Jahr nach 
der Wiedervereinigung 1990, mindestens zwei Programme zur Verfügung. Der Bedarf war 
so groß, dass alle Finanzmittel genutzt wurden, um die Behebung städtebaulicher Miss-
stände schnellstmöglich voranzutreiben. Dabei wurden auch Überlagerungen in Kauf 
genommen, um einen größtmöglichen Effekt zu erreichen. Diese Methode der Anwen-
dung von Überlagerungen behielten alle neuen Länder außer Sachsen bei. (Anlage 2.4, 
2.5, 2.9, 2.14, 2.15, 2.17) 
Auch wenn damit angenommen werden kann, dass die vorherrschenden Strukturen histo-
risch gewachsen sind, bietet dies noch keine hinreichende Begründung für die jeweiligen 
Positionen. 
4.4 POSITION AUSGEWÄHLTER GEMEINDEN 
Zuwendungsempfänger sind die Gemeinden des jeweiligen Landes. Als Empfänger nut-
zen sie die Städtebaufördermittel zur Umsetzung ihrer Gesamtmaßnahmen nach dem 
integrierten Entwicklungskonzept. Die Position der Gemeinden in Bezug auf Überlagerun-
gen von Städtebauförderprogrammen ist ebenso vielfältig wie die Position der Länder. Als 
Beispiel wurden zwei sächsische Gemeinden ausgewählt, die Städtebauförderprogramme 
überlagern. Die sächsischen Städte Leipzig und Chemnitz stehen für Gemeinden, die 
Überlagerungen gewollt anwenden. Ergänzend wurden die Städte Lübeck (Schleswig-
Holstein), Wilhelmshaven (Niedersachsen) sowie Eschwege (Hessen) im Kurzinterview 
befragt.  
Die Auswahl der ergänzenden Befragungen richtete sich nach zwei Kriterien. Die zu 
befragenden Gemeinden gehören nicht zum Freistaat Sachsen und liegen in einem Land, 
in dem grundsätzlich Überlagerungen von Städtebauförderprogrammen unzulässig sind. 
Nach dem zweiten Kriterium verzeichnen die Gemeinden von 2009 bis 2030 einen Bevöl-
kerungsrückgang von 2 bis 15 % (Wegweiser Kommune 2011) und besitzen nach dem 
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„Zukunftsatlas 2010“ eher Zukunftsrisiken als Chancen (Prognos 2010). In den Zukunfts-
atlas gehen Indikatoren aus den Bereichen Demographie, Wohlstand und soziale Lage, 
Arbeitsmarkt sowie Wettbewerb und Innovation ein. Auch die Bevölkerungsentwicklung 
als einer der wichtigsten Indikatoren für die Gemeinden ist in dem Zukunftsatlas enthalten. 
Die Reduzierung der Auswahl anhand des zweiten Kriteriums basiert auf der Annahme, 
dass Gemeinden mit Bevölkerungsrückgang sowie Zukunftsrisiken einen höheren Bedarf 
zur Behebung städtebaulicher Missstände haben oder haben werden. Daher nehmen 
Finanzhilfen der Städtebauförderung subsidiär eine große Bedeutung ein. Diese Eingren-
zung hat nur einen groben Charakter, da hier nur stichprobenartige Kurzinterviews 
vorgesehen sind. 
Zusätzlich zu den genannten Gemeinden kann auf die Befragungen der drei Stadtstaaten 
verwiesen werden, die ebenso Gemeinden sind und eine Überlagerung befürworten. 
Die Auswahl von Herrn Gerkens, Amtsleiter für Stadterneuerung der Stadt Leipzig, und 
Frau Stillger, Abteilungsleiterin für Stadterneuerung der Stadt Chemnitz, hatte auch den 
Hintergrund, dass beide im Vorstand der Arbeitsgemeinschaft Stadterneuerung sächsi-
scher Kommunen sitzen. Die AG Stadterneuerung ist ein Netzwerk kommunaler Praktiker 
aus 32 sächsischen Gemeinden, die im engen Kontakt mit dem Sächsischen Städte- und 
Gemeindetag, sächsischen Sanierungsträgern sowie der Wohnungswirtschaft stehen. Sie 
vertreten die Interessen der sächsischen Gemeinden im Bereich der integrierten Stadt-
entwicklung sowie der Stadterneuerung. In diesem Zusammenhang setzten sich die AG 
und das SMI bereits mit der Frage der Überlagerungen von Städtebauförderprogrammen 
auseinander. Die beiden Befragten können damit auch als Vertreter der AG angesehen 
werden und geben zum Teil die Position der AG wieder. 
Die Stadt Leipzig ist mit 520.838 Einwohnern die zwölfgrößte Stadt Deutschlands (Statis-
tisches Bundesamt 2012). In Leipzig gibt es derzeit eine Reihe von Überlagerungen, 
vornehmlich der Programmteile Aufwertung und Rückbau des Stadtumbaus mit anderen 
Programmen wie der Sozialen Stadt. Die Stadt Leipzig spricht sich für eine Überlagerung 
von Städtebauförderprogrammen aus. (Anlage 2.19) 
Herr Gerkens erläutert diese Position anhand der stadtplanerischen Praxis. Aus den 
erstellten Gebietsentwicklungskonzepten gingen die Erfordernisse für bestimmte Gebiete 
hervor. Für das breite Spektrum an Maßnahmen würden nach dem Subsidiaritätsprinzip 
die möglichen Förderungen herangezogen. Auch wenn die meisten grundlegenden Maß-
nahmen in allen Städtebauförderprogrammen möglich wären, hätte jedes Programm eine 
bestimmte Zielausrichtung. So dient z. B. der Programmteil Stadtumbau Ost Aufwertung 
für Baumaßnahmen an Gebäuden und das SOP zur Revitalisierung des Gewerbes. Die 
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Kombination würde notwendig, um alle Maßnahmen am Gesamtobjekt angehen zu kön-
nen. (Anlage 2.19) 
Eine besondere Maßnahme stelle der Rückbau im SUO dar. Die sächsischen Städte und 
Gemeinden hätten die Abbruchwelle sowie den damit einhergehenden Gebietsverlust 
hinter sich. Leipzig hat etwa 14.000 Wohneinheiten abgerissen. Nun ginge es darum, die 
verbleibenden Gebiete zu entdichten und behinderten- bzw. altersgerecht umzubauen. 
Dabei müsse auf die Unterschiede zwischen den Gemeinden reagiert werden. Städte mit 
Bevölkerungswachstum wie Leipzig, Dresden und in Teilen Chemnitz benötigten in einem 
Fördergebiet sowohl Maßnahmen der Aufwertung als auch des Rückbaus. Der Rückbau 
liefe nicht konträr zu anderen Programmen, sondern löse vollkommen andere städtebauli-
che und wohnungswirtschaftliche Aufgabenstellungen. (Anlage 2.19) 
So wurde beispielsweise in Abstimmung mit dem SMI und der Bewilligungsstelle SAB 
2012 aufgrund des nach INSEK weiterhin bestehenden Rückbaubedarfes in Grünau ein 
Neuantrag für die Gesamtmaßnahme des Rückbaugebiet Grünau (Programm Stadtum-
bau Ost), gestellt, der sich mit der Gesamtmaßnahme Leipzig Grünau (Programm Soziale 
Stadt), und der Gesamtmaßnahme Leipzig Grünau Wohnkomplex 7 und 8 (Programm 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen) überlagert. (Anlage 2.19) 
Der geförderte Rückbau von Wohnungen und Infrastruktur in der Sozialen Stadt ist kein 
Zuwendungsgegenstand. Außerdem wurde das SEP Gebiet Grünau, Wohnkomplex 7 und 
8, im vereinfachten Verfahren und ohne die Hinterlegung von Fördergeldern aufgestellt, 
um einen gesteuerten Rückbau durch Einflussnahme mittels der Sanierungsrechtsinstru-
mente des BauGB zu ermöglichen. (Anlage 2.19) 
Herr Gerkens schildert ebenso die Herausforderung der Magistralenentwicklung. Im Ge-
biet der Georg-Schumann-Straße als Magistrale kommen drei aneinandergrenzende, 
nicht überlappende Gesamtmaßnahmen zum Einsatz. Dadurch würde die Umsetzung 
eines zusammenhängenden Gebietskonzeptes erschwert. Die Beschränkung auf diese 
Teilbereiche sei auch in der Öffentlichkeit kaum vermittelbar. (Anlage 2.19) Aus diesem 
Sachverhalt kann sich folgende Entwicklung ergeben: Durch die Kleinteiligkeit in den 
Fördergebieten kann es zu einer umgekehrten Praxis in der Stadtplanung kommen. An-
statt von den integrierten Stadtentwicklungskonzepten ausgehend die möglichen 
Finanzierungsquellen abzuleiten, wird ein Fördergebietskonzept erstellt, welches auf das 
Förderprogramm passt. Dadurch findet eine externe Priorisierung statt. Diese Ausrichtung 
der Gemeinden ist vom Bund und den Ländern nicht gewollt, allerdings könnte der Ein-
druck entstehen, dass Programmgemeinden diesen Weg zur Finanzierung ihrer 
Maßnahmen beschreiten. 
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Herr Gerkens bekräftigt seine Position, in dem er ausdrückt, dass die Ergebnisse z. B. im 
Schwerpunktbereich „Leipziger Westen“ ohne Überlagerungen nicht erreicht worden 
wären. (Anlage 2.19) 
Mit 241.210 Einwohnern ist die Stadt Chemnitz nach Dresden und Leipzig die drittgrößte 
Stadt im Freistaat Sachsen. Sie überlagert ebenso in mehreren Gebieten Programme der 
Städtebauförderung. Um verschiedene Handlungsfelder zu kombinieren, wurden oft die 
Programme Stadtumbau Ost und Soziale Stadt räumlich überlappt. Die Stadt Chemnitz 
befürwortet ebenso wie Leipzig die Überlagerung von Städtebauförderprogrammen. Frau 
Stillger folgt im Wesentlichen den Ausführungen von Herrn Gerkens. Die Kombination von 
Städtebauförderprogrammen wäre notwendig, um alle Maßnahmen mit einem integrierten 
Handlungsansatz in einem Gebiet/Stadtquartier mit Missständen (funktionell und/oder 
Substanzschwäche) als gebietsbezogene städtebauliche Gesamtmaßnahme angehen zu 
können (Anlage 2.18). Die Stadt Chemnitz ist ebenso im Programm Aktive Stadt- und 
Ortsteilzentren vertreten. 
Frau Stillger betont im Gegensatz zum Vertreter der Stadt Leipzig die Bedeutung höherer 
Fördersätze bzw. niedrigerer Eigenanteile. Die Programmteile des Stadtumbaus Ost – 
Rückbau von Wohngebäuden, die Sicherung von Altbauten sowie die Rückführung der 
städtischen Infrastruktur – erhalten aufgrund des Fördersatzes von 100 %, 50 % (aber 
ohne kommunalen Eigenanteil) bzw. 90 % eine besondere Aufmerksamkeit. Ohne die 
erhöhten Fördersätze und die geringe Eigenbeteiligung der Stadt gegenüber den anderen 
Programmen wäre eine Durchführung vieler Stadtumbaumaßnahmen nicht möglich ge-
wesen. Den Eigenanteil von i. d. R. 33⅓ % bei der Nutzung anderer Programme zu 
diesen Förderzweck hätte die Stadt Chemnitz nicht tragen können. Die Anwendung der 
spezifischen Programmteile des SUO ist für die Lösung der entsprechenden Missstände 
wie einsturzgefährdete oder nicht nutzbare Gebäude gedacht. (Anlage 2.18) 
Der positive Effekt der Bündelung und Synergien der bedarfsgerechten Mittel und Maß-
nahmen sprächen eindeutig für eine Überlagerung in der Stadt Chemnitz. Die 
Zusammenfassung aller Programme zu einem einzigen mit dem Spektrum aller möglichen 
Maßnahmen würde Überlagerungen überflüssig machen und es könnten alle Ziele des 
Stadtentwicklungskonzeptes erreicht werden. Allerdings müsste zu der derzeitigen Städ-
tebauförderung ein Schnitt gemacht werden, d. h., es müssten alle bestehenden 
Fördergebiete abgerechnet und die Satzungen aufgehoben werden. (Anlage 2.18) 
Eine andere Position nimmt die Stadt Lübeck ein. Lübeck ist in Bevölkerungszahl und 
Fläche nahezu gleich mit der Stadt Chemnitz (Statistisches Bundesamt 2012). Natürlich 
muss beachtet werden, dass die beiden Städte in den letzten 40 Jahren unterschiedlichen 
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Bedingungen unterworfen waren. Der demographische Wandel als wichtigster Faktor in 
den letzten Jahrzehnten betrifft allerdings beide Städte gleichermaßen. 
„Der Schwerpunkt der Stadterneuerung Lübecks liegt in der Altstadt, die seit 40 Jahren 
über das Programm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen gefördert wird und deren 
Förderung eine Daueraufgabe darstellt. Die Stadt Lübeck nutzt seit über 40 Jahren För-
dermittel der Städtebauförderung zur Behebung städtebaulicher Missstände. Für die 
Altstadt erfolgt die Förderung aus dem Programm „Sanierungs- und Entwicklungsmaß-
nahmen“, künftig nach dessen Beendigung voraussichtlich aus dem Programm 
„Städtebaulicher Denkmalschutz“. Eine Überlagerung von Städtebauförderprogrammen 
wird vom Fördergeber dem Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein abgelehnt. 
Eine Überlagerung wird auch nicht für notwendig erachtet, da die wesentlichen Ziele mit 
den einzelnen Programmen erreicht werden können. Weitere Städtebauförderungsmittel 
werden aus dem Programm „Soziale Stadt“ in anderen Stadtteilen eingesetzt, aus dem 
ohne Ergänzung durch andere Programme alle förderfähigen Projekte finanziert werden 
können.“ (Kurzinterview mit der Stadt Lübeck am 03. September 2013) 
Die niedersächsische Stadt Wilhelmshaven zählt 76.926 Einwohner (Statistisches Bun-
desamt 2012) und erhält derzeit Finanzhilfen für die Bund-Länder-Programme Soziale 
Stadt und Stadtumbau West. Es gibt keine Überlagerung zwischen den Programmen, da 
unter anderem im Land Niedersachsen Überlagerungen grundsätzlich unzulässig sind. 
Die Problemfelder der Stadt ergeben eine Schwerpunktsetzung in den Missständen, die 
eine konkrete Zuordnung zu einem Programm ermöglicht. So wird der Stadtumbau West 
im Bereich der Konversion von Militärflächen und die Soziale Stadt im Gründerzeitviertel 
eingesetzt. Eine Überlagerung würde selbst bei einer höheren finanziellen Ausstattung 
der Programme keinen Mehrwert erzeugen. (Kurzinterview mit der Stadt Wilhelmshaven 
vom 14. Oktober 2013) 
Die Stadt Eschwege liegt mit 19.393 Einwohnern (Statistisches Bundesamt 2012) im Land 
Hessen, in dem Überlagerungen von Bund-Länder-Programmen grundsätzlich unzulässig 
sind. Daher gibt es keine Überlagerungen in der Stadt, dennoch steht sie der Möglichkeit 
positiv gegenüber. Damit könnten angestrebte Projekte der Stadt realisiert werden. (Kurz-
interview mit der Stadt Eschwege vom 23. Oktober 2013) 
Eine einheitliche Position der Gemeinden ist also nicht gegeben. Allerdings ist davon 
auszugehen, dass die Positionen der Gemeinden durch die Kontinuität der Landesvorga-
ben und der damit verbundenen Verwaltungspraxis der Gemeinden meist denen ihres 
jeweiligen Landes entsprechen. 
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Im Freistaat Sachsen stehen sich aufgrund der Änderung der Position des Landes konträ-
re Ausrichtungen zur Überlagerung gegenüber. Eine Systematik der verschiedenen 
Positionen der Gemeinden ist in dieser Arbeit nicht angedacht; es werden exemplarisch 
die Argumente für die weitere Analyse benutzt. 
4.5 GEGENÜBERSTELLUNG DER ARGUMENTE 
Die Experteninterviews ergaben, dass es sowohl Befürworter als auch Gegner von Über-
lagerungen von Städtebauförderprogrammen gibt. Es war erkennbar, dass die jeweilige 
Gruppe meist die gleichen Argumente für ihre Position vorgebracht hat. Innerhalb einer 
Gruppe war nur die Gewichtung der Argumente unterschiedlich ausgeprägt, allerdings 
gab es auch keine konträren Begründungen. Der Vergleich zwischen den Befürwortern 
und Gegner zeigte in der Argumentation deutliche Unterschiede, aber auch einige Ge-
meinsamkeiten.  
Alle Länder sind sich einig, dass die Maßnahmen nach BauGB (§ 164a BauGB) in allen 
Städtebauförderprogrammen angewendet werden können. Dies umfasst im Wesentlichen 
Maßnahmen der Vorbereitung, Bau- und Ordnungsmaßnahmen, die Vergütung von be-
auftragten Dritten sowie Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen. Ausgehend 
von diesem Sachverhalt ergeben sich aber verschiedene Ansichten.  
Der Freistaat Sachsen hält die Überlappung für unnötig, weil gerade alle Programme 
denselben grundlegenden Werkzeugkasten besitzen (Anlage 2.14). Bestimmte Maßnah-
men würden allerdings nach der Zielausrichtung vorrangig eingesetzt. Dieser Auffassung 
sind sowohl Befürworter (Anlage 2.19) als auch Gegner (Anlage 2.10). Falls in einem 
Fördergebiet nun mehrere Ziele verfolgt werden, dann würde dies zu einer Überlagerung 
der entsprechenden Städtebauförderprogramme führen, um die Ziele zu erreichen (Anla-
ge 2.5, 2.9, 2.19). Dies würde aber dem Prinzip widersprechen, in einem Fördergebiet nur 
eine Gesamtmaßnahme anzuwenden (Anlage 2.11). Nach § 142 Abs. 1 BauGB (analog 
zu anderen Gebietsfestlegungen nach BauGB) legt die Gemeinde ein Gebiet fest, in dem 
eine städtebauliche Maßnahme zweckmäßig durchgeführt werden kann. Mehrere Ge-
samtmaßnahmen seien damit nicht in einem Fördergebiet vorgesehen (Anlage 2.2) und 
damit auch nicht mehrere Städtebauförderprogramme. 
Die Profilschärfe der Förderprogramme würde durch eine Überlagerung verloren gehen. 
Inhaltliche Überschneidungen sollen vermieden werden, daher solle die Gemeinde 
Schwerpunkte festlegen und das dafür geeignete Programm auswählen. (Anlage 2.3) 
Die Unterschiede zwischen den einzelnen Programmen würden sich aus den Problemla-
gen in den Quartieren/Gebieten, aus den sich daraus ergebenden Zielen und 
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Handlungsansätzen für die Gesamtmaßnahme, aus den unterschiedlichen privaten Akteu-
ren und öffentlichen Einrichtungen, die an dem Erneuerungsprozess beteiligt sind, sowie 
aus den unterschiedlichen „Programmphilosophien“ ergeben (Anlage 2.11). 
Außerdem würde die Umsetzung des Gesamtkonzeptes über die Gesamtmaßnahme 
gesteuert (Anlage 2.14). Diese solle die Zielsetzung erfüllen und eine Entwicklung ermög-
lichen, die konzeptionell aufbaut. Hinter jedem Programm stünde ein spezifisches 
Konzept, bei einer Überlagerung würden die jeweiligen Konzepte nebeneinander existie-
ren (Anlage 2.13 und 2.14). Die Stadt Leipzig sieht indessen das räumliche 
Nebeneinander von Programmen nicht als Lösungsansatz (Anlage 2.19). 
Damit kann hinsichtlich der Zielausrichtung und der Maßnahmen der Programme Folgen-
des ausgeführt werden. Eine Gesamtmaßnahme sollte ein in sich geschlossenes Konzept 
als Grundlage besitzen, um ein gewünschtes Ziel zu erreichen. Die Gesamtmaßnahme 
als Bündel von Einzelmaßnahmen hat einen Anfang und ein Ende. Sie ist nicht darauf 
ausgelegt, erst durch andere Gesamtmaßnahmen zum Abschluss zu kommen. Die Über-
lagerung mit einem zweiten Programm und damit mit einer zweiten Gesamtmaßnahme 
lässt die Frage offen, ob die erste Gesamtmaßnahme nicht hinreichend konzipiert ist, so 
dass eine zweite als Ergänzung notwendig wird. Somit könnte das erste Konzept bemän-
gelt werden. 
Andererseits könnten die zwei überlagernden Gesamtmaßnahmen verschiedene Ziele 
haben, die sich zwar ergänzen, aber auch für sich alleine umsetzbar wären. Wenn von 
einer jeweiligen Zielausrichtung der Städtebauförderprogramme ausgegangen werden 
würde, so müsse die Gemeinde über ihr integriertes Stadtentwicklungskonzept die pas-
senden Maßnahmen für das jeweilige Gebiet finden (Anlage 2.19). Die Gemeinde könnte 
durch Überlagerung die Maßnahmen zeitgleich oder ohne Überlagerung zeitlich versetzt 
umsetzen, wenn die verschiedenen Ziele im selben Gebiet erreicht werden sollen. Diese 
Entscheidung richtet sich vor allem nach der Höhe der Finanzhilfen sowie nach der Dring-
lichkeit der Umsetzung. Eine Überlagerung zweier Förderprogramme könnte die Mittel 
bündeln und die Umsetzung beschleunigen. 
In diesem Zusammenhang steht als weiteres Argument die Befristung. Nach 
§ 142 Abs. 3 BauGB soll die Dauer der Durchführung der Sanierung 15 Jahre nicht über-
schreiten. Diese einzige Befristung der Durchführung im BauGB wird von einigen Ländern 
aufgegriffen und sogar in der jeweiligen Richtlinie festgeschrieben. So sind in Baden-
Württemberg acht bis zehn Jahre für die Durchführung städtebaulicher Erneuerungsmaß-
nahmen vorgesehen (Anlage 2.2), in Hessen ein Förderzeitraum von zehn Jahren 
(Punkt 8.1 RiLiSE 2008). Durch die Befristung solle eine zügige Durchführung erreicht 
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werden (Anlage 2.2, 2.8). Die zügige Durchführung ergibt sich schon aus dem BauGB wie 
in Kapitel 2.1 ausgeführt. Dadurch könnten mehrere Programme in überschaubarer Zeit in 
einem Gebiet zeitlich versetzt angewendet werden. Eine Überlagerung wäre nicht not-
wendig. Dennoch ist dies nur ein weiches Argument, da z. B. auch Hamburg als 
Befürworter der Überlagerung die Laufzeit der Förderung einer Maßnahme in der Regel 
auf sieben Jahre befristet (Punkt 4.3 FR-RISE 2013). 
Die begrenzte Zeit zur Durchführung der Maßnahmen steuert auch den Umfang der Ge-
samtmaßnahme. Der Umfang wiederum kann über die Gebietsgröße angepasst werden. 
Kleinere Gebiete erfordern in der Regel weniger Einzelmaßnahmen und damit geringere 
Finanzhilfen, wenn von einer ähnlichen Problemlage der Gebiete ausgegangen wird. Der 
Umfang der Gesamtmaßnahme kann natürlich auch direkt über die Einzelmaßnahmen 
ohne Gebietsänderung gesteuert werden. Fakt ist aber, dass die Fördermittel begrenzt 
sind, sowohl insgesamt als auch in den einzelnen Programmen. Dies konnte von beiden 
Seiten bestätigt werden (Anlage 2.4, 2.5, 2.6, 2.7, 2.8, 2.9, 2.10, 2.13, 2.14, 2.15, 2.19). 
Aufgrund fehlender Fördermittel werden aber von den Befürwortern und Gegnern unter-
schiedliche Lösungsansätze hervorgebracht, die ihre jeweilige Position zur Überlagerung 
stützen. Gegen eine Überlagerung spricht die Absicht, die Fördermittel auf möglichst viele 
Gemeinden zu verteilen (Anlage 2.8, 2.10, 2.14). Die Gemeinden würden durch Überlage-
rung von Förderprogrammen nicht unbedingt mehr Geld bekommen (Anlage 2.3). Die 
Verteilung kann durch die Mittelzuweisung gesteuert werden. Die Befürworter sehen in 
einer Überlagerung eher eine Möglichkeit aufgrund der geringen Mittel für die einzelnen 
Programme Fördermittel zu bündeln (Anlage 2.4, 2.6, 2.7, 2.9, 2.15, 2.17, 2.19). Die 
Bündelung schafft auch eine Sicherstellung, dass langfristig genügend Mittel zur Umset-
zung des Konzepts vorhanden sind. 
Die Erhöhung der Städtebaufördermittel ist in einem Fördergebiet auch über andere In-
strumente möglich. Seit der VV 2010 können die Gemeinden in allen Programmen 
Verfügungsfonds einrichten. Sowohl Befürworter als auch Gegner der Überlagerung 
sehen dies als hilfreiches Mittel (Anlage 2.11, 2.14, 2.19). Mit Verfügungsfonds könne die 
Gemeinde ergänzende Projekte mit privater finanzieller Beteiligung angehen (Anlage 
2.14). Private Aktivitäten würden losgetreten und Wirtschaftakteure eingebunden werden 
(Anlage 2.19). Eine Weiterführung der Projekte durch Private soll erreicht werden, so dass 
sich eine Verstetigung für das Gebiet ergibt. Allerdings könne in Abhängigkeit von der 
finanziellen Ausstattung des privaten Anteils nur ein Teil die ergänzenden Mittel einer 
Überlagerung ersetzen (Anlage 2.19). 
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Mit dem Verfügungsfonds werden auch Maßnahmen mit dem Ziel der Aktivierung von 
lokalen Engagement in Stadtumbaugebieten finanziert (BMVBS 2012a, S. 50). Maßnah-
men des Programms Soziale Stadt können von Verfügungsfonds übernommen werden. 
Der Unterschied liegt im Anteil der Finanzhilfen des Bundes und des jeweiligen Landes. 
Der Verfügungsfonds wird zu 33⅓ % zusammen von Bund und Land finanziert, in dem 
Programm Soziale Stadt sind es je 33⅓ % (s. Kap. 3.1, S. 41). Die aktuelle Studie des 
BMVBS zur Anwendung der Verfügungsfonds zeigte anhand von Fallstudien, dass „Ver-
fügungsfonds bei der projektbezogenen Finanzierung ein relativ unkomplizierter Weg zur 
Mittelbündelung sind“ (BMVBS 2012a, S. 86). 
Eine zweite Option ist die Umverteilung von Finanzmittel zwischen den Programmen nach 
Art. 1 Abs. 4 VV 2013. Dies wird z. B. vom Freistaat Bayern genutzt, um dem eventuellen  
Mehrbedarf bestimmter Programme ggf. gerecht zu werden (Anlage 2.3). Damit erhöhen 
sich die Mittel in einem Programm, aber in einem anderen fehlen sie dafür. 
Dem Fehlen von Städtebaufördermitteln stehen allerdings in einigen Ländern auch relativ 
hohe Ausgabereste gegenüber. Ausgabe- bzw. Auszahlungsreste sind für ein bestimmtes 
Jahr bewilligte Fördermittel, die von den Gemeinden bis zum Ende des Jahres nicht abge-
rufen wurden. Im Land Niedersachsen soll es aufgrund der hohen Reste aus den 
Vorjahren keinen oder nur einen eingeschränkten finanziellen Spielraum für die Aufnahme 
neuer Maßnahmen geben (Anlage 2.10). Die Ausgabereste können von anderen Ge-
meinden genutzt werden, die z. B. einen Mehrbedarf haben. Dieser Kassenmitteltausch 
erhöht allerdings den Verwaltungsaufwand (s. Kap. 3.4, S. 68). Es ist eine ideale Vorstel-
lung, dass die Gemeinden stattdessen die Fördermittel, wie in der von ihnen erstellten 
Kosten- und Finanzierungsübersicht vorgesehen, abrufen. Die planmäßige Nutzung der 
Fördermittel durch die Gemeinden wird durch viele äußere Faktoren beeinflusst, die nicht 
jederzeit abschätzbar sind. Die Gemeinden müssen sich ggf. auf veränderte wirtschaftli-
che Rahmenbedingungen einstellen sowie sich mit beteiligten Akteuren oder anderen 
Umsetzungsschwierigkeiten auseinandersetzen. Es kann z. B. witterungsbedingt zu Ver-
zögerungen der Baumaßnahmen kommen, so dass sich der Zeitplan für die Maßnahmen 
verschiebt. Die Finanzhilfen der laufenden Jahresscheibe müsste auf die folgende über-
tragen werden, damit die Maßnahme in der kommenden Jahresscheibe umgesetzt wird. 
Dies wird den Gemeinden aber nicht unbedingt garantiert, sondern ist abhängig von den 
Rahmenbedingungen. Um den Gemeinden die Umsetzung zu erleichtern, könnte die 
Bindung der Finanzhilfen an die jeweilige Jahresscheibe aufgehoben werden und die 
Mittel gleich für alle fünf Jahresscheiben zur Verfügung gestellt werden. Zusätzlich könn-
ten Fristen der Nachweisführung nach der jeweiligen Haushaltsordnung erhöht werden, 
um den Gemeinden mehr Zeit zu geben. 
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Der Verwaltungsaufwand, im Speziellen bei der Abrechnung, stellt einen weiteren großen 
Streitpunkt dar. Die Befürworter sehen keinen höheren Verwaltungsaufwand durch die 
Überlagerung. Durch die jeweilige Einordnung der Gesamtmaßnahme von Anfang an 
hielte sich der Verwaltungsaufwand auch bei der Abrechnung auf einem moderaten Ni-
veau (Anlage 2.4, 2.19). Es entstünde kein Mehraufwand in überlagerten Fördergebieten, 
da jede Maßnahme nach dem Entwicklungskonzept sowie dem entsprechenden Plan (in 
Hamburg: Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan) dem jeweiligen Programm zugeordnet werden 
könne (Anlage 2.6, 2.7, 2.15, 2.18). Die Einnahmen ließen sich ebenso exakt ermitteln. 
Die Erhebung von Ausgleichsbeträgen erfolgt über die Ermittlung der Bodenwerterhö-
hung. Die Bewertung der Wertsteigerung benötige keine Zuordnung der eingesetzten 
Fördermittel, sondern den Vergleich von Missständen und Maßnahmen durch mehrere 
gebiets- oder grundstücksbezogene Merkmale (Anlage 2.18). Insgesamt lässt sich sagen, 
dass der Nutzen den Aufwand rechtfertige (Anlage 2.9, 2.19).  
Konträr zu dieser Haltung, sehen die Gegner in der Überlagerung einen Mehraufwand bei 
der Abrechnung der Gesamtmaßnahme sowie einen höheren Verwaltungsaufwand (Anla-
ge 2.2, 2.3, 2.10, 2.12, 2.13). Eine genaue Zuordnung von Einzelmaßnahmen und 
Fördermitteln würde durch eine Trennung erleichtert (Anlage 2.8). Auch die Zuordnung 
der Einnahmen wird als problematisch bewertet. Eine exakte Zuordnung sei nicht möglich 
und es müssten entsprechende Vorgaben erstellt werden (Anlage 2.16). 
Ein weiteres Argument ergibt sich noch aus der Trennung der Programme Stadtumbau 
und Städtebaulicher Denkmalschutz in West und Ost, da sie verschiedene Fördersätze 
aufweisen. Diese Entwicklung wurde schon in Kapitel 2.2 aufgezeigt. Die höheren För-
dersätze im Programm Stadtumbau Ost und Städtebaulichen Denkmalschutz Ost 
kommen den jeweiligen Gemeinden entgegen, da der Eigenanteil geringer ist bzw. in 
einigen Programmteilen mit 100 % Förderung entfällt. Dies kann auch Auswirkungen auf 
die Anwendung von Überlagerungen haben. Eine Besonderheit ergäbe sich in der Über-
lagerung von Programmen mit verschiedenen Fördersätzen; die Durchführung vieler 
Maßnahmen wäre sonst nicht möglich gewesen (Anlage 2.18). Dies wurde schon in Kapi-
tel 4.4 näher erläutert. Andere Befürworter der Überlagerung halten dagegen die 
Förderquoten für keinen Grund, eine Überlappung anzuwenden (Anlage 2.19). 
Im Bericht der Bundesregierung zum Programm Stadtumbau Ost aus dem Jahr 2012 
wiesen die im Programm vertretenen Länder auf die zunehmenden Schwierigkeiten fi-
nanzschwacher Kommunen bei der Erbringung des kommunalen Eigenanteils für 
Aufwertungsmaßnahmen hin (Deutscher Bundestag 2012, S. 43). Es wurde von einzelnen 
Ländern sogar eine Absenkung des Eigenanteils für diese Maßnahmen gefordert (Deut-
scher Bundestag 2012, S. 43). Dieses Beispiel zeigt zum einem die weiterhin vorhandene 
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finanzielle Problemlage der ostdeutschen Gemeinden und zum anderen den damit ver-
bundenen Problempunkt der Aufbringung des Eigenanteils für die Gemeinden. 
Die Programmevaluierung im Kontext der Überlagerung von Städtebauförderprogrammen 
führt in eine komplexe Thematik. Es stellt sich zuerst die Frage, für welche Verwaltungs-
ebene die Evaluierung gedacht ist. Bund, Länder und Gemeinden haben unterschiedliche 
Anforderungen an die zu erhebenden Daten (Göddecke-Stellmann 2007, S. 103ff.). Alle 
drei Ebenen wollen dennoch die Zielerreichung und Wirkungen von Programmen überprü-
fen, allerdings mit unterschiedlicher Detailschärfe (z. B. räumlich, in der Aufschlüsselung 
der Maßnahmen). Sowohl Befürworter als auch Gegner sehen größere Probleme in der 
Evaluierung bei Überlagerung von Förderprogrammen (Anlage 2.3, 2.9, 2.12, 2.15). So 
könne die Aufnahme von Monitoringdaten in diesen Gebieten schwieriger sein (Anlage 
2.12). Welche Auswirkungen eine Überlagerung auf das Monitoring (nach Art. 104b GG 
sowie Art. 11 Abs. 2 VV 2013) hat, wird sich erst in den Ergebnissen 2014 zeigen.  
Aus Umsetzungserfahrungen zeige sich, dass bei Entwicklungen in benachteiligten Stadt-
quartieren im Rahmen von integrierten Strategien (wie einer Überlagerung) mit den 
Handlungsfeldern Städtebau/Raum, Soziales, Wirtschaft und Beschäftigung viele Ein-
flussfaktoren wirken würden (Anlage 2.19). Neben den programminternen Wirkungen 
würden zusätzlich äußere, nicht regulierbare Einflüsse eine bedeutende Rolle spielen 
(Anlage 2.19). Eine Aufschlüsselung der Wirkungen nach Programmen sei dennoch mög-
lich (Anlage 2.9, 2.18). Da die äußeren Einflussfaktoren für die Entwicklung eines 
Gebietes zu berücksichtigen wären, sei ohnehin eine Gewichtung der Wirkungen vorzu-
nehmen (Anlage 2.9). Somit wäre die Wirkung auf den jeweiligen Einflussfaktor 
zurückzuführen (Anlage 2.9). Dies funktionierte umso besser, wenn ein nachweisbarer 
Effekt von Einzelmaßnahmen abgebildet werden soll, da diese klaren Fördertatbeständen 
und Programmen in der Kosten- und Finanzierungsübersicht zugeordnet werden könnten 
(Anlage 2.18). Als Beispiel durch die Zuordnung sei der Sanierungsstand in einem Gebiet 
eine aussagekräftige Bezugsgröße (Anlage 2.18).  
Statt eines Programmes könnte auch ein Fördergebiet evaluiert werden. Die gebietsbezo-
gene Förderung würde somit über eine Verbesserung des Gebietes nachgewiesen 
werden (Anlage 2.9). Eine Aufschlüsselung wird unnötig, und die Wirkungen an sich 
stehen im Vordergrund. Dabei ist darauf zu achten, dass neben der reinen Interpretation 
fördergebietsbezogener Daten (meist quantitativ-indikatorengestützter Ansatz) im Rah-
men der kommunalen Selbstevaluierung auch qualitative Aspekte mit berücksichtigt 
würden (Anlage 2.19). Reine Laborbedingungen und damit eine eindeutige Abbildung 
würden in der Realität nicht existieren (Anlage 2.19). 
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Der Einfluss von Überlagerungen der Städtebauförderprogramme in der Evaluierung 
ergibt somit im Wesentlichen zwei Betrachtungsweisen. Einmal werden die Wirkungen in 
einem Gebiet im Gesamten evaluiert. Damit können die Ergebnisse mit den gewünschten 
Zielen verglichen werden. Zum anderen interessieren die Effekte eines einzelnen Pro-
grammes, um unterstützend über dessen weitere finanzielle Ausstattung sowie Laufzeit 










Bei der Bewertung der Argumente von Ländern und Gemeinden müssen die historischen 
Entwicklungen berücksichtigt werden. Die alten und neuen Flächenländer unterscheiden 
sich markant im Vorkommen von Überlagerungen der Städtebauförderprogramme. Wie 
schon im Kapitel 4.3 festgestellt, gab es in den alten Ländern von 1971 bis 1998 nur ein 
Förderprogramm. Die Behebung städtebaulicher Missstände mit einem Förderprogramm 
wurde für die Gemeinden der alten Flächenländer zur gängigen Förderpraxis. Den Ge-
meinden der neuen Länder standen seit 1991 neben den Sonderprogrammen der 
Städtebauförderung die Programme Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen sowie 
Städtebaulicher Denkmalschutz Ost zur Verfügung. Eine Überlagerung dieser Programme 
wurde von den meisten ostdeutschen Gemeinden angewendet, um eine schnellere und 
flexiblere Umsetzung der Maßnahmen zu erreichen. 
Eine Besonderheit bilden die Stadtstaaten Berlin (bezogen auf den Westteil), Bremen und 
Hamburg, welche im Gegensatz zu den alten Flächenländern die Möglichkeit der Überla-
gerung von Förderprogrammen mit der Einführung des Programms Soziale Stadt nutzten. 
Im Gegensatz zu den Flächenländern werden die Finanzhilfen von den Senatsverwaltun-
gen an die nachgeordneten Bezirksverwaltungen zugeteilt. Den Ministerien der 
Flächenländer stehen dagegen die Bürgermeister der Gemeinden gegenüber, was eine 
schwierigere Entscheidungsfindung der Mittelverteilung zur Folge hat, besonders wenn 
bei knappen Mitteln alle Antragsteller zufrieden gestellt werden sollen. (vgl. Kap. 4.3, 
S. 75) 
Die Stadtstaaten können in den einzelnen Programmen meist mehr Finanzhilfen pro 
Einwohner verwenden, da sie bei einigen speziellen Indikatoren des Verteilerschlüssels 
als Großstädte einen höheren Anteil haben und sie die Mittel des Programms Kleinere 
Städte und Gemeinden in anderen Programmen nutzen können. (vgl. Kap. 2.2, S. 42 und 
Kap. 3.1, S. 51f.) 
Die Stadtstaaten nehmen somit zwar eine Sonderrolle ein, das ändert aber nichts an den 
Vorschriften und Grundsätzen der Städtebauförderung. 
Für die Bewertung werden drei Ebenen betrachtet: die rechtliche Ebene, die Zielebene 
und die Rahmenebene. In der rechtlichen Ebene werden die gesetzlichen Grundlagen 
und die Vorschriften der Städtebauförderung hinsichtlich ihrer Aussage zur Überlagerung 
von Städtebauförderprogrammen bewertet. In der Zielebene steht die Erreichung des 
Ziels der Städtebauförderung im Mittelpunkt. Die Überlagerung von Förderprogrammen 
wird hinsichtlich der Zielerreichung in einer qualitativen Kosten-Nutzen-Analyse bewertet. 
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In der Rahmenebene erfolgt eine Beurteilung des Einflusses der Rahmenbedingungen für 
die Städtebauförderung auf die Überlagerung von Förderprogrammen und umgekehrt. 
Rechtliche Ebene: 
Die rechtlichen Grundlagen der §§ 164a und b BauGB und des Art. 104b GG beinhalten 
keine Regelungen zur Überlagerung von Städtebauförderprogrammen (vgl. Kap. 2.1). Die 
Überlagerung wird weder befürwortet noch ausgeschlossen. Mit der Novelle des Art. 104b 
GG im Jahr 2006 wurden drei wesentliche Änderungen beschlossen, die Auswirkungen 
auf eine Überlagerung von Förderprogrammen haben. Die Befristung und Degression der 
Finanzhilfen erschwert eine nachhaltige und erfolgreiche Umsetzung des Gebietskonzep-
tes. Die Begrenzung der Programmlaufzeit und der Höhe der Finanzhilfen erfordern eine 
genauere und mittelfristige Planung hinsichtlich Kosten, Maßnahmen und Zeit. In der 
Praxis stellen diese Rahmenbedingungen die Gemeinden vor große Herausforderungen. 
Mehrere Städtebauförderprogramme in einem Gebiet ergänzen und unterstützen unter 
diesen Voraussetzungen die Umsetzung des Konzepts. 
Die zweite wesentliche Änderung des Art. 104b GG aus dem Jahr 2006 ist die Überprü-
fung der Verwendung von Finanzhilfen. Die Städtebauförderprogramme werden einzeln 
evaluiert, so dass auf Grundlage der Ergebnisse eine entsprechende Modifikation des 
Programms erfolgen kann. Durch die Überlagerung von Förderprogrammen in einem 
Gebiet wird die Evaluierung einzelner Programme erschwert. Mit Hilfe geeigneter Indika-
toren wird die grundsätzliche Wirkung von Maßnahmen erfasst. Aus dem Wirkungs-
mechanismus der Maßnahmen kann nach vorheriger Zuordnung der Maßnahmen zum 
jeweiligen Förderprogramm auf die Wirkung des Programms geschlossen werden. In der 
Praxis stellt die geeignete Auswahl von Indikatoren sowie die dazugehörige Datenerhe-
bung ein grundlegendes Problem dar. Bei einem funktionierenden Indikatorensystem 
sowie bei genauer Zuordnung der Maßnahmen ist die Evaluierung auch im Falle einer 
Überlagerung mit vergleichbarem Aufwand realisierbar. 
Beide Vorschriften (§§ 164a  und b BauGB und Art. 104b GG) verweisen für nähere Best-
immungen zum Einsatz der Finanzhilfen auf die VV. In der VV könnten der Bund und die 
Länder eine Überlagerung für zulässig oder unzulässig erklären, allerdings differieren die 
Ansichten der Beteiligten zu stark. Die Entscheidung über die Zulässigkeit wird daher auf 
der Landesebene getroffen. Auch wenn die Länder klare Vorstellungen im Umgang mit 
den Überlagerungen von Förderprogrammen haben, wird in keiner Richtlinie der Länder 
die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit verankert. Die Länder haben ihre Position an die 
Gemeinden kommuniziert, im Freistaat Sachsen wurden die Gemeinden angewiesen. 
Dies wird von der jeweiligen Bewilligungsstelle in der Antragsbearbeitung umgesetzt. 
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In der VV werden unter anderem die Förderprogramme mit ihrem jeweiligem Profil festge-
legt. Die unterschiedlichen Programmprofile schaffen eine inhaltliche Differenzierung der 
Programme. Die Programme unterscheiden sich kaum in den möglichen Fördergegen-
ständen, dafür aber in der Anzahl der angewendeten Einzelmaßnahmen. Diese 
Ausgestaltung der Programme legt den Schluss nahe, dass eine Überlagerung nicht 
gewollt ist, sondern die Städtebauförderung in einem Gebiet nach dem jeweiligen Profil 
angewendet werden soll. (vgl. Kap. 2.2, S. 42f und Kap. 3.1, S. 51f) 
Nach der VV erfolgt die Förderung einer Gesamtmaßnahme für ein durch die Gemeinde 
festgelegtes Gebiet. In Abhängigkeit vom jeweiligen Förderprogramm werden in der VV 
Gebietsfestlegungen nach dem BauGB oder durch Beschluss der Gemeinde vorgegeben. 
Auch wenn dadurch ein Fördergebiet nur einem Förderprogramm zugeordnet wird, 
schließt das nicht die Überlagerung von zwei Programmen und somit von zwei Gebieten 
aus. 
Mit der Gebietsfestlegung nach dem BauGB werden die entsprechenden Vorschriften des 
Besonderen Städtebaurechts (BauGB) beachtet. Die Analyse des BauGB in Kapitel 2.1 
ergab keine verbindlichen Aussagen des BauGB zur Überlagerung von Förderprogram-
men. 
Die Fördergegenstände nach § 164a Abs. 2 BauGB stehen nicht in Widerspruch zur 
Überlagerung von Förderprogrammen. Es ist ausgeschlossen, in ein und demselben 
Fördergebiet Maßnahmen anzuwenden, die sich in der Zielsetzung widersprechen. 
Die zügige Durchführung der Gesamtmaßnahme und eine damit verbundene mögliche 
Befristung werden aufgrund der Analyse in Kapitel 2.1.3 (S. 22f.) und der Beispiele aus 
Kapitel 4.3 (S. 87f.) als unschädlich angesehen. Eine zweckmäßige Durchführung und 
damit auch eine gesicherte Finanzierung nach Maßgabe des § 164a BauGB sowie den 
Gebietsfestlegungen nach dem BauGB hängen vor allem vom finanziellen Rahmen ab. 
Natürlich ist eine Gesamtmaßnahme für sich zu betrachten und lässt sich auch ohne 
andere Gesamtmaßnahmen durchführen. Die Gesamtmaßnahmen sind ein Bündel von 
Einzelmaßnahmen, das nie abschließend festgelegt werden kann. Daher ist eine Schwer-
punktsetzung in den Einzelmaßnahmen notwendig. Eine Ergänzung oder Weiterführung 
einer Gesamtmaßnahme durch eine weitere steht ihrer Zweckmäßigkeit nicht entgegen 
(vgl. Kap. 2.1.3). Auf den finanziellen Aspekt wird in der Rahmenebene eingegangen. 
Zielebene: 
Jede Gemeinde hat neben den Aufgaben der Daseinsvorsorge die Ambitionen, sich in der 
Zukunft weiter zu entwickeln und die Herausforderungen der heutigen Zeit zu meistern. 
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Die Gemeinden erreichen ihre Ziele unter anderem mit Hilfe der Städtebauförderung. Die 
unterschiedlichen Ziele der Gemeinden, die mit den Zielen der Förderprogramme korrelie-
ren, stehen zum Großteil in wechselseitiger Beziehung. Die Stabilisierung und Aufwertung 
erheblich benachteiligter Gebiete (Programm Soziale Stadt) wird zum Beispiel durch eine 
Behebung städtebaulicher Funktionsverluste (Programm Stadtumbau oder Aktive Stadt- 
und Ortsteilzentren) unterstützt (vgl. Kap. 2.2, S. 43).  
Die Profile der Förderprogramme umfassen jeweils nur einen Teil der Ziele, so dass vor 
allem in heterogenen Gebieten mehrere Programme für die Erreichung der Ziele notwen-
dig sind. Die direkte Verknüpfung der Ziele erfordert für eine schnelle und wirkungsvolle 
Umsetzung eine Überlagerung von Förderprogrammen. Der gleiche Befund zeigt sich in 
der Betrachtung der einzelnen Handlungsfelder wie Wohnen, Wirtschaft, Einzelhandel, 
Verkehr, soziale Infrastruktur u. a., die in einem Gebiet wechselwirken. Darüber hinaus 
erfordert die Ausrichtung der Förderprogramme auf bestimmte Handlungsfelder eine 
Überlagerung von Programmen. So unterstützt in der Zentrenentwicklung das Programm 
Aktive Stadt- und Ortsteilzentren das Handlungsfeld Einzelhandel und ergänzt damit 
einen wichtigen Baustein in einem Fördergebiet des Programms Soziale Stadt 
(Kroll 2011, S. 127). Die Überlagerung von Förderprogrammen führt dementsprechend zu 
einer Ergänzung und Verstärkung der Handlungsfelder (Kroll 2011, S. 128, S 203). 
Die Auslegung der Programmprofile auf eine alleinige Anwendung ohne Überlagerung 
von Förderprogrammen führt zu einer einseitigen Betrachtung der Problem- und Hand-
lungsfelder und damit auch der Ziele. Ein schrittweises Vorgehen und damit eine zeitlich 
versetzte Ausführung verschiedener Programme erschwert die einzelne Umsetzung und 
verfehlt möglicherweise die Wirkung im Gesamten. Hierbei wird aber nicht ausgeschlos-
sen, dass sich in einem Gebiet nur ein Ziel und / oder Handlungsfeld ergibt, und somit die 
Überlagerung von Förderprogrammen aufgrund ihres Profils überflüssig wird. Die ver-
schiedenen Problemlagen eines Gebietes kumulieren vor allem in Großstädten, welche 
mit 31 % der Bevölkerung Deutschlands einen erheblichen Teil ausmachen (Statistisches 
Bundesamt 2011). Großstädte sind nach einer Begriffsbestimmung der Internationalen 
Statistikkonferenz von 1887 alle Städte und Gemeinden mit mindestens 100.000 Einwoh-
nern. 
Der Nutzen wurde entsprechend aufgezeigt, allerdings ist eine Überlagerung von Förder-
programmen auch mit Kosten verbunden. Diese Kosten entstehen vor allem durch einen 
Mehraufwand in der Verwaltung der Gemeinden und der Länder. „Der Mehraufwand für 
die Gemeinden entsteht durch die Zuordnung der Maßnahmen, aber auch schon durch 
das Stellen separater Anträge, die Erstellung von doppelten Auszahlungsanträgen und 
Verwendungsnachweisen sowie der Fortschreibung der Konzepte“ (Gespräch mit der 
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Bewilligungsstelle SAB am 17. Oktober 2013). Zusätzlich gibt es zu den einzelnen Pro-
grammen meist verschiedene Ansprechpartner, so dass eine kombinierte Abstimmung 
erschwert wird oder es einen höheren Aufwand bedeutet.  
In Abhängigkeit von der Größe der Gemeinden sind die Kosten unterschiedlich zu bewer-
ten. Großstädte haben mehr Mitarbeiter als kleinere Gemeinden. Auch wenn der Umfang 
der Arbeit mit der Einwohnerzahl steigt, benötigen bestimmte Arbeitsgänge wie Antrag-
stellung i. d. R. die gleiche Arbeitszeit. Die Arbeitsteilung ist in den Großstädten 
ausgeprägter und damit die Mitarbeiter spezialisierter. Die Arbeit kann routinierter ablau-
fen. Außerdem steigt aufgrund des höheren Bedarfs die Antragssumme grundsätzlich mit 
der Größe der Gemeinde. Der Arbeitsaufwand hat bei Bewilligung des Antrags damit 
finanziell einen größeren Mehrwert. Allerdings werden die Prozesse mit der Gemeinde-
größe komplexer und die Vertretung bei Ausfall der spezialisierten Mitarbeiter (z. B. 
Krankheitsfall) muss gewährleistet sein. 
Der Nutzen in Form der ergänzenden und verstärkenden Effekte durch eine Überlagerung 
von Förderprogrammen muss mit den Kosten durch den Verwaltungsaufwand von der 
jeweiligen Gemeinde und dem entsprechenden Land gemeinsam abgewogen werden. Die 
bisherigen Informationen zeigen eine Korrelation mit der Gemeindegröße. Diesen Sach-
verhalt gilt es in weiteren Arbeiten zu klären. 
Rahmenebene: 
Die Rahmenebene wird in zwei Bereiche geteilt: in die Rahmenbedingungen, die durch 
die maßgeblich beteiligten Akteure wie Bund, Länder und Gemeinden beeinflusst werden 
können, sowie in die sich stetig verändernden und wenig zu beeinflussenden Rahmenbe-
dingungen.  
Kaum zu beeinflussende Rahmenbedingungen ergeben sich für die Gemeinden vor allem 
durch den demographischen und ökonomischen Wandel, die Globalisierung, die ökologi-
schen Veränderungen sowie Naturkatastrophen. Daraus können sich vielfältige 
Veränderungen ergeben, auf welche die Gemeinde reagieren sollte. Die Städtebauförde-
rung unterstützt die Gemeinden je nach Förderprogramm bei den jeweiligen 
Herausforderungen. Die Möglichkeit einer Überlagerung von Programmen erhöht die 
Flexibilität der Gemeinden in der Reaktion auf die Veränderungen. Kurzfristige Änderun-
gen wie zuletzt die Finanzkrise (2008/09) und das Hochwasser (2010, 2013) führten zu 
Sonderprogrammen, die direkt den Bezug zu vorhandenen Fördergebieten voraussetzen 
oder eine Überlagerung ermöglichen. 
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Zu den beeinflussbaren Rahmenbedingungen zählen die finanziellen, rechtlichen und 
Verwaltungsvorgaben, unter anderen die finanzielle Ausstattung aller maßgeblich Beteilig-
ten der Städtebauförderung, die Höhe der Finanzhilfen und deren Verteilung, die 
Ausgestaltung und Befristung der Förderprogramme, das Kassenmittelmanagement 
sowie die Optionen der Umverteilung innerhalb der Städtebauförderung. 
Eines der größten Probleme in der Städtebauförderung sind die knappen finanziellen 
Ressourcen der öffentlichen Haushalte. Dies betrifft alle nationalen Verwaltungsebenen: 
die Gemeinden, die Länder und den Bund. Auch wenn die Einnahmen zuletzt gestiegen 
sind, erhöhen sich ebenso die Ausgaben, insbesondere der Schuldendienst. Der Bund, 
einige Länder und viele Gemeinden nehmen sogar weiterhin Kredite auf, um die Ausga-
ben zu finanzieren. (Statistisches Bundesamt 2013) 
Im Jahr 2009 wurde von Bund und Ländern die sogenannte Schuldenbremse beschlos-
sen, so dass für den Bund ab 2016 die Nettokreditaufnahme maximal 0,35 % des 
Bruttoinlandsproduktes beträgt und für die Länder ab 2020 gar keine Kreditaufnahme 
mehr möglich ist. Der vorläufige Koalitionsvertrag (2013) zwischen CDU/CSU und SPD 
auf Bundesebene sieht vor, ab dem Jahr 2015 keine neuen Schulden mehr aufzunehmen 
(durchgehende Nettoneuverschuldung seit 1962 außer 1989; Statistisches Bundes-
amt 2013). Dies verschärft die Situation, wenn es um die Frage geht, wofür die 
Einnahmen verwendet werden sollen. Die Finanzhilfen des Bundes für die Städtebauför-
derung wurden zuletzt 2011 um 25 % auf 455 Mio. Euro gekürzt und bis 2013 auf dieser 
Höhe konstant gehalten. Im Jahr 2012 machten die Bundesmittel für die Städtebauförde-
rung nur 1,8 % der Ausgaben des BMVBS aus. Die weitere Entwicklung bleibt ungewiss. 
Einige Länder müssen auch fehlende Mittel mit dem Auslaufen des Solidarpaktes (2019) 
und der EU-Förderperiode (2020) einkalkulieren. Ebenso ist die Haushaltsreform in 
Deutschland zu beachten, die eine doppelte Buchführung oder eine erweiterte Kameralis-
tik zur Folge hat und in der Umsetzung Kosten und weiteren Verwaltungsaufwand 
verursacht. Die Gemeinden ihrerseits stehen ebenso vor der Entscheidung, wofür sie ihre 
Einnahmen verwenden und wie sie den jeweiligen Eigenanteil des Förderprogramms 
aufbringen. (vgl. Kap. 1.1, S. 2ff.) 
Die Gemeinden bewerten die Bedarfsdeckung an Finanzhilfen als unzureichend (vgl. 
DStGB 2013). Es zeigt sich schon im Freistaat Sachsen, dass nicht alle Gemeinden bei 
der Vergabe der Mittel berücksichtigt werden können. Der Bund und die Länder entschei-
den mit Hilfe des Verteilerschlüssels in der VV nicht nur über die Verteilung der 
Finanzhilfen auf die einzelnen Länder und Förderprogramme, sondern setzen auch gene-
rell Schwerpunkte in der Förderung. Die Länder verteilen die ihnen zugeteilten 
Finanzhilfen einschließlich ihrer Kofinanzierung an die Gemeinden. Sie stehen vor der 
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Herausforderung, die Mittel effektiv zu vergeben. Die begrenzten Finanzhilfen verlangen 
von den Gemeinden eine stärkere Bündelung aller Finanzmittel. Dabei sind eine gelunge-
ne Verknüpfung und ein effektiver Einsatz der Mittel ebenfalls von großer Bedeutung (vgl. 
Kroll 2011, S. 118). Die Bündelung und damit die Überlagerung von Städtebauförderpro-
grammen ist aus diesem Grund eine Möglichkeit, den knappen Finanzmitteln zu 
begegnen.  
Knappe Finanzmittel erschweren zudem die Umsetzung des städtebaulichen Entwick-
lungskonzeptes. Eine Anpassung des Konzeptes an die vorhandenen Mittel ist nicht 
zielführend (vgl. Zielebene). Auch wenn dadurch eine Überlagerung vermieden wird, 
besteht die Gefahr, dass die Wirkung der Maßnahmen den Zweck verfehlt, da zum Bei-
spiel einer negativen Entwicklung nicht ausreichend entgegengesteuert wurde. Die 
gleiche Schwierigkeit entsteht durch die Befristung der Förderprogramme. Der Freistaat 
Sachsen gibt folgende Fristen für die Programme in der kommenden Ausschreibung des 
Freistaates Sachsen für das PJ 2014 an: SOP voraussichtlich bis PJ 2015, SUO voraus-
sichtlich bis PJ 2016, KSP voraussichtlich bis PJ 2018, SDP und SSP konkretes Ende 
noch nicht bekannt. Dabei darf aber nicht vergessen werden, dass jedes Programmjahr 
fünf Jahresscheiben beinhaltet und somit z. B. beim Programm SOP die Finanzierung von 
2015 bis 2019 erfolgen würde. Die neue Bundesregierung kann diese Fristen aber auch 
grundlegend ändern. 
Auch wenn die Evaluierungen der Programme zu ihrer Fortsetzung führen und somit 
keine neuen Programme aufgelegt werden, bleibt die Ungewissheit über die weitere Ent-
wicklung. Eine langfristige Planung muss sich dem unterordnen. Die Einführung neuer 
Programme würde ein neues Profil erfordern, welches sich von den bisherigen unter-
scheidet. Ein solches Profil hat sich derzeit noch nicht herauskristallisiert. Das geplante 
Auslaufen einiger Programme, soweit bekannt, ist ohne Ersatz durch neue Programme für 
die Gemeinden nur hinnehmbar, wenn die finanzielle Ausstattung der Städtebauförderung 
mindestens konstant bleibt. Weniger Förderprogramme mit einem höheren Anteil an 
Finanzhilfen verringern die Notwendigkeit einer Überlagerung und den damit verbundenen 
Mehraufwand. 
Die Rahmenbedingungen werden auch durch die Ausgestaltung der Programme verän-
dert. Die Besonderheiten des Programms Städtebaulicher Denkmalschutz Ost und 
Stadtumbau Ost in den Fördersätzen und besonderen Zuwendungsgegenständen wurden 
schon erläutert. Daraus ergibt sich ein weiterer Grund für eine Überlagerung. Die neueren 
Programme Kleinere Städte und Gemeinden (2010) sowie Aktive Stadt- und Ortsteilzen-
tren (2008) weisen gegenüber den anderen Programmen eine höhere Flexibilität durch 
das große Spektrum an möglichen Gebietsfestlegungen auf. Die Gemeinden wählen die 
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günstigste Gebietsfestlegung mit den sich daraus ergebenden Bestimmungen des 
BauGB. Aufgrund dieser Flexibilität wird keine Überlagerung von Förderprogrammen für 
notwendig erachtet. Über die Ausstattung der Förderprogramme kann dementsprechend 
die Überlagerung ebenso gesteuert werden. 
Weitere Rahmenbedingungen ergeben sich aus der VV und den Verwaltungsvorgaben. 
Einige bieten den Gemeinden eine Alternative zur Überlagerung von Förderprogrammen. 
Die VV gibt den Ländern die Möglichkeit bis zu 20 % der zugeteilten Finanzhilfen von 
einem Programm in ein anderes Programm einzusetzen. Die Umschichtung kann auf-
grund unterschiedlicher Gründe erfolgen, z. B. wenn in einem Programm eine geringere 
Priorität vorliegt, das Volumen nicht zu 100 % gezeichnet wurde oder ein Programm eine 
längere Laufzeit besitzt. Dies könnte einer gewünschten Überlagerung vorbeugen; aller-
dings fehlen je nach Grund der Umschichtung die Mittel in einem anderen Programm. Die 
Gemeinden können auch einen Mehrbedarf beantragen und ggf. von vorhandenen Aus-
gaberesten profitieren; allerdings wird dafür ein sehr gutes Kassenmittelmanagement 
benötigt (s. Kap. 3.4, S. 68f.). Verfügungsfonds sind ebenso eine Alternative zur Überla-
gerung von Förderprogrammen. Mit ihnen können bestimmte Maßnahmen wie 
Quartiersmanager finanziert werden (seit 2010), allerdings nur im begrenzten finanziellen 
Umfang und unter der Voraussetzung, dass genügend privates insbesondere finanzielles 
Engagement vorhanden ist (s. Kap. 3.1, S. 52 sowie Kap. 4.5, S. 87f). 
Die Gemeinden beheben mit diesen Alternativen kurzfristige Defizite, falls sie eine Zutei-
lung erhalten. Die Anwendung einer Überlagerung ist aber längerfristig gedacht und 
könnte nur zum Teil durch diese Alternativen kompensiert werden, da die Mittelhöhe meist 
geringer ist und die Zuteilung von Finanzhilfen aus einem zweitem Förderprogramm wie-
der fünf Jahresscheiben beinhalten würde. Diese erste Abschätzung bedarf aber einer 
weiteren Analyse an mehreren Programmgemeinden. 
Die beeinflussbaren Rahmenbedingungen können besonders hinsichtlich der finanziellen 
Ausstattung der Programme entsprechend so angepasst werden, dass eine Überlagerung 
von Förderprogrammen nicht oder kaum notwendig wird. Der finanzielle Rahmen ist eines 
der effektivsten Mittel zur Einflussnahme, allerdings aufgrund der Haushaltslage auch 
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Die Bewertung sagt weder aus, dass eine Überlagerung von Förderprogrammen zwangs-
läufig für jede Gemeinde von Vorteil ist, noch, dass sie notwendig ist. Die Entscheidung 
für eine Überlagerung ergibt sich aus den Zielen und Maßnahmen der jeweiligen Entwick-
lungskonzepte (INSEK und SEKo) sowie aus den Rahmenbedingungen (vgl. Kap. 5 Ziel- 
und Rahmenebene). Die folgenden Handlungsempfehlungen sollen die Vorteile der Über-
lagerung von Förderprogrammen auf andere Wege ermöglichen oder die Nachteile 
verringern. 
(1) Die Potentiale der Überlagerung von Förderprogramme (vgl. Kap. 5 Zielebene) 
müssen durch die Abstimmung und Koordination aller Maßnahmen ausgeschöpft 
werden; dies ist noch ein grundlegendes Problem (Kroll 2011, S. 203ff). Die Um-
setzung der Maßnahmen stellt eine größere Schwierigkeit dar, als der 
Mehraufwand durch Überlagerung von Förderprogrammen. Es obliegt den Ge-
meinden, mit Hilfe des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes alle Fachbereiche 
und damit die verschiedenen Finanzierungsquellen und Maßnahmen zusammen-
zubringen. Der Bund und die Länder sollten die Gemeinden durch einen größeren 
Informationsaustausch über erfolgreich umgesetzte Konzepte, durch eine Vernet-
zung der Gemeinden sowie durch eine direkte Beratung zur Konzepterstellung und 
-umsetzung unterstützen. 
(2) Eine Vereinfachung des Verfahrens der Städtebauförderung durch den Bund und 
die Länder reduziert den Aufwand bei der Überlagerung von Förderprogrammen 
und führt zu einem effektiveren Einsatz der Mittel. Eine erste Vereinfachung würde 
entstehen, wenn die Gemeinden nur noch einen Antrag stellen, der nicht mehr 
programmbezogen ist. Die Länder würden anhand der Anträge entscheiden, wel-
ches Programm in Frage kommt, und könnten dementsprechend die Überlagerung 
von Förderprogrammen steuern. Es müsste überlegt werden, ob eine Trennung 
der Programme nach Fördergebieten sinnvoll erscheint und ein Bezug des Pro-
gramms zu den Einzelmaßnahmen ausreicht. In einem Gebiet, in dem die Profile 
mehrerer Programme anwendbar sind, ist eine Gesamtbetrachtung notwendig. 
Durch die einzelnen Verwendungsnachweise ist eine Zuordnung der Maßnahmen 
klar gegeben. Der Mehraufwand der Gemeinden würde sich verringern, allerdings 
müsste abgeschätzt werden, inwieweit die Vereinfachung eine Mehrbelastung für 
die Länder, insbesondere für die Bewilligungsstellen darstellt. Der entstehende 
Mehraufwand der Bewilligungsstelle könnte aber mit dem derzeitigen Aufwand bei 
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der Bearbeitung mehrerer Anträge einer Gemeinde sowie der Prüfung einer Dop-
pelförderung verglichen werden. Für ein genaueres Ergebnis müssten in einem 
weiteren Schritt der Zeit- und Arbeitsaufwand der beiden Optionen abgebildet und 
verglichen werden, oder bestehende Verfahren anderer Ressorts analysiert wer-
den. 
(3) Die Befristung und Degression der Programme erschwert die Planung der Ge-
meinden und kann zu Überlagerungen führen (s. Kap. 5, rechtliche Ebene). Daher 
ist eine stabile, längerfristige Finanzausstattung der Programme notwendig. Diese 
ermöglicht den Gemeinden eine langfristige Planung und erhöht die Chancen, das 
Konzept mit nur einem Programm umzusetzen. Dafür müssten aber für eine länge-
re Zeit mehr Finanzhilfen im jeweiligen Programm zur Verfügung stehen. Wenn die 
Mittel insgesamt nicht erhöht werden, ist eine Reduzierung der Anzahl der Pro-
gramme bei gleichbleibendem Gesamtvolumen notwendig, z. B. von derzeit fünf 
auf drei Förderprogramme. 
(4) Wenn in den nächsten zwei bis drei Jahren bestehende Programme auslaufen, 
ergibt sich die Frage, welches Profil ein neues Programm haben soll. Eine Aus-
richtung auf Klima und Energie wird derzeit schon in den vorhandenen 
Programmen der Städtebauförderung unterstützt (vgl. VwV StBauE 2009). Die 
Bundesregierung fördert außerdem aus dem Sondervermögen des „Energie- und 
Klimafonds“ Maßnahmen zur energetischen Stadtsanierung über die KfW. Speziel-
le Herausforderungen wie die Überalterung könnten als Profil dienen, aber sie 
greifen nur punktuelle Probleme auf. Eine zu starke Präzisierung der Inhalte eines 
Programms könnte zu einem spezialisierten Programm führen, dessen Bedarf an 
Finanzhilfen gegebenenfalls überschätzt wird oder in den Ländern zu stark diffe-
riert. Damit käme es verstärkt zu Umschichtungen. Ein zu spezielles 
Programmprofil würde die Städtebauförderung unnötig komplizierter machen. Ein 
neues Programm müsste den größten Problembereich abdecken, der durch die 
Städtebauförderung gelöst werden soll, so z. B. die Strukturschwäche in den Ge-
meinden. Die Ziele dieses Programms ergeben sich allgemein aus 
Art. 104b Abs. 1 GG: die Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts, der Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet 
sowie die Förderung des wirtschaftlichen Wachstums. Ein weiteres Ziel ist die 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet (Art. 72 Abs. 2 
GG). Nach der Finanzhilfekompetenz des Bundes steht es in seinem „Ermessen 
nach Maßgabe seiner Finanzkraft sogar in seiner Pflicht, Landesaufgaben mitzufi-
nanzieren“ (Jarass 2011, S. 1066). Daher könnte dieses Programm ein 
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Grundprogramm werden. Diese Grundprogramm soll aber nicht wie das Pro-
gramm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen nur eine Ausrichtung haben, 
sondern die aktuellen Ziele umsetzen und in Abhängigkeit von den Rahmenbedin-
gungen langfristig modifizierbar sein. 
(5) Die Verteilung der Mittel auf die Länder basiert derzeit auf einem Verteilerschlüs-
sel, der zu 70 % den Anteil der Bevölkerung berücksichtigt (s. Kap. 3.1, S. 51f.). 
Der Verteilung der Finanzhilfen durch die Länder an ihre Gemeinden wird kein 
Schlüssel zugrunde gelegt. Jedes Land hat seine eigenen Regelungen, wie die 
Mittel verteilt werden, z. B. nach der Klassifizierung der Gemeinden anhand der 
Einordnung als zentraler Ort oder durch Prioritätensetzung der Einzelmaßnahmen. 
Um die Finanzhilfen aber gerade dort zu konzentrieren, wo sie gebraucht werden, 
werden entsprechende Indikatoren benötigt, welche die Bedürftigkeit der einzelnen 
Gemeinden ausdrücken. Im ersten Schritt wäre eine Erhöhung der Gewichtung 
von speziellen Schlüsselanteile wie Arbeitslosenquote, Anteil der Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund, Bevölkerungsverlust, vor 1918 errichtete Gebäude, Woh-
nungsleerstand sowie Medianalter (Kennzahl für die Alterung) sinnvoll, um die 
Probleme der Gemeinden zielgerichtet zu bekämpfen. Strukturschwache Gemein-
den würden durch die Anpassung einen höheren Anteil an Finanzhilfen 
bekommen, so dass eine Überlagerung von Förderprogrammen aufgrund des fi-
nanziellen Aspekts unwahrscheinlicher wird. 
Eine Schwerpunktsetzung auf Indikatoren der Strukturschwäche würde auch eine 
Zusammenlegung der derzeit in West und Ost geteilten Programme Städtebauli-
cher Denkmalschutz und Stadtumbau vertretbar erscheinen lassen, insbesondere 
da es auch in den alten Länder Gemeinden mit erheblichen Strukturschwächen 
gibt (vgl. Zukunftsatlas 2010). Perspektivisch sollen die Stadtumbauprogramme 
unter Berücksichtigung des Solidarpaktes in der neuen Legislaturperiode zusam-
mengeführt werden (Koalitionsvertrag 2013). Für die neuen Länder würde dies 
allerdings weniger Mittel sowie höhere Eigenanteile der Gemeinden bedeuten (vgl. 
Kap. 3.1). Gemeinden in Haushaltsnotlage sollten in der Finanzierung des Eigen-
anteils unterstützt werden. Es muss aber auch beachtet werden, dass es 
strukturschwache Gemeinden gibt, die aufgrund ihrer Größe nicht förderfähig sind. 
In diesem Zusammenhang könnte in einer weiteren Arbeit auch der „kontrollierte 
Abbau von Gemeinden“ diskutiert werden (vgl. Berlin-Institut 2011, S. 74).  
(6) Dem Input (Finanzmittel) steht der Output (Maßnahmen) gegenüber. Es liegt im In-
teresse aller Beteiligten, insbesondere des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden, zu erfahren, welche Ziele mit den jeweiligen Maßnahmen und Fi-
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nanzmitteln erreicht wurden. Dazu müssen die entsprechenden Indikatoren festge-
legt und ermittelt werden. Die Evaluierung zielt dabei auf ein Quartier oder 
bestimmte Maßnahmen ab. Ein Programm ist eher eine Verpackung, die den 
Rahmen bildet, die Instrumente sind im Vergleich zu anderen Programmen die 
gleichen. Die Umsetzung sollte auf den Prüfstand gestellt und gegebenenfalls eine 
Ursachenforschung vorgenommen werden, so dass zukünftige Planungen die Er-
gebnisse berücksichtigen können. Eine Überlagerung von Förderprogrammen 
würde bei dieser Form der Evaluierung keine Rolle mehr spielen. Die Schwierig-
keit, aus der Evaluierung einzelner Programme die richtigen Schlüsse zu ziehen, 
zeigt sich in den vergangenen politischen Entscheidungen Das Programm Sanie-
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen wurde ohne eingehendere Hinterfragung in 
die neuen Länder übertragen (Altrock 2007, S. 39). „Ist aber der gesellschaftliche 
Konsens zur Rettung von Altbausubstanz so eindeutig, dass das Erreichen dieses 
Ziels auf baulicher Ebene massive öffentliche Förderung in Zeiten knapper Kassen 
rechtfertigt, dann läuft eine Evaluation ohnehin leer und wird überflüssig“ (Alt-
rock 2007, S. 39).  
(7) Eine Alternative zu den Überlagerungen von Förderprogrammen ergibt sich auch 
durch eine Bündelung der verschiedenen Ressorts. Dabei sollten alle relevanten 
Fachressorts des Bundes sowie des jeweiligen Landes und der jeweiligen Ge-
meinde einbezogen werden. Eine bessere Abstimmung zwischen den 
administrativen Ebenen eines Fachbereichs sowie zwischen den einzelnen Res-
sorts einer Ebene würde die Förderung effizienter gestalten. Das gleiche gilt bei 
der Beteiligung von Privatpersonen, Verbänden, Vereinen, Unternehmern und an-
deren Institutionen. Ihr finanzieller Einsatz ersetzt ggf. zusätzliche Fördermittel und 
kann zu einer Verstetigung der Maßnahme führen. Außerdem ist den Bürgern eine 
Förderung der Stadtentwicklung durch viele verschiedene Programme meist nur 
schwer zu vermitteln (Kurzinterview mit Frau Borstorff Projektleiterin der STEG 
Stadtentwicklung GmbH am 22. Oktober 2013; Anlage 2.19). 
Im Ausblick zeigt sich, dass der Städtebauförderung wieder eine höhere Bedeutung ge-
geben werden könnte. Nach dem vorläufigen Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und 
SPD auf Bundesebene ist geplant, zu den bisherigen Bundesfinanzhilfen von 455 Mio. 
Euro pro Jahr zusätzlich 600 Mio. Euro in dieser Legislatur zur Verfügung zu stellen (Koa-
litionsvertrag 2013, S. 89). Damit sollen die Städtebaufördermittel des Bundes auf bis zu 
700 Mio. Euro pro Jahr steigen (ebd.). Dies wäre eine Erhöhung um 54 % und würde den 
letzten Höchststand im Jahr 2002 um etwa 72 Mio. Euro übertreffen (VV 2002). Selbst 
eine durchschnittliche Verteilung der zusätzlichen Mittel ergibt mit 605 Mio. Euro fast das 
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Niveau von 2002. Das Programm Soziale Stadt soll als Leitprogramm der sozialen In-
tegration weitergeführt werden (Koalitionsvertrag 2013, S. 117). In diesem Programm 
sollen auch Fördermittel anderer Ressorts gebündelt werden (ebd.). Durch die Erhöhung 
der Finanzhilfen könnten sich die Rahmenbedingungen positiv verbessern und damit dazu 
beitragen, die Überlagerung von Förderprogrammen nach Art. 104b GG zu reduzieren. 
Die Erhöhung der Mittel ist zwar keine hinreichende Bedingung zur Verringerung von 
Überlagerungen, allerdings würde das Argument der zu geringen Finanzhilfen für die 
Überlagerung entfallen. 
Aus Sicht des Autors wird es auch in Zukunft keine Regelungen des Bundes und der 
Länder zur Überlagerung von Städtebauförderprogrammen geben. Selbst die Festlegung 
des Freistaats Sachsen in der Bekanntmachung zur Programmausschreibung für das PJ 
2012 lässt begründete Ausnahmefälle zu. Diese offene Gestaltung schafft für die Länder 
eine Flexibilität in ihrer Entscheidung im Einzelfall. Die Zielerreichung in der Städtebauför-
derung und damit die Umsetzung der Gesamtmaßnahme soll nicht durch Regelungen zur 
Überlagerung verhindert werden.  
Die Vorgaben des Art. 104b GG zur Befristung, Degression und Evaluierung der Pro-
gramme sind keine festen Beschränkungen (vgl. Kap. 2.1.1, S. 15f.), sondern gewähren 
einen gewissen Spielraum, um die entsprechenden Handlungsempfehlungen umzuset-
zen. Alle Handlungsempfehlungen würden sich allerdings auch auf die 
Städtebauförderung an sich auswirken, wodurch eine Vielzahl von unterschiedlichen 
Positionen aufeinander treffen.  
Der Autor hält auch die Förderung von größeren Maßnahmen für einen Faktor, der die 
Überlagerung begünstigt. Zum einem sind für diese Projekte mehr Mittel notwendig, 
wodurch eine Bündelung auch von Städtebauförderprogrammen erfolgen kann. Zum 
anderen fehlen die Mittel dann für andere Maßnahmen. Daher verweist der Autor auf den 
Leitsatz vom Bauhausarchitekten Mies van der Rohe: “Weniger ist mehr! Ein Sinn für das 
Machbare und eine Fokussierung auf das Wesentliche ist gefordert“ (BMVBS 2009, 
S. 103).  
Wir können uns keine überdimensionierten Prestigeprojekte mehr leisten. Den vielschich-
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Anlage 1: Leitfäden und Übersicht der Befragten 
1.1 Leitfaden für Bund und Länder 
Befragung von Name, Bereich, Institution 
Regelungen und Position zu Überlagerungen von Städtebauförderprogrammen 
1. Welche aktuelle Richtlinie (nach Art. 21 VV 2013) gilt in Ihrem Land für die Programme der 
Städtebauförderung? 
2. Gibt es zusätzlich zur Richtlinie eine aktuelle Ausschreibung der Programme? Falls ja, welche 
gilt für das Programmjahr 2013? 
3. a) Gibt es Regelungen zur Überlagerung von Städtebauförderprogrammen in der Richtlinie 
oder Ausschreibung? 
b) Gibt es sonstige verbindliche Regelungen zur Überlagerungen wie Erlasse an die Zu-
wendungsempfänger? 
4. Welche Position nehmen Sie zu der Möglichkeit ein, Städtebauförderprogramme in einem Ge-
biet zu überlagern? 
5. Bitte begründen Sie Ihre Position ausführlich! 
Stand bzw. Auswirkungen möglicher Überlagerungen 
6.  a) Gab es in der bisherigen Städtebauförderung längerfristige Überlagerungen von Förder-
programmen in einem Gebiet? 
  b) Gibt es aktuelle Überlagerungen der Städtebauförderung in einem Gebiet? 
 c) Welche Wege nutzen Sie, um bisherige Überlagerungen von Programmen aufzulösen? 
(nur bei vorhandenen Überlagerungen sowie der aktuellen Position gegen eine Überlagerung; 
Gesichtspunkt: Fördergebietsgröße, Mittelzuweisung) 
7. Wie schätzen Sie bei einer Überlagerung die Änderungen in der Abrechnung einer Gesamtmaß-
nahme ein? 
8. Wie schätzen Sie bei einer Überlagerung die Änderungen in der Evaluierung eines Programmes 
ein? 
9. Wie schätzen Sie bei einer Überlagerung die Änderungen bei der Betrachtung der Einnahmen, 
insbesondere in der Erhebung von Ausgleichbeträgen, ein? 
10. Inwieweit verändert sich der Verwaltungsaufwand, wenn statt zwei Fördergebieten eines mit 
Überlagerung gefördert wird? 
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Weiterführende Fragen (nur im ausführlichen Interview) 
11. Nach Art. 104b Abs. 2 Satz 2 und 3 sind die Mittel „befristet zu gewähren und hinsichtlich ihrer 
Verwendung in regelmäßigen Zeitabständen zu überprüfen. Die Finanzhilfen sind im Zeitablauf mit 
fallenden Jahresbeträgen zu gestalten.“ 
a) Welche Auswirkungen sehen Sie aufgrund dieser verfassungsrechtlichen Befristungs- 
und Degressionsmaßgabe?  
b) Ergibt sich daraus die Notwendigkeit zur Auflage neuer Programme (ggf. bitte begrün-
den)? 
12. a) Welche Möglichkeiten sehen Sie die meist komplexen städtebaulichen Missstände 
anzugehen? 
 b) Welche Rolle spielen dabei Optionen wie die Umverteilung (nach Art. 1 Abs. 
4 VV 2013), Verfügungsfonds (Art. 9 VV 2013) sowie Ausgabereste? 
13. Wer soll über eine mögliche Überlagerung von Städtebauförderprogrammen entscheiden? 
Förderbestimmungen bzw. -verfahren 
14. a) Wer ist Zuwendungsempfänger? 
 b) Gibt es eine Begrenzung nach Einwohnerzahl? Falls ja, welche? 
15. Welche Frist müssen die Zuwendungsempfänger für die Antragsstellung einhalten? 
16.  a) Sind alle Maßnahmen nach dem Besonderen Städtebaurecht (§§ 136 bis 181 BauGB) in 
allen Programmen möglich? 
 b) Welche besonderen Zuwendungsgegenstände haben ggf. die einzelnen Programme? 
 c) Welche Bedeutung kommt den einzelnen Programmen noch zu, wenn es keine wesent-
lichen Unterschiede in den Zuwendungsgegenständen gibt? 
17. Welche Mittel stehen Ihnen im Programmjahr 2013 insgesamt und in den einzelnen Program-
men zur Verfügung? 
18. Wie viele Gemeinden sind in Ihrem Land zuwendungsfähig? 
19. a) Wie viele Gemeinden haben im Programmjahr 2013 Städtebaufördermittel beantragt? 
 b) Wie viele Gesamtmaßnahmen wurden im Programmjahr 2013 beantragt? 
20. a) Wie viele Gemeinden haben im Programmjahr 2013 Städtebaufördermittel bewilligt 
bekommen? 





1.2 Leitfaden für Gemeinden 
Befragung von Name, Bereich, Institution 
Ist-Zustand der befragten Gemeinde bezüglich der Überlagerung 
1. Welche Förderprogramme hat die Gemeinde seit der Städtebauförderung überlagert? 
2. War die jeweilige Überlagerung beabsichtigt? 
3. Falls ja, warum wurde die Überlagerung vorgenommen? 
4. Wurden beabsichtigte Überlagerungen von der Bewilligungsstelle abgelehnt? Mit welcher Be-
gründung?  
5. Wann wurde der letzte Neuantrag mit Überlagerung gestellt? Mussten die Anträge aufgrund der 
Überlagerung ggf. modifiziert werden? 
Position der Gemeinde zur Überlagerung und deren Auswirkungen 
6. Wie stehen Sie bzw. die Gemeinde zur Überlagerung von Förderprogrammen? Welche Vor- und 
Nachteile sehen Sie? 
7. Wie wirkt sich die Überlagerung von Förderprogrammen auf die Abrechnung von Gesamtmaß-
nahmen aus? 
8. Wie wirkt sich die Überlagerung von Förderprogrammen auf die Evaluierung bzw. das Monito-
ring aus? 
9. Wie wirkt sich die Überlagerung von Förderprogrammen auf die Erhebung der Ausgleichsbeträ-
ge aus?  
10. Wie wirkt sich die Überlagerung von Förderprogrammen auf den Verwaltungsaufwand aus? 
11. Eine Überlagerung könnte eine Mittelbündelung ermöglichen. Sehen Sie das als geeignetes 
Mittel? Wäre eine Mittelbündelung auch durch Umverteilung oder über Verfügungsfonds möglich? 
 
Nur für Sächsische Gemeinden: 
In der weiteren Befragung wird auf die Argumente für Überlagerungen durch den SSG und 
der AG Stadterneuerung eingegangen (Bezug zum Schreiben vom 10. Mai 2012 an Herr 
Beyer, Az. 623.12/057403): 
1. Die Programme besitzen den gleichen Maßnahmenkatalog, aber verschiedene Zielsetzungen. 
Damit kommt die Mehrdimensionalität der Missstände in den Zielen, aber nicht in den Maßnahmen 
zum Ausdruck. 
Wären Sie für eine Profilierung der Maßnahmen, so dass die Ziele den Maßnahmen genauer 
entsprechen? (Bitte begründen.) 
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Inwieweit unterscheiden sich die Programme in der Verwendung der Maßnahmen? Haben bzw. 
könnten Sie Maßnahmen eines Programms nutzen, obwohl ein anderes Programm von der 
Zielausrichtung besser passt(e)? 
Damit stellt sich die grundlegende Frage, ob nicht ein Städtebauförderprogramm ausreicht oder 
sehen Sie die Notwendigkeit einer Steuerung durch die Zielausrichtung neuer Programme? 
2. Reaktion auf neue Entwicklungen – Umorientierung erfordert neues Programm mit entsprechen-
der Zielsetzung 
Der Gemeinde sollte aufgrund ihres Stadtentwicklungskonzeptes eine langfristige Planung möglich 
sein. Eine Umorientierung sollte innerhalb eines Programms möglich sein, da der Maßnahmenka-
talog dies hergibt. Ausschließlich der Rückbau bildet einen Sonderfall, allerdings sollte auch hier 
aufgrund der demographischen Daten eine Abschätzung möglich sein. 
Wie stehen Sie zu diesen Aussagen? Entstand in den letzten 20 Jahren das Erfordernis in einem 
Fördergebiet die Zielsetzung anzupassen? Konnte dies nur durch eine Überlagerung mit einem 
anderen Städtebauförderprogramm gelöst werden? 
3. Verschiedene Förderquoten (SDP 80%, SUO bis 100% (Rückbau, Sanierung)) 
Warum würden Sie in den verschiedenen Förderquoten eine Notwendigkeit zur Überlagerung 
sehen? 
4. Rückbau nur im SUO 
Der SUO Rückbau bildet ein spezielles Programm der Städtebauförderung und läuft im Wesentli-
chen konträr zu den Anderen. Warum würden Sie auch hier die Notwendigkeit einer Überlagerung 
sehen? 
1.3 Übersicht der Befragten 
Institution Bereich Name 
Bundesrepublik 
Deutschland 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 
Referatsleiter Koordinierung Städtebauförderung 




Ministerium für Finanzen und Wirtschaft, stellv. Referatslei-














Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft, Referats-





Institution Bereich Name 
Freie Hansestadt 
Bremen 






Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Abteilungsleite-




Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Lan-






Ministerium für Wirtschaft, Bau und Tourismus, Referat 





Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration, Referat Recht und 





Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Verkehr, Referatsleiter Integrierte Stadterneuerung, Städ-















Sächsisches Staatsministerium des Innern, Referatsleiter 





Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr, Referats-






Innenministerium, Referatsleiterin Städtebauförderung, 





Thüringer Ministerium für Bau, Landesentwicklung und 
Verkehr, Thüringer Landesamt, Referatsleiterin Städtebau. 















Anlage 2: Zusammenfassungen der Befragungen 
2.1 Bund, Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Referat 
SW21 – Koordinierung Städtebauförderung, Herr Dr. Jochen Lang: 
Herr Dr. Lang bestätigt das bisherige Ergebnis der Untersuchung, dass es in den rechtlichen 
Grundlagen, insbesondere dem GG, BauGB und der VV, keine Regelung zur Überlagerung von 
Gebieten der Städtebauförderung gibt. Der Bund überlässt es den Ländern, Überlagerungen 
zuzulassen oder nicht sowie ggf. Festlegungen diesbezüglich selbst zu treffen. Daher besteht 
derzeit eine unterschiedliche Praxis in den Ländern. Es gebe verschiedene Positionen zu einer 
möglichen Überlagerung. Herr Dr. Lang führte aus, dass eine Überlagerung den Effekt einer Mittel-
bündelung haben könne. Des Weiteren könnten dadurch ggf. Maßnahmen schneller umgesetzt 
werden und in manchen Fällen könne es den Ländern die Programmaufstellung erleichtern. Aller-
dings hätten Überlagerungen auch erhebliche Nachteile. Beispielweise würden Abrechnungen 
sowie Evaluierungen deutlich erschwert. Die Programme sollen auch entsprechend ihres Profils 
und der jeweiligen Programmstrategie angewendet werden, um die jeweils spezifischen Missstän-
de zu beheben. Dabei ist eine Überlagerung der Gebiete zumindest ambivalent. Sinnvoller sei, 
wenn die Länder bei der Programmaufstellung anhand der spezifischen Profile der jeweiligen 
städtebaulichen Problemkonstellation und der Konzepte der Gemeinden das am besten passende 
Programm zuordnen. Dies werde in einer Reihe von Ländern praktiziert. Eine bindende Vorgabe, 
ob Programme überlagert werden können oder nicht, wird vom Bund derzeit allerdings nicht ange-
strebt. 
2.2 Baden-Württemberg, Ministerium für Finanzen und Wirtschaft des Landes 
Baden-Württemberg, Referat Städtebauliche Erneuerung, Herr Dieter Haber-
korn: 
Im Land Baden-Württemberg gilt für alle Programme der Städtebauförderung die „Verwaltungsvor-
schrift des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft über die Förderung städtebaulicher 
Erneuerungs- und Entwicklungsmaßnahmen (Städtebauförderungsrichtlinien – StBauFR)“ vom 23. 
November 2006 (zuletzt geändert am 20.09.2011). Es erfolgt eine jährliche Ausschreibung, für das 
Programmjahr 2013 am 20. Juni 2012. Für das Programmjahr 2013 konnten die Gemeinden An-
träge bis zum 31. Oktober 2012 einreichen.  
Nach dem Baugesetzbuch kann ein Sanierungsgebiet durch Satzung beschlossen werden. Eine 
solche Satzung ist zeitlich zu befristen; ein Grundstück kann nur in einem Sanierungsgebiet liegen. 
Ein Sanierungsgebiet kann durch das Land Baden-Württemberg gefördert werden. Ein Rechtsan-
spruch auf Förderung besteht nicht. Grundsätzlich wird ein Sanierungsgebiet nur in einem 
Förderprogramm gefördert. Seit Beginn der Städtebauförderung (1971) hat das Land Baden-
Württemberg über 5,3 Mrd. Euro Landesfinanzhilfen und 1,1 Mrd. Euro Bundesfinanzhilfen für die 
Städtebauförderung eingesetzt. Deshalb sind die meisten Sanierungsgebiete durch das Landessa-
nierungsprogramm gefördert worden. Bis 1998 stand dem Land ausschließlich das Bund-Länder-
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Programm Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen zur Verfügung. Deshalb 
wurden Sanierungsmaßnahmen entweder im Landessanierungsprogramm oder im Bund-Länder-
Programm Sanierung und Entwicklung gefördert. Eine Überlagerung mit verschiedenen Program-
men gab es daher nicht. Seit 1999 wurden Bundesfinanzhilfen in weiteren Bund-Länder-
Programmen bereitgestellt. Da der Anteil der Bundesfinanzhilfen in den letzten 15 Jahren von 2,9 
Mio. Euro auf rd. 38 Mio. Euro angestiegen ist, konnten nun einige Fördermaßnahmen vom Lan-
dessanierungsprogramm in ein Bund-Länder-Programm "überführt" werden, um sie vollends 
ausfinanzieren zu können. Aus diesem Grund wurden zeitliche Förderabschnitte gebildet (z.B. bis 
2011 im Landessanierungsprogramm, ab 2012 in einem Bund-Länder-Programm) Eine Überlage-
rung von Förderprogrammen gibt es dadurch nicht. Nur in Ausnahmefällen werden in einem 
Sanierungsgebiet verschiedene Förderprogramme eingesetzt. Auch dabei gibt es keine Überlage-
rung, da die Förderbereiche im Gebiet räumlich voneinander abgegrenzt werden. 
Dementsprechend wurde grundsätzlich nur ein Städtebauförderprogramm in einem Gebiet ange-
wendet. Nach Grundsätzen des BauGB wird ein Fördergebiet nur für ein Programm festgelegt. 
Nach BauGB sind mehrere Gesamtmaßnahmen in einem Fördergebiet nicht vorgesehen. Die 
Städtebauförderung in Baden-Württemberg ist eine gebietsbezogene Prozessförderung und keine 
Förderung baulicher Einzelmaßnahmen. In allen Programmen stehen den Gemeinden die Maß-
nahmen nach BauGB zur Verfügung. 
Die Gemeinden haben die Maßgabe erhalten, erst ein Fördergebiet abzurechnen, bevor sie ein 
neues Fördergebiet beschließen. Verschiedene Förderprogramme werden damit zeitlich voneinan-
der abgrenzt. Um die Abrechnung einer Gesamtmaßnahme im zeitlichen Rahmen zu halten, ist die 
Durchführung städtebaulicher Erneuerungsmaßnahmen grundsätzlich auf acht bis 10 Jahre be-
grenzt und kann nur in begründeten Fällen um ein oder zwei Jahre verlängert werden. 
Das Land Baden-Württemberg hält eine Überlagerung von Förderprogrammen für nicht zweckdien-
lich, da dies die Abrechnung von Gesamtmaßnahmen erschweren würde. Mit der Einführung 
weiterer Programme ab 1999, wie Soziale Stadt, Stadtumbau West und Städtebaulicher Denkmal-
schutz West, verteilten sich die Bundesmittel auf mehrere Programme mit relativ geringem 
Programmvolumen. Dadurch ergab sich die Notwendigkeit kleinere Erneuerungsgebiete festzule-
gen, die dann in dem vorgegebenen Zeitrahmen zügig bearbeitet werden können.  
Baden-Württemberg hat insgesamt 1.101 Gemeinden. Davon wurden bislang 833 Gemeinden im 
Rahmen der städtebaulichen Erneuerung gefördert. Derzeit sind 710 Städte und Gemeinden mit 
laufenden Sanierungsgebieten in den Programmen der städtebaulichen Erneuerung vertreten.  
Für das Programmjahr 2013 haben 454 Kommunen einen oder mehrere Anträge gestellt, davon 
konnten rd. 2/3 berücksichtigt werden. Insgesamt wurden 189 Neumaßnahmen und 347 Aufsto-
ckungsanträge mit einem Finanzhilfevolumen von rd. 750 Mio. Euro gestellt. Dies war etwa das 4,5 
fache des Bewilligungsvolumens von 182,4 Mio. Euro. Gefördert wurden insgesamt 330 Erneue-
rungsmaßnahmen, davon 69 Neumaßnahmen und 261 Aufstockungen. 
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2.3 Bayern, Bayerisches Staatsministerium des Innern, Sachgebiet Städte-
bauförderung, Herr Armin Keller: 
Im Freistaat Bayern gelten für alle Programme der Städtebauförderung die „Richtlinien zur Förde-
rung städtebaulicher Erneuerungsmaßnahmen (Städtebauförderungsrichtlinien – StBauFR 2007) 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 08. Dezember 2006 Az.: 
IIC5-4607-003/04 (AllMBl Nr. 15/2006), geänd. durch Bek. vom 22. Oktober 2010 (AllMBl S. 290)“. 
Diese Richtlinien schließen sowohl Bund-Länder-Programme als auch EU- und Landesprogramme 
ein. Eine Ausschreibung der Bund-Länder-Programme wird in der Regel nicht vorgenommen, da 
die Richtlinie die Verfahrensweise enthält und eine Kontinuität in den Maßnahmen existiert. 
Zuwendungsempfänger ist grundsätzlich die Gemeinde. Eine Beschränkung über die Einwohner-
zahl der Gemeinde ist nicht verbindlich festgelegt, allerdings gibt es eine Regelung mit dem 
Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, welches die ländliche 
Entwicklung fördert. So werden Ortsteile mit weniger als 500 Einwohner von dem Programm Dorf-
erneuerung in der Regel gefördert und Ortsteile mit mehr als 2.000 Einwohner in der Regel von der 
Städtebauförderung. Zwischen 500 und 2.000 Einwohnern erfolgt eine Abstimmung zwischen den 
Ministerien bzw. zwischen den örtlich zuständigen Stellen (Bezirksregierung bzw. Amt für Ländli-
che Entwicklung) Ausnahmen, z. B. aufgrund von Konversion, sind möglich.  
Der Stichtag für die Bedarfsmitteilung ist jeweils der 1. Dezember (des dem Programmjahr voran-
gehenden Jahres). Die Gemeinde erhält höchstens 60 % der für die Einzelmaßnahme als 
förderfähig festgelegten Kosten erstattet. Damit liegt der Anteil von Bund und Land bei jeweils 30 
% und von der Gemeinde bei 40 %. Insgesamt darf die Förderung jedoch höchstens 50 % der 
Kosten der Gesamtmaßnahme betragen. Finanzhilfen von Dritten für die städtebauliche Sanierung 
werden in die Kalkulation mit eingerechnet. Für finanzschwache Gemeinden gibt es einen Struk-
turhärtefond, der den Anteil des Landes auf 50 % erhöht und somit den Eigenanteil der Gemeinde 
auf 20 % senkt. 
Es gibt keine Regelungen in der Richtlinie sowie keine anderen verbindlichen Regelungen zur 
Überlagerung von Städtebauförderprogrammen. Der Freistaat Bayern spricht sich grundsätzlich 
gegen Überlagerungen aus. Eine Bündelung von Programmen verschiedener Ressorts (wie z. B. 
von der EU oder Fachplanung) wird begrüßt, aber nicht von Bund-Länder-Programmen mit sich 
selbst. Das Bund-Länder-Programm soll sich nach der Problemlage orientieren. Mehr Programme 
bringen der Gemeinde durch Überlagerung nicht mehr Geld. Das Programm Kleinere Städte und 
Gemeinden wird z. B. ausschließlich im ländlichen Raum angewendet. In einem Fördergebiet soll 
grundsätzlich nur ein Städtebauförderprogramm zum Einsatz kommen. 
Bei einer Überlagerung von Städtebauförderprogrammen geht deren Profilschärfe verloren. Es soll 
keine inhaltliche Überschneidung geben. Um dies zu vermeiden, sollen die Gemeinden Schwer-
punkte in ihrem Gebiet festlegen und mit der örtlich zuständigen Bezirksregierung das geeignete 
Programm dafür festlegen. Das Fördermanagement unterstützt die Gemeinden dabei. 
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Außerdem wird die Abrechnung des Fördergebietes bei Überlagerung als schwieriger einge-
schätzt. Die Überlagerung bedeutet einen höheren Verwaltungsaufwand, dieser Mehraufwand 
betrifft alle Ebenen der Förderung. Eine Programmevaluierung betrachtet die städtebauliche Er-
neuerung im gesamten Fördergebiet. In einem Gebiet mit Programmüberlagerung wird eine 
Zuordnung und damit eine Evaluierung erschwert. Es werden ebenso in der Zuordnung der Ein-
nahmen Probleme gesehen. Dies wird zudem schwieriger, wenn  ein Verfahrenswechsel nach 
Baugesetzbuch (umfassendes oder vereinfachtes Sanierungsverfahren) durchgeführt werden soll. 
Die Querschnittsaufgaben können in allen Programmen gelöst werden. Es sind alle Maßnahmen 
nach dem Besonderen Städtebaurecht (§§ 136 bis 181 BauGB) in allen Programmen der Städte-
bauförderung möglich. In Abhängigkeit vom Gebietsbeschluss müssen die Rechtsvorschriften 
(BauGB) beachtet werden. In der Kosten- und Finanzierungsübersicht (gemäß § 149 BauGB) 
werden die Einzelheiten der Gesamtmaßnahme aufgeführt. Die Bewilligung von Finanzhilfen der 
Bund-Länder-Programme kann eine Gesamtmaßnahme aber auch Einzelvorhaben umfassen. 
Besonderheiten in den Bund-Länder-Programmen ergeben sich z. B. im Programm Aktive Stadt- 
und Ortsteilzentren durch das Instrumentarium Verfügungsfonds, der interkommunalen Zusam-
menarbeit im Programm Kleinere Städte und Gemeinden sowie dem Quartiersmanagement im 
Programm Soziale Stadt. Jedes Programm hat sein eigenes Profil, dies kommt auch in der Anzahl 
der angewendeten Maßnahmen im jeweiligen Programm zum Ausdruck. 
Bisher gab es nur kurzfristige Überlagerungen von i.d.R. max. ein bis zwei Jahren. Die Gemeinden 
werden zudem gebeten, das vorhergehende Programm zügig abzurechnen, damit soll die Überla-
gerung kurzfristig und überschaubar bleiben. Die Überlagerungen können z.B. entstehen, wenn 
das Grundprogramm ausgelaufen ist, sich das Profil im Gebiet geändert hat oder finanzielle Eng-
pässe ausgeglichen werden müssen.  
Nach Art. 104b Abs. 2 Satz 2 und 3 GG sind die Mittel „befristet zu gewähren und hinsichtlich ihrer 
Verwendung in regelmäßigen Zeitabständen zu überprüfen. Die Finanzhilfen sind im Zeitablauf mit 
fallenden Jahresbeträgen zu gestalten.“ Nach § 142 BauGB sollen die Maßnahmen innerhalb von 
15 Jahren durchgeführt werden. Dies heißt nicht, dass die Sanierung endgültig beendet ist. Die 
Programme sollen gemäß GG nach einer bestimmten Zeit überprüft werden, aber es gibt keine 
Aussage, dass ein bestimmtes Programm auslaufen  muss. Die Städtebauförderung ist prozess-
haft und benötigt Flexibilität, daher ist eine Überprüfung hilfreich. Die Degression von Programmen 
stellt sich bisher noch nicht ausgereift dar. Die Finanzmittel eines neuen Programmes sollten erst 
langsam wachsen. In dieser Zeit entstehen die Planungen sowie die Beteiligung der Bürger. Da-
nach geht es an die Umsetzung des Konzeptes und damit steigt auch der Bedarf an Mitteln, so 
dass ein „plötzlicher“ Abbruch der Förderung zu Planungs- oder sogar Investitionsruinen führen 
kann. 
Nach dem BauGB ist eine zügige Durchführung der Maßnahmen gewollt. So wurde in einem Fall 
eine Sanierungssatzung vom Gericht aufgrund einer Klage für nichtig erklärt, da innerhalb von 20 
Jahren die Umsetzung von Maßnahmen nicht erkennbar war. Nach 20 Jahren könnte sogar  eine 
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erneute Sanierung notwendig werden, z. B. weil die Gebäude behinderten- oder altersgerecht 
umgebaut werden müssen.  
Neue gesellschaftliche Entwicklungen müssen nicht unbedingt zu neuen Programmen in der Städ-
tebauförderung führen. Das Programm Stadtumbau hätte sich auch alleine aus dem BauGB 
ergeben können (siehe §§ 136 ff, insbesondere § 179 Rückbaugebot). 
Die meist komplexen städtebaulichen Missstände können am besten durch eine Kooperation aller 
Beteiligten, wie Bürgern, Unternehmern, Banken, Verwaltung, Verbände und viele mehr, gelöst 
werden. Über Modellvorhaben bzw. Initiativen können derartige Verbindungen geschaffen werden. 
Elemente des Modellvorhabens „Leben findet Innenstadt“ wurden in das Programm Aktive Stadt- 
und Ortsteilzentren aufgenommen. Eine ähnliche Wirkung hat die Initiative „Ort schafft Mitte“. 
Im Programmjahr 2013 werden in den einzelnen Bund-Länder-Programmen folgende Mittel (Bund- 
sowie Landesmittel) im Freistaat Bayern eingesetzt:  
Soziale Stadt:    11,373 Mio. Euro 
Stadtumbau:    28,061 Mio. Euro 
Städtebaulicher Denkmalschutz:  16,746 Mio. Euro 
Aktive Stadt- und Ortsteilzentren: 25,60 Mio. Euro 
Kleinere Städte u. Gemeinden:  12,255 Mio. Euro 
Gesamt:    94,035 Mio. Euro 
Der Freistaat Bayern nutzt die Möglichkeit der Umschichtung von Finanzmittel zwischen den Pro-
grammen  aus, um dem Mehrbedarf bestimmter Programme gerecht zu werden. So gibt es vor 
allem Umschichtungen  zum Programm Städtebaulichen Denkmalschutz. Vor dem Hintergrund des 
großen Sanierungsbedarfs stellen Ausgabereste  derzeit kein Problem dar. 
Die Bayerischen Landesprogramme unterstützen die Gemeinden zusätzlich zu den Bund-Länder-
Programmen mit etwa 43 Mio. Euro (davon 12 Mio. für Industrie und Gewerbe; 2,7 Mio. zur Kon-
version). 
Die Gemeinden  erstellen mit den örtlich zuständigen Bezirksregierungen Prioritätenlisten für die 
weitere Vorgehensweise und Finanzierung der Vorhaben. Jede Gemeinde soll nach ihrem Bedarf 
gefördert werden. Neumaßnahmen werden in der Regel erst nach Abrechnung der bestehenden 
Gesamtmaßnahme zugelassen. Von 2.056 Gemeinden im Freistaat Bayern werden derzeit etwa 
700 Gemeinden und damit ungefähr 1.350 Gesamtmaßnahmen gefördert. 75 % der Maßnahmen 
lagen im ländlichen Raum. 
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2.4 Berlin, Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, Referat Städte-
bauförderung/Stadterneuerung, Frau Maria Berning: 
Berlin, wie auch Hamburg und Bremen, stellt unter den Ländern eine Besonderheit dar, da sie 
sowohl Landes- als auch die Gemeindeebene gleichzeitig vertreten. Damit wird eine Ausschrei-
bung der Programme, auf die sich die Gemeinden in der Regel bewerben, unnötig. 
Berlin erhält im Programmjahr 2013 Bundesmittel für die Programme Stadtumbau West und Ost, 
Soziale Stadt, Aktive Stadt- und Ortsteilzentren, Kleinere Städte und Gemeinden sowie Städtebau-
licher Denkmalschutz West und Ost. In den Ausführungsvorschriften über die Finanzierung 
städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen (AV StBauF 08) vom 10. Januar 2008, der Verwaltungs-
vorschrift über die Gewährung von Fördermitteln im Rahmen der Zukunftsinitiative Stadtteil (VV 
ZIS 2007) vom 28.03.2007 sowie der Verwaltungsvorschrift über die Gewährung von Fördermitteln 
im Rahmen des Förderprogramms Städtebaulicher Denkmalschutz (VV StDenk 2008) vom 15. 
April 2008 sind die allgemeinen Bestimmungen enthalten. Im telefonischen Interview mit Frau 
Maria Berning, Referatsleiterin IV C Städtebauförderung/ Stadterneuerung, ergaben sich die nach-
folgenden Informationen.  
Die Bezirksverwaltungen erstellen unter Beteiligung der jeweiligen Einwohner ein Entwicklungs-
konzept, welche Mittel wofür verwendet werden sollen. Dabei werden die Kosten, die Finanzierung 
und die Gesamtmaßnahmen in einer Übersicht aufgeführt. Die Fördergebiete werden über Senats-
beschluss festgelegt. Es gibt in den Richtlinien keine Bestimmungen zu der Überlagerung von 
Fördergebieten, aber auch keine Erlasse oder sonstige Beschlüsse des Senats zu diesem Thema. 
Eine Überlagerung von Fördergebiete ist daher möglich und wurde auch in den vergangenen 
Förderperioden angewendet. So wurde das Programm Städtebauliche Sanierung- und Entwick-
lungsmaßnahmen mit dem Städtebaulichen Denkmalschutz in manchen Gebieten überlappt, um 
Maßnahmen und Mittel zu bündeln. Es ergaben sich ebenso Überlagerungen der Programme 
Soziale Stadt und Stadtumbau. Nach den Ausführungsvorschriften von 2008 stehen die wesentli-
chen Maßnahmen in allen Programmen zur Verfügung, so dass eine Überlagerung unter diesen 
Aspekt nicht mehr notwendig ist. Berlin hat von 22 Sanierungsgebieten 11 abgerechnet und dem-
entsprechend auch Ausgleichsbeträge erhoben. Die Überlagerung einiger Gebiete hielt den 
Verwaltungsaufwand auch bei der Abrechnung auf einem moderaten Niveau, da die jeweilige 
Zuordnung der Gesamtmaßnahmen von Anfang an beachtet wurde. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Berlin keine Regelungen zur Überlagerungen von För-
dergebieten besitzt sowie Überlagerungen seit Beginn der Förderungen existieren, aber diese 
aufgrund der Abrechnungen und des Maßnahmenkatalogs für alle Programme weniger werden. 
2.5 Brandenburg, Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft, Referat Städ-
tebau- und Wohnraumförderung, Frau Rita Werneke: 
Das Land Brandenburg besitzt für die Programme der Städtebauförderung die „Städtebauförde-
rungsrichtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft StBauFR 2009 - 
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Fortschreibung 2012“ vom 07. September 2012, veröffentlicht im Amtsblatt für Brandenburg Nr. 42, 
S. 1467. Die Antragsstellung sowie –verfahren werden in dieser Richtlinie geregelt, so dass keine 
jährliche Ausschreibung notwendig ist. Zur Überlagerung von Fördergebiete der Städtebauförde-
rung gibt es keine Regelungen in der Richtlinie oder anderen Mitteln wie Erlasse oder Schreiben 
an die Gemeinden. Das Land Brandenburg steht der Möglichkeit der Überlagerung offen gegen-
über und entscheidet im Einzelfall. 
Derzeit existieren vor allem Überlagerungen des Programms Stadtumbau Ost mit anderen Pro-
grammen. Die Behebung der städtebaulichen Missstände soll durch eine Bündelung der 
verschiedenen Programmziele erreicht werden. Z. B. soll die Aufwertung in einem Fördergebiet 
durch die Stärkung des Gewerbes ergänzt werden, um die Entwicklung insgesamt zu verbessern. 
Ebenso können Rückbaugebiete durch das Programm Soziale Stadt begleitet werden, um die 
Umstrukturierung für die Einwohner zu erleichtern. 
Auch wenn die wesentlichen Maßnahmen (nach BauGB) in allen Programmen der Städtebauförde-
rung möglich sind, steht die Zielausrichtung der einzelnen Programme im Vordergrund. Da einige 
Gebiete mehrere Ziele verfolgen, wird eine Überlagerung von Fördergebieten unumgänglich. Eine 
Analyse der Wirkungen durch ein einzelnes Programm auf ein Gebiet wird durch die Überlagerung 
erschwert. Eine Evaluierung, die die Gesamtwirkung auf ein Fördergebiet betrachtet, kann damit 
nicht auf ein Programm abgebildet werden. 
- Anzahl der förderfähigen Gemeinden: 419 (68 mit einer Einwohnerzahl von min. 10.000) (Statisti-
scher Bericht A I 2 – hj 1 / 12, Bevölkerung der Gemeinden im Land Brandenburg 30.06.2012, 
Hrsg. Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, Potsdam, 2012) 
- Anzahl der Gemeinden, die einen Antrag im Programmjahr 2013 gestellt haben: 57 
- Anzahl der Gemeinden, die mindestens eine Bewilligung für das Programmjahr 2013 erhalten 
haben: 57 
2.6 Bremen, Senat für Umwelt, Bau und Verkehr der Freien Hansestadt Bremen, 
Referat Stadtumbau, Frau Annette Jüngst: 
Die Freie Hansestadt Bremen besitzt für das Programm Sanierung- und Entwicklungsmaßnahmen 
die Verwaltungsvorschrift des Senators für Bau und Umwelt über die Förderung städtebaulicher 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen nach dem Städtebauförderungsrecht im Lande Bremen 
vom 11. November 1999 sowie für die Soziale Stadt die Kommunale Förderrichtlinie Gebietsbudget 
vom 06. Mai 2013. In diesen Richtlinien gibt es keine Regelungen zur Überlagerung von Förderge-
bieten. Alle anderen Programme werden auf Grundlage der mit dem Bund abgeschlossenen 
Verwaltungsvereinbarungen umgesetzt. Es gibt keine Einschränkungen in den wesentlichen Maß-
nahmen (nach BauGB) für die Programme. 
Wie in den Ländern Hamburg und Berlin übernimmt auch Bremen Aufgaben als Land und Kommu-
ne. Das Land Bremen steht der Überlagerung von Fördergebieten positiv gegenüber und nutzt 
diese Möglichkeit. Eine Überlagerung bietet eine größere Flexibilität im Einsatz der Mittel und 
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gleicht die teilweise sehr geringen Mittelzuweisungen in einigen Programmen aus. Erst durch die 
Mittelbündelung ergeben sich somit Mittelvolumina, mit denen eine Gesamtmaßnahme umgesetzt 
werden kann.  
Bezüglich der Abrechnung von überlagerten Fördergebieten sieht das Land keinen Mehraufwand.  
Eine Ausdifferenzierung der Programme beim Monitoring und der Evaluierung wird unkritisch 
gesehen. 
2.7 Hamburg, Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, Abteilung Integrierte Stadtteilentwicklung, Frau Jutta 
Vorkoeper: 
Die Freie und Hansestadt Hamburg bündelt die Programme der Städtebauförderung im Rahmen-
programm Integrierte Stadtteilentwicklung. Grundlage der Förderung bilden die Globalrichtlinie 
(Hrsg. BSU Hamburg, August 2012) sowie die „Förderrichtlinien für Maßnahmen im Rahmenpro-
gramm Integrierte Stadtteilentwicklung“ (Hrsg. BSU Hamburg, Februar 2013). In diesen Richtlinien 
gibt es keine Regelungen zur Überlagerung von Fördergebieten. In allen Programmen sind die 
wesentlichen Maßnahmen nach BauGB einsetzbar. 
Hamburg befürwortet eine Überlagerung von Fördergebieten, wenn dies die Handlungsbedarfe des 
Fördergebiets erforderlich machen. Derzeit existieren mehrere Fördergebiete in den jeweiligen 
Bezirken, bei denen mehr als ein Programm zum Einsatz kommt. Die Bezirke sind zuständig für die 
Aufstellung eines Integrierten Entwicklungskonzepts (IEK) mit einem Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan. 
Da es sein kann, dass mit einem  Programm nicht alle Ziele des festzulegenden Fördergebiets 
abdeckt werden, kann es zur Überlagerung von Städtebauförderprogrammen kommen. Wenn die 
zu behebenden Probleme, den Einsatz von zwei Programmen erforderlich machen, dann ist dies 
im IEK zu begründen und die Maßnahmenschwerpunkte sind darzustellen. Dabei spielen auch die 
finanziellen Ressourcen, die der Bund den Ländern für einzelne Programme zur Verfügung stellt, 
eine Rolle. In überlagerten Fördergebieten wird kein Mehraufwand für die Verwaltung gesehen. 
Eine klare Zuordnung jeder Maßnahme zu einem bestimmten Programm ergibt sich aus dem 
Integrierten Entwicklungskonzept und dem Zeit-Maßnahme-Kosten-Plan. 
2.8 Hessen, Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwick-
lung, Referat Stadtentwicklung und Städtebauförderung, Herr Henning 
Schwarting 
Im Land Hessen gelten für alle Programme der Städtebauförderung die „Richtlinien des Landes 
Hessen zur Förderung der Nachhaltigen Stadtentwicklung – RiLiSE“ vom 01. Juli 2008. Zuwen-
dungsempfänger sind Gemeinden (kommunale Gebietskörperschaften) sowie kommunale 
Zweckverbände oder kommunale Arbeitsgemeinschaften nach dem Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (KGG). Die zuwendungsfähigen Fördergegenstände der Richtlinie (Punkt 
II.9.) stehen in allen Städtebauförderprogrammen zur Verfügung und damit die wesentlichen Maß-
nahmen nach BauGB (§ 164a Abs. 2 und 3). Die Zuwendungsempfänger der in ein Programm 
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aufgenommenen Maßnahmen der nachhaltigen Stadtentwicklung werden jährlich zur Antragsstel-
lung aufgefordert. Aufgrund der vergleichsweise geringen Fördermittel wurden im Programmjahr 
2013 nur in geringem Umfang Neuaufnahmen in die Städtebauförderprogramme vorgenommen. 
Neuaufnahmen können in der Regel bei neuen Städtebauförderprogrammen oder nach Abrech-
nung bestehender Gesamtmaßnahmen erfolgen. Um eine zügige Durchführung der 
Gesamtmaßnahme zu erreichen, ist in der Richtlinie ein Förderzeitraum von zehn Jahren vorgese-
hen.  
Eine Überlagerung von Fördergebieten unterschiedlicher Städtebauförderprogramme wird in 
Hessen nicht zugelassen. Der Hauptgrund ist die Begrenztheit der Fördermittel aus den Bund-
Länder-Programmen. Des Weiteren erleichtert eine Trennung die genaue Zuordnung von Einzel-
maßnahmen und Fördermitteln sowie die Abrechnung der Gesamtmaßnahme. 
Es sind keine zeitgleichen Überlagerungen seit Beginn der Städtebauförderung bekannt. Einzelne 
Standorte des auslaufenden Programms Stadtsanierung wurde in die jüngeren Städtebauförde-
rungsprogramme überführt. 
Es gab 2013 bislang 95 Bewilligungen und ebenso viele Anträge. Hinter diesen 95 Bewilligungen 
stehen aufgrund interkommunaler Zusammenarbeit teilweise mehrere Gemeinden. Es werden 
einige Gemeinden in mehreren Programmen (mit unterschiedlichen Gebieten) gefördert. 
- Anzahl der förderfähigen Gemeinden: 426 (Gemeinden insgesamt lt. Hessisches Statistisches 
Landesamt (Hrsg)(2012): Statistisches Jahrbuch Hessen 2011/12.) 
2.9 Mecklenburg-Vorpommern, Ministerium für Wirtschaft, Bau und Tourismus 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Referat Stadtentwicklung und Städ-
tebauförderung, Frau Ansvera Scharenberg: 
Im Land Mecklenburg-Vorpommern kommen als Verwaltungsvorschrift für die Städtebauförderung 
die „Städtebauförderrichtlinien“ (StBauFR) vom 20. Oktober 2011 zur Anwendung. Nach diesen 
Richtlinien können die Gemeinden jährlich bis zum 15.10. Anträge an das Ministerium für das 
kommende Programmjahr stellen. Eine Ausschreibung ergeht nicht gesondert. Das Land Mecklen-
burg-Vorpommern spricht sich für eine Überlagerung von Fördergebieten in der 
Städtebauförderung aus. Dies impliziert eine Überlagerung von Städtebauförderprogrammen im 
selben Gebiet. Zur Überlagerung gibt es keine expliziten Regelungen des Landes – die VV Städte-
bauförderung und die Städtebauförderrichtlinien M-V schließen es nicht aus. 
Seit Beginn der Städtebauförderung ist die Überlagerung von Förderprogrammen Verwaltungspra-
xis. Eine Änderung ist nicht beabsichtigt. Als Begründung wird der Vorteil genannt, die 
verschiedenen funktionalen und städtebaulichen Missstände mit den zur Verfügung stehenden 
Programmen im Kontext angehen zu können. So bietet es sich z. B. an, den Rückbau bzw. die 
Aufwertung aus dem Programm Stadtumbau Ost mit dem Programm  Sozialen Stadt – Investitio-
nen im Quartier zu begleiten. Auch wenn die wesentlichen Maßnahmen (nach BauGB) in allen 
Programmen möglich sind, ist die Zielausrichtung der jeweiligen Programme eine eigene. Die 
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Erfahrungen haben gezeigt, dass die verschiedenen Aufgaben innerhalb einer städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme durch eine Kombination der Programme besser gelöst werden können. Dar-
über hinaus wird durch die Überlagerung von Förderprogrammen dem Gedanken der Bündelung 
Rechnung getragen. 
Die Abrechnung der Gesamtmaßnahme in einem, durch mehrere Städtebauförderprogramme, 
überlagerten Gebiet wird nicht als Problem gesehen. Grundsätzlich mag der Aufwand in einem 
Gebiet mit nur einem Städtebauförderprogramm geringer sein. Dennoch hält sich der Verwaltungs-
aufwand in überlagerten Gebieten in Grenzen, da der Nutzen diesen Aufwand rechtfertigt. Es ist 
auch möglich, verschiedene Programme zur Finanzierung eines einzelnen Vorhabens einzusetzen. 
Durch die Buchung ist eine genaue Zuordnung der Finanzmittel zu den Programmen sichergestellt.  
Eine separate Programmevaluierung wird zwar durch eine Überlagerung hinsichtlich der genauen 
Abbildung der Wirkungen des einzelnen Programms schwieriger, da mehrere Faktoren Einfluss auf 
die Wirkung nehmen. Gleichwohl sind bei einer Wirkungsanalyse auch andere Faktoren, unabhän-
gig von der Städtebauförderung, zu berücksichtigen, die zur Veränderung des Gebietes beitragen, 
wie private Investitionen, Förderungen anderer Ressorts u.s.w., so dass ohnehin eine Wichtung 
vorzunehmen ist, um die Wirkungen zu filtern, die auf den jeweiligen Einflussfaktor zurückzuführen 
sind. Ggf. könnte die Evaluierung auch ohne Programmaufschlüsselung vorgenommen werden, 
indem auf die Gebietsveränderung abgestellt wird, denn letzten Endes geht es um die Verbesse-
rung des Gebietes (der städtebaulichen Gesamtmaßnahme). In M-V wurde programmbegleitend 
ein Monitoring „Stadtentwicklung“ bei den größeren Kommunen eingerichtet, die neben der Pro-
zessbegleitung Grundlage der Evaluierung ist. 
- Anzahl der Gemeinden: 754 (Statistische Berichte, Bevölkerungsstand 2011, Hrsg. Statistisches 
Amt Mecklenburg-Vorpommern, 01.02.2013) 
- Anzahl der Gemeinden, die im Programmjahr 2013 Anträge gestellt haben: 63 Gemeinden für 92 
städtebauliche Gesamtmaßnahmen 
- Anzahl der Gemeinden, die eine Bewilligung im Programmjahr 2013 erhalten haben: 52 Gemein-
den (einschließlich der Gemeinden, die aus dem landeseigenen Programm gefördert werden. 
2.10 Niedersachsen, Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, 
Gesundheit und Integration, Referat Recht und Förderung des Städtebaus 
Herr Dr. Manfred Stehmeyer: 
Das Land Niedersachsen besitzt für die Programme der Städtebauförderung die „Richtlinie über 
die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung städtebaulicher Erneuerungsmaßnahmen“ (R-
StBauF) vom 20. Mai 2008. In der jährlichen Ausschreibung „Anmeldung städtebaulicher Erneue-
rungsmaßnahmen i. S. des BauGB zur Aufnahme in das Städtebauförderungsprogramm des 
Landes“ werden die Gemeinden über das Verfahren informiert. Für das Programmjahr 2014 wurde 
diese Bekanntmachung am 25.01.2013 veröffentlicht. Die Ausschreibungen werden im 1. Quartal 
eines Jahres für das Programmjahr des nächsten Jahres veröffentlicht, da sich die Gemeinden bis 
zum 01. Juni bewerben müssen. Veränderungen in der VV wird ggf. noch nachgesteuert. In der 
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Richtlinie sowie der Ausschreibung gibt es keine Regelungen zur Überlagerung von Fördergebie-
ten der Städtebauförderung. Das Land Niedersachsen spricht sich gegen eine Überlagerung aus. 
Diese Position wurde an die Gemeinden kommuniziert und stellt die übliche Praxis bei der Förde-
rung dar. Daher ist eine schriftliche Regelung nicht notwendig. Regelungen zur Überlagerung soll 
der Bund den Ländern überlassen. 
Derzeit gibt es keine Überlagerungen von Fördergebieten, frühere Überlagerungen existierten nur 
kurzfristig und wurden durch den Abschluss eines Fördergebietes aufgelöst. Eine Überlagerung 
wird nicht als zielführend angesehen, da die Fördermittel auf möglichst viele Gemeinden gestreut 
werden soll. Außerdem wird die Abrechnung von überlagerten Gebieten mit einem hohen Verwal-
tungsaufwand verbunden. In jedem Programm stehen den Gemeinden die wesentlichen 
Maßnahmen (nach BauGB) zur Verfügung. Nach der Zielausrichtung der Programme werden 
allerdings bestimmte Maßnahmen vorrangig eingesetzt. 
Die Einstellung der Bundesmittel im Programm Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaß-
nahmen führte dazu, dass für die Gesamtmaßnahmen einiger Gemeinden, die erst kürzlich vor der 
Einstellung aufgenommen wurden, zu wenig Mittel zur Verfügung stehen würden. Daher wurde 
dieses Programm von einem anderen Städtebauförderprogramm, wie z. B. dem Stadtumbau West, 
abgelöst. Dies bedeutete aber keine Überlagerung, da zuerst das alte Gebiet abgeschlossen und 
dann das Neue festgelegt wurde. 
- Anzahl der förderfähigen Gemeinden: 1.010 (Zensus 2011, ohne Beschränkung der Einwohner-
zahl) 
- Anzahl der Antragsteller (PJ 2013): 138 Kommunen 
- Anzahl der Bewilligungen (PJ 2013): 91 Kommunen 
Anmerkungen: Die Anzahl der Fördergebiete ist höher, aber eine Reihe von Kommunen hat meh-
rere Fördergebiete (u. a. Hannover, Braunschweig, Oldenburg, Osnabrück, Wilhelmshaven, 
Emden, Göttingen, Salzgitter, Lüneburg, Celle, Stade).  
Die hohe Diskrepanz zwischen Anträgen und Bewilligungen hat verschiedene Gründe, insbesonde-
re sind zu nennen: Kein oder nur eingeschränkter finanzieller Spielraum für die Aufnahme neuer 
Maßnahmen, „Nullrunde“ wegen hoher Reste aus den Vorjahren. 
Aus der Subsidiarität der Städtebauförderung ergibt sich, dass Gebiete, die im Rahmen der Dorf-
erneuerung gefördert werden, für die Städtebauförderung nicht in Betracht kommen (möglich ist es 
allerdings, dörflich geprägte Gebiete / Ortsteile einer Gemeinde in der Dorferneuerung zu fördern 
und z. B. den städtisch geprägten Ortskern in einem Städtebauförderungsprogramm). Im Einzelfall 
wird dies mit den zuständigen Behörden der Agrarstrukturverwaltung abgestimmt. 
2.11 Nordrhein-Westfalen, Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, Referat Integrierte Stadterneue-
rung, Städtebauförderung und Denkmalpflege, Herr Karl Jasper: 
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Im Land Nordrhein-Westfalen gelten für alle Programme der Städtebauförderung die „Richtlinien 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen zur Stadtentwicklung und 
Stadterneuerung (Förderrichtlinien Stadterneuerung 2008) RdErl. d. Ministeriums für Bauen und 
Verkehr - V.5 – 40.01 - v. 22.10.2008“. Es erfolgt keine jährliche Ausschreibung, außer bei größe-
ren Veränderungen wie der Einführung des Programms Kleinere Städte und Gemeinden durch den 
Bund. Zuwendungsempfänger sind Gemeinden und Gemeindeverbände, eine Beschränkung nach 
Einwohnerzahl existiert nicht, besonders da auch die kleinste Gemeinde über 4.000 Einwohner 
besitzt. Die Gemeinden können jährlich bei den Bezirksregierungen Anträge stellen. Die Antrags-
frist wird von den Bezirksregierungen festgelegt und kann jährlich variieren.  
Nummer 7 Abs. 3 der Förderrichtlinien Stadterneuerung (2008) sieht eine räumliche Trennung der 
Förderung und Durchführung von Maßnahmen der unterschiedlichen Förderprogramme vor. Dies 
bezieht sich auf eine Kombination von Städtebauförderprogrammen mit anderen Förderprogram-
men. Eine Überlagerung von Städtebauförderprogrammen wird grundsätzlich ausgeschlossen, ist 
aber nicht explizit erwähnt. Für ein Fördergebiet ist nur eine städtebauliche Gesamtmaßnahme 
vorgesehen. Mehrere Gesamtmaßnahmen sind in einer Gemeinde möglich, solange diese räum-
lich voneinander getrennt sind. Dabei sollen die spezifischen Missstände mit dem entsprechenden 
Städtebauförderprogramm angegangen werden. Die Fördertatbestände nach BauGB können in 
allen Programmen der Städtebauförderung angewendet werden. Eine besondere Regelung gibt es 
nur mit den Verfügungsfonds der Programme Soziale Stadt sowie Aktive Stadt- und Ortsteilzen-
tren. In diesem Zusammenhang bilden Verfügungsfonds ein hilfreiches Mittel. 
Die Unterschiede zwischen den einzelnen Programmen ergeben sich aus den Problemlagen in den 
Quartieren/Gebieten, aus den sich daraus ergebenden Zielen und Handlungsansätzen für die 
Gesamtmaßnahme, aus den unterschiedlichen privaten Akteuren und öffentlichen Einrichtungen, 
die an dem Erneuerungsprozess beteiligt sind sowie aus den unterschiedlichen „Programmphilo-
sophien“. 
Die unzureichende finanzielle Ausstattung der Städtebauförderprogramme ist offensichtlich, aller-
dings führt eine Überlagerung von Städtebauförderprogrammen nicht unbedingt zu einer 
Mittelbündelung. Eine optimale Behebung städtebaulicher Missstände gründet vor allem auf einem 
integrierten Stadtentwicklungskonzept unter Beteiligung von privaten Akteuren sowie Trägern 
öffentlicher Belange. Aus diesem Konzept muss eine sehr gute Umsetzungsstrategie erarbeitet 
werden, um die städtebaulichen Ziele zu erreichen. 
Grundsätzlich gibt und gab es seit Beginn der Städtebauförderung keine Überlagerungen von 
Städtebauförderprogrammen. Aufgrund von reduzierten Fördermitteln in einem Programm, wie z. 
B. bei der Soziale Stadt, oder gar auslaufenden Förderprogramme, wie bei Sanierungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen, werden in einem Gebiet mehrere Städtebauförderprogramme zeitlich 
versetzt zugelassen. Da es bisher nie zu räumlichen Überlagerungen kam, kann nichts über die 
Auswirkungen der Überlagerung auf Abrechnung, Evaluierung, Einnahmebestimmung oder Ver-
waltungsaufwand ausgesagt werden. 
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Die Befristung der Mittel sowie die Überprüfung der Verwendung nach Art. 104b GG eröffnet die 
Maßgabe, Programme anzupassen und Gesamtmaßnahmen in einer befristeten Zeit durchzufüh-
ren. In Abhängigkeit von den Ergebnissen der Evaluierungen kann ein Programm z. B. auch eine 
Neubelebung erfahren. 
Dem Land Nordrhein-Westfalen stehen im Programmjahr 2013 168,625 Mio. Euro Städtebauför-
dermittel zur Verfügung, davon 75,146 Mio. Euro Bundesmittel. Damit stehen die Bundes- zu den 
Landesmitteln im Verhältnis 1:1,25. Es sind 396 Gemeinden zuwendungsfähig. 
Insgesamt haben 160 Städte und Gemeinden in NRW Städtebaufördermittel zum Programmjahr 
2013 angemeldet.  
Zum Programmjahr 2013 wurden insgesamt 229 Gesamtmaßnahmen beantragt.  
Im Städtebauförderprogramm 2013 des Landes NRW sind Fördermittel für 115 Städte und Ge-
meinden enthalten, welche für 162 Gesamtmaßnahmen vorgesehen sind. Die Bewilligung der 
entsprechenden Zuwendungsbescheide obliegt den Bewilligungsbehörden, in NRW den fünf 
Bezirksregierungen. Dabei geht es im Regelfall jedoch nur noch um die Ermittlung der genauen 
Förderhöhe auf der Grundlage der aktualisierten Antragsunterlagen der Kommunen. 
2.12 Rheinland-Pfalz, Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur des 
Landes Rheinland-Pfalz, Referat Städtebauförderung, Herr Walter Greuloch: 
Das Land Rheinland-Pfalz besitzt für die Programme der Städtebauförderung die Verwaltungsvor-
schrift „Förderung der städtebaulichen Erneuerung“ (VV-StBauE) vom 22. März 2011. Auf dieser 
Grundlage wird jährlich ein Jahresprogramm aufgestellt, auf welches die Gemeinden Anträge 
stellen können. Es gibt keine verbindlichen Regelungen zur Überlagerung von Städtebauförderge-
bieten, allerdings spricht sich das Land Rheinland-Pfalz gegen eine Überlagerung aus. Die 
Nachteile überwiegen mögliche Vorteile. Bisher ist es auch nie zu einer Überlagerung innerhalb der 
Bund-Länder-Programme der Städtebauförderung gekommen.  
In den letzten 2 bis 3 Jahren konnten alle Programmgemeinden, die die haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen erfüllt haben, gefördert werden. Die Förderung umfasste vorrangig Bund-Länder- 
sowie Landesprogramme. Die Gemeinden der Förderkulisse der Städtebauförderung können sich 
auf neue Programme bewerben, allerdings nur wenn der Stadt- oder Ortsteil kein aktuelles Förder-
gebiet beinhaltet. Mit dem Auslaufen des Bund-Länder-Programms Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen könnte die Zahl der Neuaufnahmeanträge in den nächsten Jahren auf 
20 bis 25 pro Jahr steigen. Vor einer Neuaufnahme muss die Bewerbergemeinde ihr aktuelles 
Fördergebiet aufheben und abrechnen. 
Bei einer möglichen Überlagerung werden große Probleme in der Abrechnung und Evaluierung der 
einzelnen Gesamtmaßnahmen bzw. Programme gesehen. Die Evaluierung der Gesamtmaßnah-
men (Programmjahr 2013) muss allerdings nach Art. 104b GG sowie Art. 11 Abs. 2 VV (2013) 
durchgeführt werden. Damit einher geht eine Aufnahme von Monitoringdaten, die in überlagerten 
Gebieten schwieriger zu erheben sein dürften. 
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Jede Gemeinde kann die städtebaulichen Missstände mit nur einem entsprechenden Programm 
beheben bzw. mildern. Dabei ist die Gemeinde nach § 136 Abs. 1 BauGB zu einer zügigen Durch-
führung angehalten. Im Sanierungsgebiet gibt es nach § 142 Abs. 3 BauGB die Maßgabe, bei der 
Frist zur Durchführung 15 Jahre nicht zu überschreiten. Damit ist auch das Fördergebiet als zeitlich 
begrenzt anzusehen. An dieser gesetzlichen Frist orientiert sich das Land bei allen gebietsbezoge-
nen Fördermaßnahmen.  
Eine Überlagerung von verschiedenen Städtebauförderprogrammen wird im Wesentlichen nicht 
notwendig, um programmspezifische Maßnahmen durchzuführen, da die notwendigen und zulässi-
gen Maßnahmen nach § 164a Abs. 2 und 3 BauGB in allen Programmen möglich sind. Dies 
umfasst z. B. Maßnahmen der Vorbereitung, Bau- und Ordnungsmaßnahmen, Vergütungen von 
Beauftragten sowie Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen. Durch diesen Maßnah-
menkatalog, der in allen Programmen zur Verfügung steht, können die Schwerpunkte der 
Städtebauförderung nach § 164b Abs. 2 umgesetzt werden.  
Das Land befürwortet grundsätzlich eine Reduzierung der Anzahl der Programme, weil der Verwal-
tungsaufwand mit jedem Programm steigt. Eine Zusammenfassung der Programme zum jetzigen 
Zeitpunkt könnte allerdings vom Bund zu einer Kürzung der Städtebauförderung insgesamt genutzt 
werden.  
- Anzahl verbandsangehörige Städte und Ortsgemeinden: 2.258 (Statistisches Landesamt Rhein-
land-Pfalz, 31.12.2011) 
- Anzahl Verbandsgemeinden und Verbandsfreie Gemeinden und Städte: 198 (Statistisches Lan-
desamt Rheinland-Pfalz, 31.12.2011) 
- Anzahl Kreisfreie Städte: 12 
- Anzahl der grundsätzlich förderfähigen Städte und Gemeinden (Förderkulisse): ca. 160 
- Anzahl der Programmgemeinden, die einen Antrag im Programmjahr 2013 gestellt haben: 105 
- Anzahl der Programmgemeinden, die im Programmjahr 2013 eine Bewilligung erhalten haben: 
Das Land bewilligt bis in den Dezember Anträge. Insoweit kann erst Ende Dezember die Anzahl 
genannt werden. In der Regel kommen aber alle Anträge aus dem Jahresprogramm zum Zuge. 
2.13 Saarland, Ministerium für Inneres und Sport, Referat Stadtentwicklung, Herr 
Klaus Müller-Zick: 
Im Saarland gilt als Förderrichtlinie für alle Programme die „Städtebauförderungs-
verwaltungsvorschrift“ (StBauFVwV) vom 25.01.2005, zuletzt geändert am 30.10.2012. Diese wird 
derzeit überarbeitet. In der zweiten Jahreshälfte vor jedem Programmjahr werden Antragsformulare 
der Programme für die Gemeinden zur Antragstellung veröffentlicht. Die Aufforderung zur Antrag-
stellung erfolgt per Runderlass an die Gemeinden. Die Bewilligung der Anträge wird direkt durch 
das Ministerium vorgenommen. Es gibt keine Regelungen zur Überlagerung von Fördergebieten.  
Das Saarland spricht sich gegen eine Überlagerung von Städtebauförderprogrammen aus. Es 
existierten nur übergangsweise Überlagerungen. So wurden z. B. teilweise Programmgebiete im 
Programm Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen im Jahr 1999/2000 durch Soziale-Stadt-
Gebiete abgelöst. Eine möglichst schnelle Abrechnung des alten Fördergebietes war Vorausset-
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zung für die Neuaufnahme. Die hohe Anzahl an Programmen lässt keine wirkliche Vielfalt in der 
Anwendung erkennen, da in allen Programmen die wesentlichen Querschnittsmaßnahmen (nach 
BauGB) möglich sind. Eine Überlagerung der Programme aufgrund programmabhängiger Maß-
nahmen wird damit nicht für erforderlich gehalten.  
Ein Problem können die zur Verfügung stehenden Mittel oder das begrenzte Fördervolumen in 
einem einzelnen Programm darstellen. Durch die Möglichkeit der Umschichtung nach VV wird 
versucht, die Mittel für einen Programmbereich zu erhöhen. Eine Überlagerung mehrerer Pro-
grammbereiche zur Mittelbündelung wird dennoch nicht angewendet, da dies einen hohen 
Verwaltungsaufwand bedeuten würde. Zum Einem müssten die Einzelmaßnahmen genau einem 
Programm zugeordnet werden und zum anderen muss für jedes Programm ein hinreichend plau-
sibles Konzept erstellt werden. Eine verwaltungstechnische Vereinfachung wäre die 
Zusammenfassung der bisherigen Programme in drei oder sogar ein Programm. Nach dem Vorbild 
des alten Städtebaufördergesetzes könnten die Mittel über einen längeren Zeitraum auf einer 
konstanten Höhe gesichert sein und i.S. einer integrierten Entwicklung eingesetzt werden; diesbe-
züglich verweist Herr Müller-Zick auf das Schreiben des Saarlandes an die ASBV-Vorsitzende. 
- Anzahl der förderfähigen Gemeinden: 52 (374 Stadt- und Gemeindeteile) 
- Anzahl der Antragsteller (nach Gemeinden PJ 2013): 45 Gemeinden - 76 Maßnahmen 
- Anzahl der Bewilligungen (nach Gemeinden PJ 2013): 27 Gemeinden - 29 Maßnahmen 
2.14 Sachsen, Sächsisches Staatsministerium des Innern, Referat für Städtebau- 
und EU-Förderung, Herr Michael Köppl 
Der Entwicklung der zunehmenden Überlagerungen wurde im letzten Jahrzehnt gegengesteuert. 
Zum ersten Mal festgeschrieben wurde 2008 die Überlagerung von Erhaltungsgebieten (vgl. 
§ 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) mit Stadtumbaugebieten (vgl. § 171b BauGB) für nicht zulässig erklärt 
und Vorhandene müssen durch (Teil-) Aufhebungen beendet  werden (Erlass, 24.11.2008). Die 
Intention entstand aus der Zielrichtung, dass in Erhaltungsgebieten kein Rückbau betrieben wer-
den sollte. Dies wurde zuvor in der Fachkommission Städtebauförderung von Bund und Ländern 
bestätigt, das BMVBS wünschte eine Trennung. In der Ausschreibung der Städtebauförderung für 
das Programmjahr 2010 wurde dann festgeschrieben, dass Überlagerungen von Fördergebieten 
grundsätzlich zu vermeiden sind und eine Ausnahme nur dann besteht, wenn unterschiedliche 
Fördergegenstände der jeweiligen Programme für die Erreichung der Ziele notwendig sind (Bek. 
PJ 2010). Damit positioniert sich der Freistaat Sachsen gegen eine Überlagerung von Fördergebie-
ten und schließt sich somit einigen anderen Bundesländern an. Dieser Standpunkt wurde schon 
vorher an die Gemeinden kommuniziert und bei der Zulassung darauf geachtet. Die Bekanntma-
chungen zu den Programmjahren 2011 und 2012 gehen noch einen Schritt weiter, in dem die 
bestehenden Überlagerungen mit der Überarbeitung und größenmäßigen Anpassung der Förder-
gebiete aufzulösen sind. Eine Ausnahme bilden Überlagerungen mit dem Programm Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen, da dieses ausläuft und damit diese Fördergebiete abgeschlossen 
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werden. Diese übergangsweisen Überlagerungen wurden in der Regel bei der Bewilligung von 
Neuanträgen angewendet. 
Im Interview mit Herrn Köppl, Referatsleiter der Städtebau- und EU-Förderung des SMI, ergab sich 
folgende Position des Freistaates Sachsen. Eine Überlagerung von Fördergebiete der Städte-
bauförderung ist grundsätzlich nicht zulässig. Alle Programme besitzen denselben grundlegenden 
Werkzeugkasten, so dass aufgrund dieser Maßnahmen eine Überlappung unnötig ist. Was den 
Unterschied zwischen den Programmen ausmacht, ist das jeweilige Profil. Jedes Programm ver-
folgt eine bestimmte Zielausrichtung, um städtebauliche Missstände zu beheben. Die Umsetzung 
des Gesamtkonzeptes eines Fördergebietes wird über die Gesamtmaßnahmen gesteuert. Ein 
Springen zwischen den Programmen innerhalb desselben Fördergebietes erschwert eine aufei-
nander aufbauende Entwicklung, da hinter jedem Programm ein spezifisches Konzept steht. 
Schlimmstenfalls stehen sich die Erhaltung und der Rückbau von Gebäuden konträr gegenüber. 
Die Gemeinden sind dazu angehalten das für ihre Gesamtmaßnahmen geeignete Programm zu 
wählen und sich dafür zu bewerben. Es kann nicht das Ziel sein, möglichst große Fördersummen 
zu bekommen. Aufgrund knapper werdender Mittel und dem Bedarf einer großen Anzahl von 
sächsischen Gemeinden muss eine optimale Verteilung vorgenommen werden. 
Bei der Bewilligung der Anträge wird darauf geachtet, dass es zu keinen Überlagerungen kommt. 
Ausnahmen sind übergangsweise Überlagerungen, die sich wieder auflösen, da ein Gebiet ge-
schlossen wird. Überlagerungen, die in der Vergangenheit entstanden sind, werden entweder 
durch eine Anpassung der Fördergebiete oder durch Beendigung eines Fördergebiets aufgehoben. 
Der Rückbau im Programm Stadtumbau stellt eine besondere Maßnahme dar und darf als solche 
auch nur in geeigneten Gebieten ohne Überlagerung mit anderen Fördergebieten angewendet 
werden. Die unterschiedlichen Fördersätze wie beim Städtebaulichen Denkmalschutz sowie den 
Programmteilen Rückbau, Sicherung und soziale Infrastruktur des Stadtumbaus gelten für beson-
dere Zuwendungsgegenstände, wodurch die speziellen Probleme der Gemeinden angegangen 
werden sollen. 
Die Planungen der Gemeinde sollten auf die nächsten 10 Jahre im Entwicklungskonzept ausgelegt 
sein. Falls sich dennoch Änderungen ergeben, so dass die Ziele angepasst werden, so müssen die 
neuen Ziele nicht durch Überlagerung mit dem entsprechenden Programm erreicht werden. Das 
neue Programm findet erst seine Anwendung, wenn das Bisherige beendet wird. Um Veränderun-
gen rechtzeitig wahrzunehmen, bietet es sich an, wenn die Gemeinden die Fördergebiete in ihrem 
Sinne evaluieren. 
Ein flexiblerer Einsatz von Fördermitteln kann auch ohne eine Überlagerung erreicht werden. Über 
Verfügungsfonds können ergänzende Projekte im Fördergebiet mit privater Beteiligung angegan-
gen werden. Ausgabereste, die sich am Ende des Jahres durch das Nichtabrufen von 
Fördermitteln ergeben, können von anderen Gemeinden genutzt werden. 
Nach Art. 104b Abs. 2 Satz 2 und 3 GG besteht für die finanziellen Mittel eine verfassungs-
rechtliche Befristungs- und Degressionsmaßgabe sowie eine Überprüfung der Verwendung in 
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regelmäßigen Zeitabständen. Dies bedeutet, dass jedes Programm nicht unbefristet ist und nach 
einer erfolgreichen Evaluierung verlängert werden kann. Abhängig von der neuen Zielstellung in 
der Städtebauförderung können Programme auslaufen sowie neue Programme aufgelegt werden. 
Ein einzelnes Programm kann auch mit Modifikation fortgeführt werden.  
Die Überlagerung von Fördergebiete der Städtebauförderung soll von den einzelnen Ländern 
geregelt werden. Dabei ist die Position des Freistaates Sachsen eindeutig gegen eine Überlage-
rung von Städtebaufördergebieten. Dies wurde in der Bekanntmachung zum PJ 2011 sowie 2012 
festgeschrieben und soll in die geplante VwV 2014 aufgenommen werden. Des Weiteren wird über 
die Bewilligung auf Überlagerungen geachtet. Bisherige Überlagerungen sollen in den nächsten 
Jahren aufgehoben werden.  
2.15 Sachsen-Anhalt, Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Lan-
des Sachsen-Anhalt, Referat Wohnungswesen, Städtebau, 
Städtebauförderung und Haushalt, Herr Joachim Stappenbeck: 
Das Land Sachsen-Anhalt besitzt für die Programme der Städtebauförderung die „Richtlinie über 
die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von städtebaulichen Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen; Maßnahmen des städtebaulichen Denkmalschutzes zur Sicherung und 
Erhaltung historischer Stadtkerne; städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen im ländlichen Bereich“ 
(RL StäBauF) RdErl. des MWV vom 3. Juli 1998, geändert durch RdErl. vom 30. Juli 1999. Die 
Gemeinden müssen bis zum 31. Januar des aktuellen Programmjahres die Anträge zur Städte-
bauförderung stellen. Es gibt keine schriftlichen Regelungen zur Überlagerung von Fördergebieten 
der Städtebauförderung. 
Das Land Sachsen-Anhalt spricht sich für eine Überlagerung aus und zwar sowohl als Überlap-
pung von Gebieten zweier Programme als auch von Programmen in einem Gebiet. Seit Beginn der 
Städtebauförderung ist eine Überlagerung von Fördergebieten möglich und wird bis heute prakti-
ziert. Der geringe finanzielle Umfang der einzelnen Programme kann in einigen Gebieten eine 
Mittelbündelung durch Überlagerung erfordern. Ebenso werden die verschiedenen Ziele der Städ-
tebauförderung dadurch erreicht. 
Eine Abrechnung der Maßnahmen in einem überlagerten Gebiet stellt keinen höheren Verwal-
tungsaufwand dar, da die Finanzmittel der einzelnen Programme in Einzelmaßnahmen getrennt 
werden. Die Evaluierung der einzelnen Programme wird allerdings schon erschwert, wenn Wirkun-
gen durch ein Programm auf ein bestimmtes Gebiet abgebildet werden sollen. Dies muss 
allerdings differenziert betrachtet werden, da die Evaluierung von der Betrachtungsweise abhängt. 
Die wesentlichen Maßnahmen (nach BauGB) sind in allen Programmen möglich. 
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2.16 Schleswig-Holstein, Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein, Refe-
rat Städtebau, Bau- und Wohnungswesen, Frau Sabine Kling: 
In Schleswig-Holstein gilt als Förderrichtlinie für alle Programme die „Städtebauförderungs-
richtlinien des Landes Schleswig-Holstein“ (StBauFR 2005) in der Fassung vom 01. Januar 2005. 
Die Gemeinden werden zum Jahresprogramm direkt informiert. Die Anträge müssen grundsätzlich 
bis zum 01. Oktober des Vorjahres gestellt werden. Es gibt keine Regelungen zur Überlagerung 
von Programmen der Städtebauförderung, allerdings sind die Gemeinden darüber informiert, dass 
eine Überlagerung von Förderungen nicht erfolgt. 
Schleswig-Holstein spricht sich gegen eine Überlagerung von Städtebauförderprogrammen aus. 
Übergangsweise existierten Überlagerungen von den Programmen Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen und Soziale Stadt. In der Abrechnung zeigte sich allerdings ein erhöhter 
Verwaltungsaufwand. Die Einzelmaßnahmen sowie die Einnahmen, z. B. aus Ausgleichsbeträgen 
oder Verkaufserlösen, müssen exakt zugeordnet werden. Dazu fehlten die entsprechenden Vorga-
ben, die noch vom Ministerium hätten erstellt werden müssen. Es ergibt sich die Notwendigkeit 
einer doppelten Abrechnung bzw. nach Haushaltsrecht eines doppelten Abschlussberichtes. Dies 
stellt einen Grund dar, Überlagerungen nicht zuzulassen. Ein zweiter, wichtiger Grund ist die 
Tatsache, dass in allen Programmen der Städtebauförderung die gleichen Fördertatbestände nach 
BauGB möglich sind. 
-Anzahl der Gemeinden: 1.116 (lt. Statistischem Landesamt für Hamburg und Schleswig-Holstein, 
Stand 31.12.2012) 
- Anzahl der förderfähigen Gemeinden: 92 (Ober- Mittel- und Unterzentren sowie Stadtrandkerne I. 
und II. Ordnung) 
- Anzahl der Gemeinden, die einen Antrag im Programmjahr 2013 gestellt haben: 16 Gemeinden 
für 18 Gesamtmaßnahmen 
- Anzahl der Gemeinden, die im Programmjahr 2013 eine Bewilligung erhalten haben : 16 Gemein-
den für 17 Gesamtmaßnahmen 
2.17 Thüringen, Thüringer Ministerium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr, 
Thüringer Landesamt, Referat Städtebau. Bauleitplanung und Städtebauför-
derung, Frau Iris Heinemann: 
Im Land Thüringen gelten für alle Programme der Städtebauförderung die „Richtlinien zur Förde-
rung städtebaulicher Maßnahmen“ (Thüringer Städtebauförderungsrichtlinien – ThStBauFR) vom 
20.12.2012. Die Gemeinden müssen bis zum 1. November des Jahres für das Folgejahr Anträge 
an das Thüringer Ministerium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr zur Aufnahme von Maß-
nahmen stellen. Nach Programmaufstellung erhalten die Zuwendungsempfänger eine Zuteilung 
von Fördermitteln für die Maßnahmen ohne Rechtsanspruch. Die Gemeinden können in der Regel 
ein einzelnes Vorhaben bewilligt bekommen. Vorhaben sind konkrete Projekte innerhalb einer 
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Gesamtmaßnahme, wie z. B. Aufstellung eines Rahmenplans, Neugestaltung des öffentlichen 
Raumes, Herstellung einer Erschließungsanlage oder Modernisierung eines Gebäudes. Es gibt 
keine Regelungen zur Überlagerung von Förderprogrammen. 
Thüringen spricht sich für eine Überlagerung von Städtebauförderprogrammen aus. Seit Beginn 
der Städtebauförderung werden Überlagerungen angewendet und kommen auch weiterhin zum 
Einsatz. Der wesentliche Grund für die Überlagerungen ist die Bündelung von Finanzmitteln. 
Dadurch soll eine schnelle Umsetzung der Maßnahmen erreicht werden. Da die wesentlichen 
Maßnahmen (nach BauGB) in allen Programmen möglich sind, spielt eine Differenzierung nach 
Programmen eine untergeordnete Rolle. 
Bisher wurden keine Fördergebiete mit überlagerten Programmen der Städtebauförderung abge-
rechnet. Ein Unterschied im Verwaltungsaufwand bei der Abrechnung kann daher noch nicht 
beurteilt werden. 
- Anzahl der förderfähigen Gemeinden: 878 (Thüringer Landesamt für Statistik. Zensus 2011 mit 
Stichtag 09.05.2011) 
2.18 Chemnitz, Stadt Chemnitz, Abteilung Stadterneuerung/Stadtumbau, Stadt-
planungsamt, Frau Grit Stillger: 
Aus der Vergangenheit heraus ergaben sich mehrfache Überlagerungen des SEP mit anderen 
Programmen. Meistens diente die Überlagerung der weiteren Finanzierung von Maßnahmen in 
einem Fördergebiet. Aufgrund der verschiedenen Handlungsfelder wurde oft SUO mit SSP und 
wird auch weiterhin SUO mit EFRE/ESF-Nachhaltige Stadtentwicklung überlagert. 
Aus dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept ergeben sich die verschiedenen Handlungsfelder 
in der Stadt. Über teilräumliche Konzepte werden die Schwerpunkte festgelegt, dabei liegen sehr 
oft mehrere Schwerpunkte vor, wie z. B. Wirtschaft, Verkehr oder Soziales. 
Die Kombination von Städtebauförderprogrammen wird notwendig, um alle Maßnahmen mit einem 
integrierten Handlungsansatz in einem Gebiet/Stadtquartier mit Missständen (funktionell und/oder 
Substanzschwäche) als gebietsbezogene städtebauliche Gesamtmaßnahme angehen zu können. 
Diesen Grundsatz der Bündelung aller Mittel und Maßnahmen regelt auch das Besondere Städte-
baurecht im BauGB. Im Rahmen der Städtebauförderung sind die meisten grundlegenden 
Maßnahmen in allen Programmen möglich (außer Besonderheiten SUO und SSP), allerdings 
ergibt die Spezifika der Programme eine bestimmte Zielausrichtung und dementsprechende Maß-
nahmen. Das SSP beinhaltet durch das sozial ausgerichtete Quartiersmanagement eine 
Besonderheit. Damit können z. B. auch demographische Prozesse des Stadtumbaus begleitet 
werden, die soziale Auswirkungen haben. Über Verfügungsfonds aus SUO-Aufwertung werden 
diese Aufgaben teilweise abgelöst, da keine neuen SSP-Gebiete beantragt werden.  
Das Programm Stadtumbau Ost weist mit seinen Programmteilen weitere Besonderheiten auf. Der 
Rückbau von Wohngebäuden, die Sicherung von Altbauten sowie die Rückführung der städtischen 
Infrastruktur erhalten aufgrund des Fördersatzes von 100 %, 50 % ohne kommunalen Eigenanteil 
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bzw. 90 % mit nur 10 % komm. Eigenanteil eine besondere Aufmerksamkeit. Ohne die erhöhten 
Fördersätze und die geringe Eigenbeteiligung der Stadt gegenüber den anderen Programmen 
wäre eine Durchführung vieler Stadtumbaumaßnahmen nicht möglich gewesen. Den Eigenanteil 
von i. d. Regel 33⅓ % bei der Nutzung anderer Programme hätte die Stadt Chemnitz nicht tragen 
können. Die Anwendung der spezifischen Programmteile des SUO ist für die Lösung der entspre-
chenden Missstände wie einsturzgefährdete oder nicht nutzbare Gebäude gedacht. Durch die 
Kleinteiligkeit der Missstände ergeben sich aber auch andere Handlungsfelder im selben Gebiet, 
so dass andere Städtebauförderprogramme notwendig sind. 
Die genaue Zuordnung der Einzelmaßnahmen zu einem Städtebauförderprogramm in einem 
überlagerten Gebiet stellt zumindest auf der Ebene der Einzelmaßnahme keinen höheren Verwal-
tungsaufwand dar. Die Beantragung und Abrechnung der Gesamtmaßnahme ist je Programmteil 
erforderlich, greift aber in vielen Punkten auf gleiche Grunddaten zurück und ist deshalb nur wenig 
aufwendiger als in nicht überlagerten Fördergebieten. Der positive Effekt der Bündelung und Sy-
nergien der bedarfsgerechten Mittel und Maßnahmen spricht eindeutig für eine Überlagerung. 
In einigen Sanierungsgebieten, die mit Fördergebieten aus anderen Programmen überlagert sind, 
wurden schon Ausgleichsbeträge erhoben (meist abgelöst). Über das Wertermittlungsverfahren 
„Chemnitzer Modell“ wird die durch die Sanierung bedingte Erhöhung des Bodenwerts bestimmt. 
Dabei wird nicht nach den einzelnen Programmen unterschieden, da das Besondere Städtebau-
recht die Bündelung der Mittel und Maßnahmen zur Behebung der Missstände verlangt. Die 
Bewertung der Wertsteigerung wird durch Berechnung anhand des Vergleichs der Missstände und 
Maßnahmen durch mehrere gebiets- oder grundstücksbezogene Merkmale vorgenommen, und 
nicht durch Zuordnung oder Verteilung der eingesetzten Fördermittel. Die sanierungsbedingten 
Einnahmen aus Ausgleichsbeträgen werden in der fördertechnischen Abrechnung des Förderge-
bietes nur dem SEP-Programm zugerechnet. 
Die Evaluierung der Städtebauförderung in überlagerten Gebieten stellt kein Problem dar. Alle 
Einzelmaßnahmen sind klaren Fördertatbeständen und Programmen in der Kosten- und Finanzie-
rungsübersicht zugeordnet. Kleinräumig betrachtet erzeugen bestimmte Maßnahmen einen 
nachweisbaren Effekt. So kann der Sanierungsstand in einem Gebiet über entsprechende Maß-
nahmen erhöht werden. Die positive Entwicklung eines Gebietes kann anhand gebietsbezogener 
Indikatoren dargestellt werden. Sie hängt aber nicht nur von den Städtebauförderprogrammen, 
sondern von vielen Einflussfaktoren ab, die nicht messbar oder beeinflussbar sind. Daher ist eine 
direkte Zuordnung eines einzelnen (qualitativen) Indikators nur rechnerisch zu einem einzelnen 
Programm nicht sinnvoll. Die Ergebnisse des ersten Testlaufes zum elektronischen Monitoring des 
Bundes stehen noch aus. 
Die bewilligten Finanzmittel entsprechen nicht immer den beantragten Mittel, so dass eine Grenze 
in der Umsetzung aller Maßnahmen ergibt. Der Investitionsbedarf ist damit höher als die zur Verfü-
gung stehende Mittel, derzeit insbesondere im Programmteil SUO- Sicherung von Altbauten. 
Andererseits wird auch die Inanspruchnahme der möglichen Finanzhilfen durch die Probleme bei 
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der Bereitstellung der städtischen Kofinanzierung oder im Stadtumbau-Rückbau von Wohngebäu-
den durch andere externen Einflüssen eingeschränkt. 
Die Zusammenfassung aller Programme zu einem mit dem Spektrum aller möglichen Maßnahmen 
würde Überlagerungen überflüssig machen und es könnten alle Ziele des Stadtentwicklungskon-
zeptes erreicht werden. Allerdings müsste zu der derzeitigen Städtebauförderung ein Schnitt 
gemacht werden. 
2.19 Leipzig, Stadt Leipzig, Amtsleiter für Stadterneuerung und Wohnungs-
bauförderung, Herr Karsten Gerkens: 
Die Stadt Leipzig hat Gebietsentwicklungskonzepte erstellt, woraus die Erfordernisse für die be-
stimmten Gebiete hervorgehen. Die resultierenden Maßnahmen werden nach dem 
Subsidiaritätsprinzip über die möglichen Förderbereiche angegangen. So werden Fach-, Städte-
bau- und EU-Förderung für das breite Spektrum an Maßnahmen herangezogen. Jedes Programm 
hat eine bestimmte Zielausrichtung und erfüllt damit einen bestimmten Zweck. Z. B. dient der SUO 
Aufwertung für Baumaßnahmen am Gebäude und das SOP zur Revitalisierung des Gewerbes. 
Nicht investive Maßnahmen können teilweise über EU-Programme abgedeckt werden. Diese 
Kombination wird notwendig, um alle Maßnahmen am Gesamtobjekt angehen zu können.  
Im Rahmen der Städtebauförderung sind die meisten grundlegenden Maßnahmen in allen Pro-
grammen möglich (außer Stadtumbau Ost, Programmteil Rückbau), allerdings ergibt die Spezifika 
der Programme eine bestimmte Zielausrichtung und dementsprechende Maßnahmen. Zum ande-
ren sind aber auch die finanziellen Möglichkeiten innerhalb eines Programms begrenzt, so dass für 
die Umsetzung des Gesamtkonzepts mehrere Programme notwendig werden. Wenn genug Mittel 
in einem Programm zur Verfügung stehen würden, würde meist auch ein Programm ausreichen 
und eine Überlagerung wäre obsolet.  
Bisher wurden keine Anträge der Stadt Leipzig trotz einer entstehenden Überlagerung zurückge-
wiesen. In Abstimmung mit SMI und SAB wurde 2012 aufgrund des nach INSEK weiterhin 
bestehenden Rückbaubedarfes in Grünau ein Neuantrag für die Gesamtmaßnahme Stadtumbau 
Ost, Rückbaugebiet Grünau, in der Überlagerung mit der Gesamtmaßnahme Soziale Stadt, Leipzig 
Grünau, und der Gesamtmaßnahme SEP, Leipzig – Grünau Wohnkomplex 7 und 8, gestellt, da der 
geförderte Rückbau von Wohnungen und Infrastruktur in der Sozialen Stadt kein Zuwendungsge-
genstand ist und das SEP Gebiet Grünau, Wohnkomplex 7 und 8, im vereinfachten Verfahren und 
ohne die Hinterlegung von Fördergeldern aufgestellt wurde, um einen gesteuerten Rückbau durch 
Einflussnahme mittels der Sanierungsrechtsinstrumente des BauGB zu ermöglichen. 
Durch die Überlagerung der Fördergebiete bedarf es einer genauen Zuordnung der Gesamtmaß-
nahmen, um diese getrennt abzurechnen. Der anfangs höhere Verwaltungsaufwand konnte 
aufgrund der eingeübten Praxis vermindert werden – der Nutzen überwiegt klar den Aufwand! Eine 
klare Trennung nach Gesamtmaßnahmen stellt kein Problem dar.  
Knapper werdende Mittel können eine Verkleinerung der Fördergebiete implizieren. Für die Behe-
bung städtebaulicher Missstände müssen allerdings im Sinne eines integrierten Ansatzes die 
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Gesamtzusammenhänge betrachtet werden. Für die Beantragung des SOP mussten die Investiti-
onsschwerpunkte auf die Kerne beschränkt und das Umfeld ausgeschlossen werden. 
Problem Georg-Schumann-Straße: Für die Herausforderung Magistralenentwicklung kommen drei 
aneinandergrenzende, nicht überlappende Gebiete / Gesamtmaßnahmen mit unterschiedlichen 
Möglichkeiten zum Einsatz – dies ist in der Öffentlichkeit nicht bzw. kaum vermittelbar. 
Die Evaluierung der Städtebauförderung in überlagerten Gebieten stellt kein Problem dar. Voraus-
setzung ist, dass das Gebiet im Zusammenhang gesehen werden muss. Umsetzungserfahrungen 
belegen, dass bei Entwicklungen in benachteiligten Stadtquartieren im Rahmen von integrierten 
Strategien (mit Gebietsüberlagerungen, wie z. B. im Leipziger Osten) mit den Handlungsfeldern 
Städtebau / Raum, Soziales, Wirtschaft und Beschäftigung viele Einflussfaktoren wirken. Neben 
den programminternen Wirkungen spielen zusätzlich äußere, nicht regulierbare Einflüsse eine 
bedeutende Rolle. Z. B. reicht die Aufwertung eines Gebietes (Stadteilpark Rabet) meist nicht aus, 
um neue Eigentümer oder Mieter für die Gebäude zu finden. Dies kann aber durch eine gezielte 
Werbung und Beratung besser zum Erfolg führen. Das Resultat ist eine Belebung des Stadtteiles, 
welches auch die Evaluierung feststellen würde. Daher ist es erforderlich, dass neben der reinen 
Interpretation fördergebietsbezogener Daten (= quantitativ-indikatorengestützter Ansatz) im Rah-
men der kommunalen Selbstevaluierung auch qualitative Aspekte (z. B. über Experteninterviews 
mit Schlüsselpersonen) mit berücksichtigt werden (= qualitativ-diskursiver Ansatz). Im Übrigen 
wirken neben den evtl. überlagerten Städtebaufördergebieten auch die ausdrücklich gewollt über-
lagerten EFRE-Gebiete und z. B. Effekte von Fach- und Wirtschaftsförderungen im Gebiet. Reine 
„Laborbedingungen“ eines einzigen Städtebaufördergebietes existieren real ohnehin nicht (s.o.: 
gezielte Evaluierung / Selbstevaluierung). 
Bisher gab es noch keine Erhebung von Ausgleichsbeträgen in Fördergebieten mit Überlagerung. 
Aktuell erfolgt die Ermittlung von Ausgleichsbeträgen in Sanierungsgebieten auch mit Förderge-
bietsüberlagerung. 
Verfügungsfonds sind ein geeignetes Mittel, um private Aktivitäten loszutreten sowie Wirtschaftsak-
teure hineinzubringen, wie z. B. im Leipziger Bülowviertel. Durch die Finanzierung von 50 % der 
Mittel durch Bund, Land und der Stadt ergibt sich eine Entlastung und es können größere Projekte 
geschaffen werden. Die Bürger können investiv eingebunden werden und ihre Vorstellungen 
umsetzen. In Abhängigkeit von der finanziellen Ausstattung des privaten Anteils können Verfü-
gungsfonds nur einen Teil der ergänzenden Mittel durch Überlagerung ersetzen. Ergänzend laufen 
in Leipzig Überlegungen zu revolvierenden Fonds, die z. B. Darlehen oder Bürgschaften beinhalten 
können. Diese Fonds sollen mit den Erlösen der damit finanzierten Projekte wieder aufgefüllt 
werden. Dies wird in der Initiative JESSICA (Joint European Support for Sustainable Investment in 
City Areas) der Europäischen Kommission genutzt (EFRE-Mittel). 
Eine besondere Maßnahme stellt der Rückbau im SUO dar. Die sächsischen Städte und Gemein-
den haben die Abbruchwelle hinter sich und damit sich von Gebieten verabschiedet. Leipzig hat 
etwa 14.000 Wohneinheiten abgebrochen. Nun geht es darum die verbleibenden Gebiete zu 
entdichten, behinderten- bzw. altersgerecht umzubauen. Dabei muss auf die Unterschiede zwi-
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schen den Gemeinden reagiert werden. Städte mit Bevölkerungswachstum wie Leipzig, Dresden 
und in Teilen Chemnitz benötigen in einem Fördergebiet sowohl Maßnahmen der Aufwertung als 
auch des Rückbaus. 
 
In der weiteren Befragung wird auf die Argumente für Überlagerungen durch den SSG und 
der AG Stadterneuerung eingegangen (Bezug zum Schreiben vom 10. Mai 2012 an Herr 
Beyer, Az. 623.12/057403): 
1. Die Programme besitzen den gleichen Maßnahmenkatalog, aber verschiedene Zielsetzungen. 
Damit kommt die Mehrdimensionalität der Missstände in den Zielen, aber nicht in den Maßnahmen 
zum Ausdruck. 
Wären Sie für eine Profilierung der Maßnahmen, so dass die Ziele den Maßnahmen genauer 
entsprechen? (Bitte begründen.) 
Die Förderinstrumente lassen dies momentan nicht zu. Erforderlich sind ausreichend ausgestaltete 
integrierte Förderprogramme. Wenn die Programme eher speziell und / oder zu gering für integrier-
te / komplexe Aufgaben ausgestattet sind, dann sind Überlagerungen unerlässlich! Kein 
Lösungsansatz sind Fördergebiete mit selektiven „dünnen“ Programmen und / oder das räumliche 
Nebeneinander von Programmen. 
Fakt ist, dass die Programmausstattungen die eigenen Bundesforschungs- und -
evaluierungsergebnisse ignoriert (s. Dokumente von Bund, BBSR, ggf. auch DIFU und Bundes-
transferstellen etc. zum Investitionsbedarf) 
Inwieweit unterscheiden sich die Programme in der Verwendung der Maßnahmen? Haben bzw. 
könnten Sie Maßnahmen eines Programms nutzen, obwohl ein anderes Programm von der 
Zielausrichtung besser passt(e)? 
Frage erschließt sich uns nicht. 
Damit stellt sich die grundlegende Frage, ob nicht ein Städtebauförderprogramm ausreicht oder 
sehen Sie die Notwendigkeit einer Steuerung durch die Zielausrichtung neuer Programme? 
s. oben 
2. Reaktion auf neue Entwicklungen – Umorientierung erfordert neues Programm mit entsprechen-
der Zielsetzung. 
Der Gemeinde sollte aufgrund ihres Stadtentwicklungskonzeptes eine langfristige Planung möglich 
sein. Eine Flexibilität sollte innerhalb eines Programms möglich sein, zur Umsetzung des Maß-
nahmekonzeptes des jeweiligen stadtraumbezogenen städtebaulichen Entwicklungskonzeptes 
(Fördergebietskonzept).  
Sinnvoll sind keine reinen Fördergebietskonzepte, sondern  
 Integrierte Stadtteilentwicklungskonzepte für Stadtteile / Gesamtmaßnahmen (SEKo) 
 Daraus abgeleitet werden mögliche Finanzierungsquellen (Mittelbündelung) 
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 und der Maßnahmenkatalog mit Angabe des Förderprogramms / möglicher Finanzierungs-
quellen. 
 Die Selektion eines „Fördergebietskonzeptes“ ist aus den integrierten Stadtteilentwick-
lungskonzepten möglich – mit notwendiger Flexibilität innerhalb des SEKo. 
Wie stehen Sie zu diesen Aussagen? Entstand in den letzten 20 Jahren das Erfordernis in einem 
Fördergebiet die Zielsetzung anzupassen? Konnte dies nur durch eine Überlagerung mit einem 
anderen Städtebauförderprogramm gelöst werden? 
 Die Konzepte wurden / werden fortgeschrieben. 
 Fakt ist, dass die Ergebnisse z. B. im Schwerpunktbereich Leipziger Westen ohne Überla-
gerungen nicht erreicht worden wären. 
3. Verschiedene Förderquoten (SDP 80%, SUO bis 100% (Rückbau, Sanierung)) 
Warum würden Sie in den verschiedenen Förderquoten eine Notwendigkeit zur Überlagerung 
sehen? 
 Verschiedene Förderquoten waren bisher kein Grund für Überlagerung von Städtebauför-
dergebieten. 
4. Rückbau nur im SUO 
Der SUO Rückbau bildet ein spezielles Programm der Städtebauförderung und läuft im Wesentli-
chen konträr zu den Anderen. Warum würden Sie auch hier die Notwendigkeit einer Überlagerung 
sehen? 
Rückbau läuft nicht konträr zu anderen Programmen, sondern löst vollkommen andere städtebauli-
che und wohnungswirtschaftliche Aufgabenstellungen. Gerade deshalb ist in stark von der 
Umstrukturierung betroffenen Gebieten eine Überlagerung von Rückbau mit eher aufwertungsori-
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Kritische Reflexion und Danksagung 
Durch die offene Zielsetzung wurde vom Autor versucht, alle wichtigen Personen einzu-
beziehen. Die Beteiligten in der Städtebauförderung von der Idee bis zur Umsetzung 
sollten in die Themenstellung eingebunden werden. Schnell zeigte sich aber, dass auch 
hier eine Grenze gesetzt werden musste, um bei dem Umfang in dem einer Masterarbeit 
zu bleiben. Daher wurden z. B. nur einige Gemeinden befragt. Für ein bundesweites Bild 
wäre eine Befragung von Gemeinden aus allen Ländern notwendig. Außerdem konnte der 
Autor nicht in die Tiefe gehen, in dem z. B. ein Fördergebiet mit Überlagerung exempla-
risch analysiert wurden wäre. Die Ergebnisse aus Kapitel Fünf und Sechs sollten jetzt 
noch in der Praxis überprüft werden. Im Speziellen sollten dabei das integrierte Stadtent-
wicklungskonzept und dessen Umsetzung in den Fokus rücken. 
In einem Interview wurde schon angedeutet, dass die Praxis der Städtebauförderung 
schon in den Ländern stark differiert. Diese Spezifika konnte in der Analyse nicht beachtet 
werden. Ebenso bleibt auch die Betrachtung der EU-Ebene offen. Das EU-Recht selbst 
könnte sich schon auf die Städtebauförderung auswirken. Außerdem wäre ein Vergleich 
von EU-Staaten oder sogar weltweit von Staaten zur Städtebauförderung noch eine inte-
ressante Fragestellung.  
Die Arbeit hätte auch noch fachlich, bzgl. der Stadtentwicklung oder der Politikwissen-
schaft, ausgebaut werden können. Aber es wurde absichtlich das Gesamte betrachtet, um 
die Zusammenhänge zwischen den unterschiedlichen Bereichen zu veranschaulichen. 
Die Informationen der Experten unterstützen dabei die gewonnenen Erkenntnisse, ohne 
diese erst empirisch zu überprüfen. 
 
 
Zuerst danke ich all meinen Interviewpartnern, die sich die Zeit nahmen, meine Fragen zu 
beantworten, auch wenn sie eigentlich gar nicht die Zeit hatten, und für die Erklärungen 
und Hintergründe, die sie freiwillig gaben.  
Ohne die Kurzinterviews hätte sich im Ergebnis ein anderes Bild ergeben, so dass ich den 
teilweise nicht namentlich erwähnten meinen Dank ausspreche. 
Die Idee für dieses Thema kam von Herrn Köppl, und ich nutzte gleich die Gelegenheit 
dieses anzunehmen, da ich auch die Chance sah, in einen Themenkomplex einzusteigen, 
der sich über mehrere Verwaltungsebenen und Handlungsfelder erstreckt. Die Fokussie-
rung auf die Überlagerung brachte dann die notwendige Eingrenzung für einen 
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entsprechenden Umfang der Arbeit. Daher danke ich Herrn Köppl für diese Möglichkeit 
sowie für Flexibilität der Bearbeitung. 
Herrn Professor Kowalke danke ich für die offene und fachliche Betreuung. Dieses Thema 
ist sicherlich kein klassisches, sondern geht auch in das juristische, verwaltungstechni-
sche und finanzielle Gebiet ein, so dass ich ihm auch für seinen schnellen Zuspruch 
dankbar bin. 
Ich hoffe, meine Familie, insbesondere meine Mutter, kann es mir nachsehen, dass die 
vergangene gemeinsame Zeit aufgrund der Arbeit weniger da war, und danke für die 
emotionale Unterstützung. 
Ein Dank geht auch an das Referat Städtebau- und EU-Förderung, die Zeit war nicht nur 
fachlich eine Bereicherung. Im Speziellen danke ich Frau Preusche, die mich bei der 
Arbeit in jeder Hinsicht unterstützte, und Sven, der nicht nur zu jeden Punkt nochmal 
einen anderen Blick hatte, sondern mich auch fachlich und moralisch unterstützte. 
Ein besonderer Dank geht an meine Freunde, die nicht nur Korrektur gelesen haben. Die 
regelmäßigen Treffen führten auch zu einer inneren Reflexion der Arbeit. Ein herzlicher 
Dank geht an Christian und Johanna, die meine Etappen der Arbeit begleiteten. Ich danke 
insbesondere Martin, der mit mir diese Zeit gemeinsam durchmachte. Unser gegenseiti-
ger Ansporn hatte seinen Zweck erfüllt, und die gemeinsame Elbspaziergänge haben den 
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